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A ls Angela Merkel am Tag nach der Wahl 
vor die Presse trat, sah man auf ihrem 

Pult einen knappen Slogan: Die Mitte. Der ös-
terreichische Bundeskanzler Christian Kern 
sagte, die Mitte sei sein Zielpublikum, sie be-
stehe aus 95 Prozent der Bevölkerung. Der 
französische Präsident Emmanuel Macron 
gründete eine neue Bewegung, die er mit Po-
litikerinnen und Politikern aus beiden Lagern 
des Zentrums besetzte. Es gibt kein politi-
sches Ziel, den Rand zu besetzen. Alle wollen 
in der Mitte sein.

Geopolitisch betrachtet, steigen Mittelklas-
sen in den Schwellenländern schneller auf als 
ihre Gegenstücke in den westlichen Demokra-
tien; man kann (sieht man von Afrika ab) von 
einer globalen Umverteilung sprechen. Auch 
das spürt die hiesige Mitte und es macht sie 
nicht froh.

Die schwierigsten Frage beim Thema war, 
die Mitte überhaupt zu definieren; viele Tex-
te widmen sich aus allen möglichen Perspek-
tiven dieser Aufgabe. Klar ist, dass die Grö-
ße der Mitte von den politischen Bemühungen 
abhängt, sie zu vergrößern oder klein zu ma-
chen, sprich den Sozialstaat zu erhalten und 
ständig zu erneuern oder ihn abzuschaffen.

Ich denke, die vielen großartigen Autorin-
nen und Autoren, Gesprächspartnerinnen und 
-partner machen dieses Heft zu einer inter-
essanten Quelle bei einem schwierigen, aber 
hochaktuellen Thema. Wenn nämlich die Mit-
te bröckelt, auch das lässt sich in diesem Heft 
nachlesen, dann wachsen die Extreme.

Zu danken ist Markus Marterbauer, Julia 
Hofmann und Adi Buxbaum von der AK, die 
mit mir diese Beilage konzipierten; zu danken 
ist auch Tanja Kowatsch und Maria Motter, 
die halfen, dass die Texte ihre Gestalt beka-
men. Die Gestalter Raphael Moser und Dirk 
Merbach sorgten dafür, dass die Beilage bes-
ser aussieht denn je, die Illustratoren P. M. 
Hoffmann und Oliver Hofmann leisteten da-
bei wichtige Hilfe und Anna Goldenberg stand  
dem Herausgeber bei.

Und natürlich ist der AK Wien für finanzi-
elle Unterstützung zu danken, die diese Beila-
ge erst möglich machte.
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M i t t e?
P olitisch verheißt der Zug zur Mit-

te nichts Gutes, auch wenn ihm 
fast alle Parteien anhängen; er ist 
vielleicht nur ein anderes Wort 
für den Rechtsruck oder für das, 
was der britische Soziologe Co-
lin Crouch mit dem Wort Post-
demokratie bezeichnet. Ande-
rerseits wollen alle zur Mit-
te gehören, so kommt es, dass 
vom Standpunkt einer individu-
ellen Lebensführung Zugehörigkeit 
nichts anderes bedeutet als die Uto-

pie, ein ruhiges, abgesichertes Leben 
führen zu können. Die Mitte ist 

so attraktiv, dass trotz steigen-
der Ungleichheit sich immer 
mehr Menschen ihr zugehö-
rig fühlen. Wie beurteilt man 
überhaupt, was Mitte ist und 
was nicht? Reicht das Ein-
kommen dafür aus oder geht 
es vielmehr um Chancen oder 

um die Möglichkeit, ein glück-
liches Leben zu führen? Und wie 

denkt es sich so in der Mitte?

S e i t e  6 – 1 8

I
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I
n der Mitte, so scheint das Credo der 
großen Volksparteien in Europa zu 
lauten, ist es kuschelig-heimisch, dort 
tummelt sich die Mehrheit der Bür-

gerinnen und Bürger in der Hoffnung auf 
sozialen Aufstieg und dort seien deshalb 
die meisten Stimmen zu gewinnen. Diesem 
Mythos von der politischen Mitte huldigen 
nicht nur die konservativen Parteien, son-
dern auch die europäische Sozialdemokra-
tie und teilweise auch die Grünen. 

Die räumlich-metaphorisch beschriebene Be-
wegung hin zur Mitte erwies sich freilich 
als fatal für liberale Demokratien in Euro-
pa. Die Folgen wurden von dem britischen 
Politikwissenschaftler Colin Crouch am 
Beginn des neuen Jahrtausends mit dem 
schwammigen Begriff der „Postdemokra-
tie“ gefasst. Crouch meint damit den dra-
matischen Umbau demokratischer Institu-
tionen, nämlich die Aushöhlung demokrati-
scher Entscheidungsorgane, eine Entmach-
tung von Parlamenten und die Verlagerung 
politischer Entscheidungen in Gremien jen-
seits demokratisch legitimierter Institutio-
nen. Phänomene wie sinkende Wahlbeteili-
gung, abnehmendes Interesse an verfasster 
Politik, die Erosion konstanter Parteiidenti-
fikation und damit die Zunahme von Wech-
sel- und Protestwählerschaft, schwindendes 
Vertrauen in politische Entscheidungsorga-
ne und Akteure sowie wachsende Unzufrie-
denheit mit der Leistungsfähigkeit demo-
kratischer Institutionen sind die Folgen die-
ser fundamentalen Transformation liberaler 
Demokratie, die die Bürgerinnen und Bür-
ger zu bloßen Konsumenten eines zuneh-
mend sozial unattraktiven politischen An-
gebots degradierte. 

Der Beginn dieses Wandels liberaler De-
mokratie lässt sich allerdings bereits auf 
die 1970er-Jahre datieren. Der marxisti-
sche Demokratietheoretiker Johannes Ag-
noli schrieb schon 1968 ein Buch mit dem 
Titel „Die Transformation der Demokratie“. 
Auch der Politologe Klaus von Beyme sieht 
die Ursachen der Erosion westeuropäischer 
Demokratien in der Entstehung einer „po-
litischen Klasse“ seit den 1970ern, die eher 
am eigenen Interesse des Machterhalts als 
an den Bedürfnissen der Wählerinnen und 
Wähler orientiert ist. Die Herausbildung 
von sogenannten Volksparteien und die 
Auflösung von klar unterscheidbaren Pro- F
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E s s a y :  B i r g i t  s a u E r

Fortsetzung nächste seite 

Johannes agnoli 
beschrieb schon 
in den 1970ern 
den Wandel der 
Demokratie

Cas Mudde sieht 
in Protestparteien 
den grund für den 
populistischen 
Zeitgeist

Wie der Mythos der politischen Mitte der extremen rechten nützt  
und Politik insgesamt schädigt

Immer schön 
zusammenrücken!?
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8  F A L T E R   Ö k o n o m i e

grammatiken hatten den schleichenden 
Verlust des Repräsentationspotenzials der 
Volksparteien zur Folge. 

Vor diesem Hintergrund entstanden seit 
den 1970er-Jahren soziale Bewegungen und 
„Protestparteien“ – prominent in vielen eu-
ropäischen Ländern grüne, in einigen Län-
dern, wie in Frankreich, aber auch rechte 
Parteien. Der niederländische Politologe 
Cas Mudde sieht in dieser Transformati-
on der Parteienlandschaft die Ursachen für 
die Entstehung eines „populistischen Zeit-
geists“, einer Neuprogrammierung der de-
mokratischen Interaktion von Bürgerinnen 
und Bürgern und Parteien.

Diese Prozesse der politischen Entfrem-
dung beschleunigten sich seit den 1990er-
Jahren. Nicht zuletzt die Sozialdemokratie 
versuchte vergessen zu machen, dass die 
Idee einer Neuvermessung des politischen 
Raums der Mitte mit einem weiteren gro-
ßen, globalen Transformationsprojekt ver-
bunden war – dem Umbau europäischer Ge-
sellschaften und Staaten unter dem Primat 
kapitalistischer Ökonomie. Neoliberale Glo-
balisierung, globale Mobilisierung zur Mi-
gration, Ökonomisierung von Politik und 
Gesellschaft, Abbau europäischer Sozial-
staaten, Deregulierung von Arbeit und eine 
Zunahme ungesicherter Erwerbsarbeitsver-
hältnisse bildeten ein Gelegenheitsfenster 
für eine radikale Transformation liberal-
repräsentativer Demokratien. Unter dem 
Diktat mächtiger ökonomischer Akteure 
schwanden die Handlungsspielräume ge-
wählter Parlamente und Regierungen, so-
dass ein „zweiter Souverän“ entstand, wie 
die beiden Forscher am renommierten Max-
Plank-Institut für Gesellschaftsforschung 
Jens Beckert und Wolfgang Streeck die glo-
balen (Finanz-)Märkte bezeichnen. Daraus 
folgte eine Neuvermessung auch der sozia-
len Geografie, gleichsam ein gegenläufiges 
Wegstreben von der Mitte in vertikaler Per-
spektive, nämlich steigender Reichtum oben 
und zunehmende Armut unten.

Mit dem Begriff der „Politikverdros-
senheit“ ist also die Abkehr von verfass-
ter politischer Partizipation oder des soge-
nannten „Protestwählertums“ nur unzu-
reichend beschrieben, handelt es sich doch 
vielmehr um eine systematische Entfrem-
dung von demokratischer Partizipation „von 
oben“. Die berühmte Theoretikerin Chan-
tal  Mouffe spricht von einer postpolitischen 
Krise: Die Orientierung an einer politischen 
Mitte, insbesondere der sozialdemokrati-
sche Dritte Weg, trugen nach  Mouffe dazu 
bei, dass das Politische stillgestellt wur-
de. Die Orientierung der Volksparteien am 
Konsens statt an politischer Kontroverse 
habe eine Entpolitisierung befördert.

Allerdings erweist sich die These der Entpo-
litisierung durch postdemokratische Ver-
hältnisse als falsch, sind doch liberale De-
mokratien mit einer Repolitisierung „von 
rechts“ konfrontiert. Das Zusammenrü-
cken in der Mitte, aber auch das soziale 
Auseinanderdriften, haben eine politische 
Leerstelle produziert, die rechtsextrem po-
pulistische Parteien durch antagonistische 
Mobilisierung, durch gezielte Provokatio-
nen und Tabubrüche zu füllen in der Lage 
sind. Die Basis dieser Repolitisierung bil-
den nicht mehr traditionelle Spaltungen 
zwischen links und rechts, sondern binäre 
und ausschließende Konstruktionen eines 
imaginierten „heartland“, wie es der briti-
sche Politologe Paul Taggart nennt, eines 
„Kernlands“ des „Wir“, das „Volk“, gegen 
„Andere“ – seien dies Migrantinnen und 

Migranten, politische Eliten, „das“ Esta-
blishment, die sogenannte Lügenpresse, 
Schwule oder Feministinnen.

Das Erstarken des rechtsextremen Po-
pulismus liegt nicht zuletzt in den unbe-
arbeiteten Widersprüchen des neoliberalen 
Kapitalismus begründet. Der Abbau sozi-
aler Rechte bzw. sozial ausgleichender po-
litischer Maßnahmen traf nämlich vor al-
lem die arbeitende Bevölkerung – also die 
klassischen Wähler und Wählerinnen sozi-
aldemokratischer Parteien –, die beim Um-
bau der politischen Geografie nicht in die 
Mitte rückte, sondern sozialen Abstieg er-
leben musste. Die Folgen sozialer Prekari-
sierung wurden weder materiell noch emo-
tional abgefedert und lösten Verunsicherung 
sowie Angst um Erwerbsarbeit und Ein-
kommen, um erworbene soziale Positionen 
und um erkämpfte soziale Rechte aus. Zu-
dem sollten die Menschen im Neolibera-
lismus ein wettbewerbsorientiertes, gleich-
sam „unternehmerisches Selbst“ entwerfen, 
wie der Soziologe Ulrich Bröckling schreibt. 
Entsolidarisierung ist somit auch ein Effekt 
der neoliberalen Sozialisation zu Wettbe-
werb, Konkurrenz und Risiko. 

Rechtsextreme Populisten sind im Kontext 
sowohl der Nichtbearbeitung von sozialer 
Ungleichheit als auch der Delegitimierung 
der Volksparteien diejenigen politischen 
Akteure, die offenbar Enttäuschungen und 
Ohnmachtsgefühle aufgreifen und in Wut 
gegen die Anderen umdeuten konnten. Und 
sie bieten auf der Basis dieser ausschlie-
ßenden Deutungsmuster neue – national 
exklusive – Solidaritätsmuster an. Rechts-
extrem populistische Parteien, so lässt sich 
mit dem Jenaer Soziologen Klaus Dörre sa-
gen, sind „Bewegungen gegen die Zumu-
tungen und Zwänge des Marktes“ sowie 
gegen die Enttäuschung über wohlfahrts-
staatlichen Abbau und drohenden Wohl-
standsverlust. Strukturell ähnlich wie sozia-
le Bewegungen der 1970er-Jahre sind rech-
te Parteien und Organisationen Teil neuer 
„postdemokratischer ‚Empörungsbewegun-
gen‘“ (Peter Ullrich).

Darüber hinaus ist der rechtsextreme Po-
pulismus in Europa – besonders deutlich 
auch in den USA – ein männliches Phä-
nomen. Dies erklärt sich aus der Verunsi-
cherung bestimmter – und durchaus nicht 
nur proletarischer – Männergruppen: Die 
systematische Aushöhlung des Wohlstands 
der Erwerbstätigen und die Absenkung des 
Familienlohns gingen einher mit der Inte-
gration von Frauen in den Erwerbsarbeits-
markt sowie mit der – zumindest partiellen 
– Auflösung des männlichen Ernährermo-
dells. Mit dem neoliberalen Umbau kapi-
talistischer Gesellschaften erodierten auch 
hie rarchische Geschlechterregime und es 
veränderten sich tradierte vergeschlechtlich-
te Lebensweisen, die tief in ökonomischen, 
sozialstaatlichen und lebensweltlichen 
Strukturen europäischer Nachkriegsgesell-
schaften verankert waren. Die traditionel-
le geschlechtsspezifische Arbeitsteilung in-
nerhalb von Familien sowie die Idee der he-
terosexuellen Kleinfamilie sowie die männ-
liche Suprematie in der öffentlichen Sphäre 
wurden dadurch herausgefordert und infra-
ge gestellt – und dies bei gleichzeitigem So-
zialabbau und fehlenden Alternativangebo-
ten zur männlichen Ernährerexistenz.

Der US-amerikanische Soziologe Mi-
chael Kimmel bezeichnet jene Gruppe von 
Männern, die diesen doppelten Verlust – 
der Klassen- und der Geschlechterpositi-
on – nicht verarbeiten können, als „angry 

white men“, wütende weiße Männer, die 
ihre prekäre Klassenposition als Hass auf 
Frauen und auf Gleichstellungspolitik, vor 
allem aber auf Migranten und Migrantin-
nen neu definieren. Die sukzessive Negie-
rung von sozialer Gleichheit, der Abbau 
sozialer Rechte für Arbeitende und da-
mit die Ablehnung der tradierten partei-
politischen Eliten hat auch eine materielle 
Geschlechterkomponente.

In einem stetigen Prozess wurden somit 
die materiellen und emotionalen Voraus-
setzungen eines hegemonialen demokra-
tischen Kompromisses umverteilender 
Wohlfahrtsstaatlichkeit zerstört, also der 
Verbesserungen für einen Großteil der Ar-
beitenden, wie sie die fordistischen Nach-
kriegsjahre kennzeichneten. Damit gingen 
auch die Grundlagen der Partizipation an 
liberal-demokratischen Verfahren verloren, 
nämlich politische Rechte, mit denen sich 
bis in die 1970er-Jahre soziale Verbesserun-
gen erstreiten ließen. Rechtsextrem popu-
listische Akteure bearbeiten nicht nur die 
gesellschaftlichen, auch geschlechtsspezifi-
schen Grundlagen der Erosion liberaler De-
mokratie, sie zerstören zugleich auch wei-
tere zentrale Grundlagen von Demokratie 
– nämlich Pluralität, Differenz, Gleichheit 
und Solidarität. Die direktdemokratischen 
Angebote, die alle rechtspopulistischen Ak-
teure machen, die direkte Kommunikati-
on von Donald Trump via Twitter oder 
die Forderung nach mehr direkter Demo-
kratie der FPÖ, sind aber keine Alternati-
ven für eine Re-Demokratisierung, für ein 
Wiedererlangen von Entscheidungsmacht 
und Selbstbestimmung der Bürgerinnen 
und Bürger. Vielmehr besteht die rechtsex-
trem-populistische Bearbeitung der demo-
kratischen Krise in neuen Ausschlüssen, in 
weiterbestehender Ungleichheit und in ex-
klusiver, ausschließender Solidarität. Und 
die demokratiepolitischen Forderungen von 
Rechtspopulisten laufen auf autoritäre Lö-
sungen hinaus, braucht doch das vom Esta-
blishment vermeintlich korrumpierte Volk, 
braucht der „kleine Mann auf der Straße“ 
„echte“ und starke Führerschaft. 

In der Finanz- und Wirtschaftskrise nach 2008 
definierten schließlich auch die politischen 
Eliten der EU das Konzept Demokratie neu, 
wie dies etwa in Angela Merkels Rede von 
einer „marktkonformen Demokratie“ zum 
Ausdruck kam. Tendenzen der Autokrati-
sierung, wie sie in den Politiken der „Troi-
ka“ bzw. der „Institutionen“ gegenüber Grie-
chenland oder im Europäischen Wirtschafts-
pakt (New Economic Governance) institu-
tionalisiert wurden, bereiteten den Boden 
für die weitere Delegitimierung liberal-de-
mokratischer Verfahren und Institutionen. 
Der Rechtswissenschaftler Lukas Oberndor-
fer macht einen „autoritären Konstitutiona-
lismus“, der Soziologe Peter Ullrich einen 
„technokratisch verbrämten Autoritatismus“ 
als weitere Schritte des systematischen Ab-
baus liberal-demokratischer Institutionen 
und Rechte, von Pluralität, Anerkennung 
von Differenz und sozialem Ausgleich aus.

Das Scheitern (in) der politischen Mit-
te ist also ein Scheitern sowohl kapitalisti-
scher Neoliberalisierung wie auch des mit 
dem Kapitalismus verknüpften ungleichen 
Geschlechterregimes. Demokratisierung – 
auch unter einer Geschlechterperspektive 
– kann daher nur gelingen, wenn die soli-
daritätszerstörenden Bedingungen kapita-
listischer Vergesellschaftung transformiert 
werden.  F

Klaus Dörre: 
Rechtsextremer 
Protest kommt aus 
der Enttäuschung 
über drohende 
Verluste

Michael Kimmel: 
„Angry white 
men“ definieren 
sich über Hass 
auf Frauen und 
Migranten und 
Migrantinnen

Fortsetzung von Seite 6

»
Der rechtsextreme 
Populismus ist  
ein männliches 
Phänomen – in 
Europa und  
besonders  
deutlich auch in 
den USA
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John Rawls, 
Theoretiker der 
Gerechtigkeit

Jürgen Habermas, 
Denker kommuni-
kativen Handelns

Norberto Bobbio: 
Philosoph der 
Menschenrechte

Perry Anderson: 
Spectrum. From 
right to left in the 
world of ideas. 
Verso Books, 2004, 
398 S. 

Perry Anderson, 
brillanter Historiker, 

scharfzüngiger 
Polemiker

M
an kann Mitte als Ort der Ge-
sellschaft beschreiben; man 
kann sie zur moralischen Ab-
wägung verwenden, oder man 

kann mit ihr politisches Denken bezeich-
nen. Eine Übung, die bei uns selten gewor-
den ist, denn angeblich lösen sich die alten 
Zuschreibungen „links“ und „rechts“ auf. 
Gewiss ist es mühsam und erspart Denken, 
die Dinge nicht unvoreingenommen zu ana-
lysieren, sondern nach Zugehörigkeit zu ei-
nem Lager zu bewerten. Solches Lagerver-
halten (Denken möchte man es nicht nen-
nen) trägt einen guten Anteil zur österrei-
chischen politischen Misere bei.

Lechts und rinks kann man bekannt-
lich nicht velwechsern, sagt Ernst Jandl, 
und Jürgen Habermas bemerkte einmal, 
man brauche bei dieser Frage nicht so viel 
herumreden, jeder wisse, was gemeint sei. 
Das stimmt schon, denn rechts ist in der 
politischen Praxis die Ideologie für Eliten, 
die Happy Few oder die wenigen, denen 
die wahre Erkenntnis gegeben ist, während 
links sich in die Bedürfnisse armer, an den 
Rand gedrängter Massen einfühlt. Links 
will ihnen geben. Rechts will ihnen neh-
men. Und die Mitte ist der Versuch, sich 
per Kompromiss aus den entstehenden Ge-
gensätzen herauszuhalten und akzeptable, 
wenn nicht glückliche Lebensverhältnisse 
für möglichst viele herzustellen, als linke 
und als rechte Mitte.

Politik greift immer auf intellektuelle Vo-
raussetzungen und Traditionen zurück. Die 
politischen Wenden waren stets von Den-
kern vorgedacht: der keynesianische Wohl-
fahrtsstaat der Nachkriegsjahre. Der Neo-
liberalismus. Eurasia. Die Doktrin der hu-
manitären Interventionen. Wie überrascht 
waren die USA, als sich herausstellte, dass 
die Alt Right ihre Ideologen hatte, die im 
Kabinett Trump tätig wurden! Wie bitter 
spürt die europäische Linke die Theorie-
ferne ihres politischen Personals!

Der Versuch, die Welt des Denkens in rechts 
und links einzuteilen, ist aus verschiedenen 
Gründen schwierig und wird selten unter-
nommen. Man muss eine umfassende Bil-
dung besitzen, um den Überblick über das 
gesamte Spektrum politischen Denkens zu 
behalten. Der an der University of Califor-
nia in Los Angeles lehrende anglo-irische 
Historiker Perry Anderson behauptet, er 
sei kein Polyhistor. Seinen Überblick habe 
er sich aus technischen Gründen verschaf-
fen müssen, aus den Notwendigkeiten der 
redaktionellen Praxis als Herausgeber der 
maßgeblichen linken Zeitschrift New Left 
Review, der er seit 1962 lange Jahre war.

Wie dem auch sei, der Marxist Anderson 
verfügt über einen globalen Horizont, der 
es ihm ermöglichte, Dutzende maßgebli-
che Bücher über den absolutistischen Staat, 
Indien, die Türkei, Italien, die europäische 
Linke, die Postmoderne, Gramsci, die Den-
ker und Lenker amerikanischer Außenpo-
litik und jüngst über den Islam vorzule-
gen. Und eben auch ein Werk, Spectrum 
(2004), das sich mit dem Spektrum politi-
schen Denkens befasst.

Die klassische Philosophie von Plato bis 
Nietzsche und praktische Notwendigkeiten 

beim Regieren der Welt seien für die Denker 
der Rechten vordringlich, formuliert Ander-
son. Jene in der Mitte befassen sich in erster 
Linie mit normativen philosophischen Kon-
struktionen, also mit der (moralischen) Be-
gründung dessen, was zu tun ist. Die Lin-
ke hingegen beschäftige sich mit ökonomi-
schen, sozialen, kulturellen Phänomenen 
der Vergangenheit und der Gegenwart.

Andersons Ordnung des intellektuellen 
Kosmos fällt selektiv und überraschend 
aus. Der Autor entschuldigt sich auch für 
Lücken des Buchs, etwa das Fehlen femi-
nistischer Positionen („kein ,Anderes Ge-
schlecht‘ in Sicht“, aber das werde nicht so 
bleiben) sowie auch für das Fehlen umwelt- 
und biotechnischer (man möchte ergänzen 
digitalkritischer) Perspektiven. 

Dass Carl Schmitt, Leo Strauss, Michael 
Oakeshott und Friedrich August von Hayek 
die Rechte besetzen, ist zu verstehen. Dass 
der Publizist Timothy Garton Ash dazuge-
rechnet wird, überrascht. Anderson begrün-
det es schlagend: nämlich wörtlich, mit Gar-
ton Ashs stiller Unterstützung der Nato-
Option beim Entstehen eines neuen Mittel-
europas, das sich an demokratischen Werten 
orientiert, aber Russland ausschließt. Dass 
Garton Ash Margaret Thatcher beriet, ist 
hierzulande ebenfalls wenig bekannt.

Das Zentrum bevölkert Anderson mit 
Männern, die man üblicherweise der Lin-
ken zurechnet: dem italienischen Philoso-
phen Norberto Bobbio, seinem deutschen 
Kollegen Jürgen Habermas und dem US-
amerikanischen Rechtsphilosophen John 
Rawls. Andersons Argument, warum sie 
dennoch gemeinsam der Mitte angehö-
ren: Sie alle setzen darauf, dass eine Ver-
ständigung über  Ideale und Notwendig-
keiten einer Gesellschaft im Konsens, im 
herrschaftsfreien Diskurs hergestellt wer-
den kann. 

Der Konsens ist ein Ideal der Mitte; er 
schlösse auch eine Zugehörigkeit zur Lin-
ken nicht aus. Anderson aber macht auch 
die Haltung der Denker zum Imperialismus 
US-amerikanischer Prägung zum Prüfstein 

seiner Beurteilung. Alle drei rechtfertigen 
bewaffnete Interventionen, und das macht 
sie, in seiner Interpretation, zu Angehörigen 
des „adjustable Centre“. Wie trocken Ander-
son argumentiert, zeigt ein Satz, mit dem er 
die Haltung des Westens zu Mitteleuropa 
zusammenfasst: „Drei Monate nachdem er 
Zentraleuropa verdaut hatte, entkorkte der 
Atlantische Pakt eine militärische Großof-
fensive auf dem Balkan.“ Andersons Zuord-
nungen mögen provokant erscheinen, sie 
öffnen einem auch die Augen.

Das meistzitierte Gedicht in der ersten 
Schockzeit nach Donald Trumps Amtsüber-
nahme war „The second coming“ von Wil-
liam Butler Yeats, eine Klage des Auseinan-
derbrechens und Zerfalls, geschrieben nach 
dem Ersten Weltkrieg: „Turning and tur-
ning in the widening gyre / The falcon can-
not hear the falconer; / Things fall apart; the 
centre cannot hold“. Der Kreisflug des Fal-
ken sei zu weit geworden, der Falkner kön-
ne ihn nicht mehr kontrollieren, das Zent-
rum halte nicht mehr. Seine unübertroffen 
coole Analyse von Emmanuel Macrons Sieg 
in Frankreich (New Left Review 105/2017) 
betitelte Anderson mit der Zeile: „The Cen-
tre can hold“, die Mitte hält doch.

Anderson beschreibt die Krise von Mitte- 
links und Mitte-rechts in Frankreich, und 
wie und warum es Macron gelang, als Dop-
pelgänger des unbeliebtesten Präsidenten 
aller Zeiten, François Hollande, der die 
meistdiskreditierte Regierung anführte, eine 
neue Supermitte zu schaffen, in der Teile 
von Mitte-links und Mitte-rechts zueinan-
der fanden. Nur eine Hoffnung können wir 
uns abschminken, sagt Anderson: dass der 
charismatische Banker Macron, was immer 
seine groß inszenierten europäischen  Re-
den verlautbaren, der Europäischen Zent-
ralbank oder der deutschen Dominanz ans 
Leder will. Deutschland ist die Mitte Eu-
ropas, und Frankreich will nichts anderes, 
als Mitte sein. Mitte, das heißt: regiert von 
Eliten in Verwaltung und Finanz, auf Kos-
ten der Ränder. F

Ein Kritiker der politischen Mitte
Der  anglo-irische Historiker Perry Anderson durchmisst das intellektuelle Spektrum von rechts nach links 
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ner breiten „Wohlstandsgesellschaft “ und 
von wirtschaft licher Prosperität. Das Bild 
von der Mitte ist damit auch eng mit der 
historischen Epoche des sozialen Aufstiegs 
und des Wohlstands für breite Teile der Be-
völkerung (insbesondere der 1960er- und 
1970er-Jahre) verbunden. 

In dieser Zeit war die Vorstellung prä-
sent, dass jeder und jede, etwa auch durch 
einen gut ausgebauten Sozialstaat, aus der 
Armut herauskommen und einen gewissen 
Lebensstandard erreichen kann (d.h. genü-
gend fi nanzielle Mittel zu haben, um z.B. 
auf Urlaub zu fahren, sich ein Auto leis-
ten zu können, den eigenen Hobbys nach-
gehen zu können etc.). Bis heute wirken 
diese Vorstellungen der „goldenen Epoche“ 
trotz steigender sozialer Ungleichheit und 
erhöhter Armuts- und Prekaritätsrisiken 
weiter nach.

Der Mitte-Diskurs ist jedoch nicht nur 
eine positive Verheißung, ein Ankerpunkt 
für eine „Wohlstandsgesellschaft “, und han-
delt von einem guten Leben für möglichst 
viele. Er trägt auch ein disziplinierendes 
Element in sich. Wer es nicht schaff t, Teil 
der Mitte zu werden, gilt in Zeiten des neo-
liberalen Kapitalismus als selbst schuld. 
Armut wird als individuelle Schande er-
achtet. Aus widrigen sozialen Bedingun-
gen könne man sich herausarbeiten, wenn 
man nur wolle. Zur Mitte zu gehören be-
deutet daher nicht nur, nicht arm zu sein, 
sondern gilt auch als „Beweis“ für die eige-
ne Leistungsbereitschaft . Daher ist es nur 
allzu verständlich, wenn fast alle in Öster-
reich lebenden Menschen zur Mitte gehö-
ren wollen.

Doch wer gehört denn nun tatsächlich 
zur Mitte? Wird die Mitte in Österreich 

Per defi nitionem hat eine Mitte jedenfalls 
ein „oben“ und ein „unten“. Die Abgren-
zung nach „oben“ fällt meist etwas einfa-
cher als die Abgrenzung nach unten. Nach 
dem deutschen Sozialforscher Berthold Vo-
gel lässt sich die Mitte vor allem durch ihren 
prekären Wohlstand von „oben“ abgrenzen: 
Nicht-Mitte, sondern reich, sind diejenigen, 
die von ihrem Vermögen gut leben können 
und nicht auf die eigene Erwerbstätigkeit 
und auf soziale Unterstützungsleistungen 
vom Staat angewiesen sind. Die Abgrenzung 
nach unten ist jedoch weit weniger klar. Ab-
solute Armut bildet natürlich eine Grenze, 
aber Elemente der sozialen Verwundbarkeit 
fi ndet man bereits in der (prekären) Mit-
te. Eine solche Abgrenzung nach unten ist 
auch politisch heikel: Schließlich sollte es 
nicht darum gehen, diejenigen, die ganz we-
nig haben, von denen, die etwas mehr ha-
ben, abzuspalten. Eine Tendenz, die man 
unter anderem im politischen Diskurs um 
die Mitte als sogenannter „Leistungsträger“ 
der Gesellschaft  häufi g fi ndet: Hier sind die 
Leistungswilligen, dort die Leistungsunwil-
ligen, hier die Steuerzahlenden, dort dieje-
nigen, die vom Staat leben.

In der ökonomischen Debatte wird zur 
Beschreibung der Mitte meist auf die Ein-
kommensverteilung zurückgegriff en. Man 
verwendet dafür die – zumeist kaufk raft be-
reinigten – bedarfsgewichteten Haushalts-
einkommen. In der EU-weiten Statistik zu 
Armut und Lebensbedingungen  (EU-SILC) 
wird die Zugehörigkeit zur „mittleren 
 Einkommensgruppe“ mit einem Median-
einkommen zwischen 60 bis 180 Prozent 
defi niert. Der Median ist der Wert, unter 
beziehungsweise über dem die Einkommen 
von jeweils der Hälft e der Menschen liegen, 
die sie beziehen.

Diese Eingrenzung bringt jedoch meh-
rere Probleme mit sich: Erstens werden die 
Grenzen sehr willkürlich und bei verschie-
denen Forschungsarbeiten unterschiedlich 
gezogen. Warum nicht die Grenzen bei 60 
bis 200 Prozent, wie die ILO (Internatio-
nal Labour Organisation), oder 70 bis 150 
Prozent, wie das Deutsche Institut für Wirt-
schaft sforschung (DIW), ansetzen? Zwei-
tens bringt eine solche Abgrenzung mit sich, 
dass man ab einem Euro mehr oder weni-
ger momentan entweder zur Mitte gehört 
oder eben gerade nicht mehr. Gerade bei 
zunehmend fl uiden Lebens- und Arbeits-
verhältnissen kann diese statische Abgren-
zung zum Problem werden. Schlussendlich 
ist die Bandbreite von 60 bis 180 Prozent 
relativ breit gewählt. Die Lebensrealitäten 
sind bei einem Haushaltseinkommen von 
rund 14.000 Euro (60 %) bzw. rund 42.000 
Euro (180 %) sehr unterschiedlich.

Fortsetzung nächste Seite 

Sehnsuchtsprojekt
Ö S T E R R E I C H I S C H E

Mitte

»
Die ‚Mitte‘ ist jene Gruppe, die 
man als Mitte abgrenzt
S T E P H A N  L E S S E N I C H

eher kleiner oder größer? Ganz so leicht zu 
beantworten sind diese Fragen nicht, denn – 
ähnlich wie in der Politik – ist die Defi niti-
on der Mitte auch in der wissenschaft lichen 
Debatte eher schwammig. Der Begriff  der 
Mitte wird in der Soziologie zwar als einer 
der zentralen Begriff e zur Beschreibung der 
Struktur einer Gesellschaft  herangezogen, 
aber oft  gibt es keine klare Absprache da-
rüber, wer die Mitte nun wirklich ist.

Über die 
willkürlichen 
Grenz-
ziehungen 
bei der 
Beschreibung 
der Mi� e. 
Nach oben ist 
alles klar, nach 
unten wird es 
schwierig

T E X T :  J U L I A  H O F M A N N

I L L U S T R A T I O N / I N F O G R A F I K :

O L I V E R  H O F M A N N

W
enn man sich die politischen 
Debatten der letzten Monate 
ansieht, könnte man vermu-
ten, die „Mitte“ sei der zentra-

le Begriff  zur Beschreibung der Wählerschaft  
in Österreich. Beinahe jede Partei möchte 
als „Partei der Mitte“ wahrgenommen wer-
den. Alle wollen die Mitte entlasten, för-
dern, schützen und unterstützen. Gleichzei-
tig bleibt die Defi nition, wer zur Mitte ge-
hört, im politischen Diskurs meist sehr vage. 
Damit sich möglichst jeder und jede von den 
politischen Botschaft en angesprochen fühlt 
– ob eine alleinerziehende Teilzeitkraft  oder 
die Managerin in einem großen Unterneh-
men –, wird der Begriff  der Mitte meist ohne 
nähere Eingrenzungen verwendet.

Allerdings gibt es eine Diskrepanz zwi-
schen diesem politischen „Drang zur Mitte“ 
und der Alltagswahrnehmung der in Öster-
reich lebenden Menschen. Heute glaubt die 
große Mehrheit der Österreicherinnen und 
Österreicher, dass es nur mehr ein „unten“ 
und ein „oben“ in der Gesellschaft  gibt und 
dass die Einkommensverteilung in Öster-
reich höchst ungerecht ist. Dies deckt sich 
auch mit dem relativ großen Ausmaß sozi-
aler Verunsicherung im Land. Mehr als die 
Hälft e macht sich, Statistiken zufolge, Sor-
gen, dass sich der österreichische Arbeits-
markt und das Sozialsystem in Zukunft  ver-
schlechtern. Rund 40 Prozent haben Angst 
um den Erhalt ihres Lebensstandards. 

Gleichzeitig sieht sich die überwiegende 
Mehrheit der in Österreich lebenden Men-
schen aber dennoch weiterhin selbst als Teil 
der Mitte an. Während sich ärmere Perso-
nen tendenziell auf der sozialen Leiter hin-
aufstufen, stufen sich reichere Personen da-
bei weiter herab. Die Mitte wirkt damit als 
eine Art Sehnsuchtsprojekt, zu dem jeder 
und jede gehören will: die Ärmeren, weil 
sie nicht ganz unten in der Gesellschaft  ste-
hen wollen, die Abstiegsgefährdeten, weil 
sie nicht nach unten fallen wollen, und die 
Reicheren, weil sie dadurch ihre privilegierte 
Stellung in der Gesellschaft  verstecken kön-
nen. Doch woher kommt dieser Drang hin 
zur Mitte in Österreich und lässt sich Ös-
terreich wirklich als eine Gesellschaft  der 
Mitte begreifen?

Die „Mitte“ 
als Verheißung
Im gesellschaft lichen Diskurs wird die 
„Mitte“ meist als sehr positiv aufgelade-
ner Begriff  verwendet. Sie ist damit, wie 
es der deutsche Soziologe Berthold Vogel 
ausdrückt, ein „Produkt normativer Ord-
nungsvorstellungen“. Das heißt, dass die 
Mitte mit ganz spezifi schen Vorstellungen 
von Gesellschaft  verbunden ist. Man ver-
bindet mit ihr vor allem die Vorstellung ei-
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Die „mi� lere Einkommensgruppe“ liegt in Österreich  
bei einem Medianeinkommen von 60 bis 80 Prozent,  das bedeutet 
Einkommen zwischen 14.000 und 42.000 Euro

Die „unteren“ 
90 % der Haus-
halte besitzen 

zusammen nur 
34 % des 

Gesamtvermögens

Die reichsten 
10 % der Haushalte 
besitzen 66 % des 
Gesamtvermögens 

Berechnet man den Gini-Koeffi  zienten für 
Vermögen, liegt dieser bei 0,73, was einer 
sehr ungleichen Verteilung entspricht. 
Es gibt also nur eine sehr kleine Mi� e 
beim Vermögen in Österreich

Rund 30 Prozent der unselbstständig Erwerbstätigen in 
Österreich arbeiten in sogenannten „atypischen Beschä� i-
gungsverhältnissen“ (nur befristet angestellt, als Leiharbeiter 
oder freie Dienstnehmerin tätig, in Teilzeit oder geringfügig 
beschä� igt)

Besonders Frauen triff t diese Entwicklung sehr stark, 
rund die Häl� e von ihnen ist „atypisch“ beschä� igt, 
dies gilt nur für 16 Prozent der Männer

Rund 6,6 Millionen oder 77 Prozent der Österreicher 
und Österreicherinnen können als Teil 
der „Einkommensmi� e“ beschrieben werden

Man kann die Einkommensungleichheit anhand 
des sogenannten Gini-Koeffi  zienten messen

0 = Absolute Gleichheit
1 = Absolute Ungleichheit

Der Wert des Gini-Koeffi  zienten ist hierzulande nach 
der Umverteilung durch den Sozialstaat auch geringer als in vielen 
anderen EU-Ländern (Ö: 0,28; EU-28: 0,31)

haben Angst um den Erhalt ihres Lebensstandards

haben das Gefühl, nicht ihren 
gerechten Anteil  am Wohlstand Österreichs 
zu erhalten

60—180%

14.000—42.000 Euro

77%

0,2840%

0,73

30%

40%

34 %

66 %

Rund ein Dri� el der Beschä� igten 
ist nicht mehr ganzjährig beschä� igt 

In Österreich gelten rund 1,5 Millionen Menschen als armuts- oder 
ausgrenzungsgefährdet, das sind rund 18 % der Gesamtbevölkerung 

50 % 16 %
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In der Soziologie wird daher versucht, die-
ser Heterogenität der Lebenslagen und den 
sich stets „verändernden Durchgangsstatio-
nen“ (Pierre Bourdieu) methodisch gerecht 
zu werden. Dies passiert einerseits, indem 
die Einkommensmitte weiter ausdiff eren-
ziert wird. Insbesondere Personen, die zwar 
streng statistisch betrachtet nicht mehr als 
arm gelten, werden nicht gleich zur Mitte 
gezählt, sondern in einer prekären „Zwi-
schenzone“ verortet. Darüber hinaus wird 
auch der alleinige Fokus auf das Einkom-
men kritisch betrachtet: Dieses reiche al-
lein nicht aus, um die Lebensbedingungen 
von Menschen ausreichend beschreiben zu 
können. Es werden daher auch andere In-
dikatoren, wie die berufl iche Stellung, das 
Arbeitsverhältnis (stabil oder prekär?), die 
Qualifi kation, das Vermögen oder der Kon-
sum zur Beschreibung der Mitte herange-
zogen. Je mehr Kriterien herangezogen wer-
den, umso komplexer wird allerdings eine 
Beschreibung der Mitte. Wer rein statistisch 
arbeitet, gerät dann schnell einmal an die 
Grenzen der Daten.

Breite Einkommensmitte mit 
prekärer Aussicht

Sieht man sich – bei allen Bedenken – nun 
dennoch die Zahlen auf Basis der EU-SILC-
Statistiken näher an, so zeigt sich bei der 
Verteilung der Einkommen in Österreich 
ein breiter „Bauch“ in der Mitte. Rund 6,6 
Millionen oder 77 Prozent der Österreicher 
und Österreicherinnen können als Teil der 
„Einkommensmitte“ beschrieben werden. 
Dieser Wert ist über die Jahre auch relativ 
stabil geblieben. Ein anderer Indikator ist 
das Ausmaß der Einkommensungleichheit 
im Land. Dies wird meist gemessen am so-
genannten Gini-Koeffi  zienten, der versucht, 
die Einkommensungleichheit in eine Zahl 
zwischen 0 (absolute Gleichheit) und 1 (ab-
solute Ungleichheit) zu gießen. Dieser Ko-
effi  zient stieg in den Jahren vor der Krise in 
Österreich zwar leicht an, ist seither jedoch 
relativ konstant. Dessen Wert ist hierzulan-
de nach der Umverteilung durch den Sozi-
alstaat auch geringer als in vielen anderen 
EU-Ländern (Ö: 0,28; EU-28: 0,31).

Wenn man jedoch bedenkt, dass die 
Einkommen sehr stark mit den Verände-
rungen in der Arbeitswelt zusammenhän-
gen, erscheint ein Blick in die Zukunft  we-
niger rosig. Derzeit arbeiten rund 30 Pro-
zent der unselbstständig Erwerbstätigen in 
Österreich in sogenannten „atypischen Be-
schäft igungsverhältnissen“. Das heißt, sie 
sind nur befristet angestellt, als Leiharbei-
ter oder freie Dienstnehmerin tätig, in Teil-
zeit oder geringfügig beschäft igt; Tendenz 
steigend. Besonders Frauen triff t diese Ent-
wicklung sehr stark, rund die Hälft e von ih-
nen ist „atypisch“ beschäft igt, dies gilt nur 
für 16 Prozent der Männer. 

Ein Bericht des Wifo zeigt weiters, dass 
die Segmentierung am Arbeitsmarkt in Ös-
terreich zunimmt. Rund ein Drittel der Be-
schäft igten ist nicht mehr ganzjährig beschäf-
tigt. Das triff t vor allem auf junge und mi-
grantische Beschäft igte zu und hat erhebli-
che Auswirkungen auf die Lohnentwicklung: 
Die Löhne von nicht-ganzjährig Beschäft ig-
ten entwickeln sich, wie das Wifo zeigt, er-
heblich ungünstiger als jene der ganzjährig 
Beschäft igten. Auch der Anteil an der Grup-
pe der „working poor“ – also Personen, die 
trotz Arbeit unterhalb der Armutsgefähr-
dungsschwelle liegen – ist jüngst wieder auf 
rund 310.000 Personen gestiegen. Generell 

gelten rund 1,5 Millionen Menschen als ar-
muts- oder ausgrenzungsgefährdet, das sind 
rund 18 Prozent der Gesamtbevölkerung. 
Schlussendlich gilt es auch die Entwick-
lung von Arbeitslosigkeit zu bedenken. Die-
se stabilisiert sich zwar in den letzten Mo-
naten, allerdings waren laut AMS im Juli 
2017 immer noch rund 300.000 Personen 
arbeitslos gemeldet und rund 70.000 befan-
den sich in Schulungen. 

Wir leben also in einem Zeitalter zuneh-
mender Prekarität und Segmentierung auf 
dem Arbeitsmarkt. Auch wenn die „Ein-
kommensmitte“ derzeit noch sehr breit ist, 
gilt es, diese Trends weiter im Blick zu hal-
ten, wenn man sich mit der Zukunft  der 
Mitte in Österreich befassen möchte.

K(l)eine
Vermögensmitte(n)

Während man beim Einkommen derzeit 
dennoch weiterhin von einer breiten Mitte 
in Österreich sprechen kann, sieht es beim 
Vermögen ganz anders aus. Das private Ver-
mögen gilt in der Forschung mittlerweile als 
besonders wichtiger Indikator für den Le-

bensstandard, da es unabhängig von et-
waigen Schwankungen beim Einkom-

men oder Unsicherheiten beim 
Arbeitsverhältnis den sozialen 

Status absichert. Wir wissen 
auch, dass die Bedeutung 

des privaten Vermögens 
zunimmt, da die Gene-
ration, die jetzt in Pen-
sion geht, um einiges 
mehr privates Vermö-
gen anhäufen konn-
te als die Generati-
on davor. Damit gibt 
es auch um einiges 
mehr zu vererben.

Die Informatio-
nen zum privaten 
Vermögen sind je-
doch eher spärlich 
– die meisten Men-

schen geben ungern 
Auskunft  über ihre ei-

gene fi nanzielle Lage. 
Die Österreichische Na-

tionalbank hat im Auft rag 
der EZB vor einigen Jahren 

den Versuch gestartet, auf Ba-
sis von Befragungen Informatio-

nen über das private Vermögen der 
in Österreich lebenden Menschen zu 

generieren. Diese zeigen, dass das Vermö-
gen in Österreich höchst ungleich verteilt 
ist. Die unteren 50 Prozent der Haushalte 
besitzen zusammen weniger als fünf Pro-
zent des Gesamtvermögens. Die reichsten 
ein Prozent der Haushalte besitzen demge-
genüber knapp 41 Prozent aller Vermögen. 
Berechnet man den Gini-Koeffi  zienten für 
Vermögen, liegt dieser bei 0,73, was einer 
sehr ungleichen Verteilung entspricht. Es 
gibt also nur eine sehr kleine Mitte beim 
Vermögen in Österreich.

Großes Vermögen wird meist auch nicht 
„selbst erarbeitet“, sondern vererbt. Viele 
Sozialwissenschaft ler warnen daher auch 
vor einer zunehmenden Refeudalisierung 
sozialer Ungleichheit und dem Revival ei-
ner „Erbengesellschaft “. In einem jüngst er-
schienenen Bericht von Eurofound, der eu-
ropäischen Agentur zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen, gilt Ös-
terreich derzeit zwar noch als ein Land mit 
steigender sozialer Mobilität, allerdings 

»
Trotz relativ 
geringer Unter-
schiede sehen wir 
auch in 
Österreich 
Ausfaserungser-
scheinungen an 
den Rändern

Fortsetzung von Seite 10

sind gerade beim Vermögen Tendenzen so-
zialer Schließung sichtbar.

Im letzten Sozialbericht konnten die bei-
den Ökonomen Pirmin Fessler und Martin 
Schürz auf Basis der erwähnten Vermögens-
daten zeigen, dass es bei der Vermögensmit-
te in Österreich noch weitere Diff erenzierun-
gen gibt: eine Hälft e mit etwas (mehr) Ver-
mögen (über 86.000 Euro Nettovermögen) 
und eine weniger vermögende Hälft e (unter 
86.000 Euro). Ausschlaggebend dafür, auf 
welcher der beiden Hälft en man sich befi n-
det, ist nicht etwa das Einkommen, sondern 
der Umstand, ob der Hauptwohnsitz beses-
sen oder gemietet wird und ob geerbt wurde 
(insbesondere eine Immobilie). Das private 
Vermögen spaltet also die Mitte. Diejenigen 
mit etwas mehr Vermögen haben dadurch 
einen wesentlichen Startvorteil gegenüber 
denjenigen ohne bzw. mit nur geringem Ver-
mögen. Bei gleicher Ausbildung, ähnlich 
(prekären) Jobs lebt z.B. ein Mitte 30-Jäh-
riger in einer vom (vorgezogenen) Erbe ge-
kauft en Eigentumswohnung, während sich 
dir andere im gleichen Alter von befristetem 
Mietvertrag zu befristetem Mietvertrag han-
gelt. Dennoch gelten beide – rein statistisch 
betrachtet – als Teil der Mitte. 

Breite Mitte 
oder soziale Spaltung?

In vielen Ländern Europas wird derzeit eine 
Diskussion über eine zunehmende soziale 
Spaltung und die Risiken einer „Abstiegs-
gesellschaft “ geführt, so der Soziologe. Das 
Gefühl, mit wachsender sozialer Ungleich-
heit im Land konfrontiert zu sein, nimmt 
auch bei den in Österreich lebenden Men-
schen tendenziell zu. Rund 40 Prozent ha-
ben darüber hinaus das Gefühl, dass sie 
nicht ihren gerechten Anteil am Wohlstand 
Österreichs erhalten. Dennoch schaff t es der 
österreichische Sozialstaat derzeit noch, so 
stark umzuverteilen, dass sich das Ausmaß 
sozialer Ungleichheit nicht in der gleichen 
Härte zeigt wie in anderen Ländern. Müss-
ten etwa ärztliche Leistungen und Medika-
mente privat fi nanziert werden, wäre dies 
für die meisten Menschen – neben den 
Miet-, Strom- und Heizkosten sowie den 
Kosten für Lebensmittel und so weiter – 
aus dem monatlichen Einkommen kaum zu 
fi nanzieren. Ohne Sozialstaat gäbe es daher 
wohl nur eine schmale Mitte in Österreich. 
Gleichzeitig trägt die Mitte über ihre Sozi-
alversicherungsbeiträge einen großen Anteil 
dazu bei, dass der Sozialstaat in Österreich 
weiterhin existiert. 

Trotz relativ geringer Einkommensun-
gleichheit sehen wir aber auch in Öster-
reich vermehrt Ausfransungserscheinungen 
an den Rändern; die Gründe dafür liegen in 
der hohen Arbeitslosigkeit und in den zu-
nehmend prekären, nicht-existenzsichernden 
Jobs. Werden diese Phänomene zum gesell-
schaft lichen Standard, können sie die Stabi-
lität der sozialen Ordnung ernsthaft  gefähr-
den. Es muss daher im Interesse aller – und 
vor allem auch der Mitte – sein, gute Ar-
beits- und Lebensbedingungen für alle und 
hochwertige öff entliche Dienstleistungen 
durchzusetzen. Gerade die Angehörigen der 
Mitte sollten sich dieser historischen Ent-
wicklung bewusst werden und der Rückkehr 
zu einer Gesellschaft , in der man qua Ge-
burt einen bestimmten Platz in der Gesell-
schaft  einnimmt, entgegenwirken. Die Ein-
führung einer Erbschaft s- und Vermögens-
steuer könnte diesen schon zu beobachten-
den Trend tendenziell abschwächen.  F

»
Bei der 
Verteilung der 
Einkommen in 
Österreich zeigt 
sich ein „breiter 
Bauch“
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Keine gesellschaftliche Gruppe wird politisch so umworben wie die Mittelschicht. Aber wer ist das überhaupt?

I n t e r v I e w :  

j o s e f  r e d l ,  

A r M I n  t h u r n h e r

f o t o :  

C h r I s t o p h e r 

M A v r I Č

D
ie Geometrie liefert exakte Antwor-
ten. Der Mittelpunkt von Figuren 
lässt sich anhand von Formeln ex-

akt bestimmen, selbst wenn nicht alle Grö-
ßen bekannt sind. Die menschliche Gesell-
schaft produziert komplexere Gebilde als 
Quadrat und Dreieck. Die Mitte der Ge-
sellschaft hat Koordinaten, die sich sozio-
logisch, ökonomisch, politisch oder kultu-
rell nur schwer festmachen lassen. Der Ver-
such einer Vermessung.

falter: Mit der ersten Frage möchten wir 
uns an den Statistiker wenden: Herr 
Wieser, worüber reden wir, wenn wir 
von der Mitte der Gesellschaft sprechen 
– oder von der Mittelschicht? Können 
Sie uns hier bei einer Definition helfen? 

kommensbereich, in dem die Hälfte der er-
werbstätigen Österreicher, also zwei Milli-
onen Menschen, liegen. Dann landet man 
halt ungefähr bei 1700 bis 3700, 3800 brut-
to. Das ist das Durchschnittseinkommen 
österreichischer Unselbstständiger inklusive 
13. und 14. Monatsgehalt. Über Vermögen 
gibt diese Betrachtung keine Auskunft.

Und die Selbstständigen?
wieser: Da ist die Datenlage viel schlechter. 
Über Selbstständige weiß man weniger, über 
die Vermögenslage weiß man auch nicht 
sehr viel. Was kann man noch sagen? Der 
häufigste Beruf ist im Handel. Frauen sind 
insbesondere im Einzelhandel dominant, im 

fortsetzung nächste seite 

Claudia Gamon
Neos-Nationalratsabgeordnete und Sprecherin 
für Gleichbehandlung, Forschung und Medien

nina-sophie fritsch
Soziologin, forscht und lehrt an der Uni Wien 
mit Schwerpunkt Armut und soziale Ungleichheit

peter wieser
Ökonom und stellvertretender Leiter der MA 23 
für Wirtschaft, Arbeit und Statistik

Markus Marterbauer
Ökonom und Leiter der Abteilung Wirtschafts-
wissenschaft in der Arbeiterkammer Wien 

peter wieser: Es gibt ja mehrere Möglich-
keiten, sich dem Ganzen anzunähern. Das 
hängt auch von der Datenlage ab. Ich kann 
zum Beispiel den oder die Durchschnittsös-
terreicherin abbilden. Das Durchschnittsal-
ter liegt ungefähr bei 40 Jahren, der häu-
figste Name ist Michael bei den Männern, 
Maria bei den Frauen. Als Ökonom und 
Statistiker versuche ich auch, über das Ein-
kommen eine Mittelschicht zu bilden. Das 
Median-Einkommen liegt bei 2500 Euro 
brutto, also 50 Prozent verdienen weniger, 
50 Prozent verdienen mehr.
 
Das ist das exakte Mittel.
wieser: Ja. Wenn ich nun die oberen 25 Pro-
zent und die unteren 25 Prozent der Ein-
kommen ausschließe, erhalte ich jenen Ein-

„Jeder beansprucht für sich,  
  die Mitte zu repräsentieren“
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Großhandel und im Kfz-Handel sind es die 
Männer. Also wenn man es so konstruiert, 
landet man bei: 40 Jahre, arbeitet im Han-
del, verdient 2500 im Median. So kann man 
sich einen Prototypen generieren.
 
Frau Fritsch, Sie haben sich in 
Ihrer Forschung stark mit der 
Mittelschicht beschäftigt: Was 
würden Sie noch ergänzen? 
Nina-Sophie Fritsch: Wir haben die Einkom-
mensverteilung in mehrere Schichten ein-
geteilt: Die Prekariatszonen sind in diesem 
Modell zwei Schichten. Jene, die unter 60 
Prozent des Medianeinkommens verdienen, 
leben in Armut, und jene, die 60 bis 80 Pro-
zent des Medianeinkommens verdienen, im 
Prekariat. Dann kommt die Mittelschicht 
oder wenn man eben so sagen will: 80 bis 
140 Prozent. Personen mit einem Einkom-
men zwischen 140 bis 200 Prozent haben 
wir als obere Mittelschicht bezeichnet. Al-
les, was über 200 Prozent des Medianein-
kommens liegt, ist in unserem Modell die 
Oberschicht.

Sie haben untersucht, wie sich die 
Mittelschicht in Deutschland und 
Österreich in den vergangenen Jahren 
verändert hat. Schrumpft die Mitte?
Fritsch: In Österreich sehr viel weniger als 
in Deutschland bzw. fast nicht. Wenn man 
den Fokus auf Österreich richtet, dann kann 
man natürlich über die letzten 20 Jahre ei-
nige Tendenzen und Dynamiken erkennen. 
Vergleicht man die Situation allerdings mit 
anderen europäischen Ländern, erkennt 
man, dass in Österreich die Risiken, aus der 
Mittelschicht zu fallen, deutlich niedriger 
sind als eben zum Beispiel in Deutschland. 
Die Mittelschicht schrumpft in den letzten 
Jahren nur um wenige Prozentpunkte.
 
Im Vergleich zu Deutschland?
Fritsch: In Deutschland nimmt die Mittel-
schicht in den letzten Jahren sehr viel stär-
ker ab. Also da geht’s von ungefähr 50 Pro-
zent auf 44 Prozent.
 
Worauf führt man das zurück? 
Auf die Agenda 2010?
Fritsch: Es gibt viele verschiedene Kompo-
nenten: Hartz-IV-Reformen, Flexibilisie-
rung der Arbeit, Prekarisierung der Arbeit, 
Minijobs – all dies hat es in dieser Form in 
Österreich nicht gegeben. Allerdings beob-
achten wir auch in Österreich langsam, aber 
sicher eine Zunahme von flexiblen – soge-
nannten atypischen – Beschäftigungsfor-
men. Diese prekären Formen der Arbeits- 
und Beschäftigungsverhältnisse sind im 
Steigen begriffen.
Markus Marterbauer: Ich würde ganz gern auf 
die Abgrenzung der Mittelschicht zurück-
kommen, denn Einkommen ist zwar eine 
wichtige Kategorie, aber bei weitem nicht 
die einzige. Zur Größe der Mittelschicht: 
Ich präferiere das Konzept einer ganz brei-
ten Mittelschicht von mehr als 80 Prozent 
der Bevölkerung, darunter sind die Armen 
und darüber sind die Reichen. Mittelschicht 
hat nicht nur mit dem Einkommen zu tun, 
sondern ganz breit mit dem Lebensstil, ge-
sellschaftlichen und politischen Werthal-
tungen. Aber auch, woher bezieht man sein 
Einkommen? Die große Mehrheit der Leute 
lebt von Leistungseinkommen aus Arbeit, 
ob kleine Selbstständige oder unselbststän-
dig Erwerbstätige. Selbst den Doppelverdie-
ner-Beamten-Haushalt, der vielleicht sogar 
weit über diesen Einkommensgrenzen liegt, 
würde ich von der gesellschaftlichen Veror-

tung zur Mittelschicht zählen. Ich glaube, 
dass es ganz konstitutiv ist für die Mittel-
schicht, dass sie vom Leistungseinkommen 
aus Arbeit lebt und nicht von Kapitalein-
kommen. Von Kapitaleinkommen leben in 
Österreich vielleicht ein, zwei Prozent, die 
ganz oben.
 
Oder auf der anderen Seite der 
Skala: von der Sozialhilfe.
Marterbauer: Richtig. Viele Menschen, die 
wir zu den 14 Prozent Armutsgefährde-
ten zählen, haben Anknüpfung an Arbeit 
und Sozialstaat, und Beschäftigung ist eine 
wichtige Chance, wieder in die Mittelschicht 
hineinzukommen. 
Fritsch: Man begnügt sich oft mit der Ein-
kommensvariable, weil sie generell leicht 
verfügbar ist. Bildung und Konsumverhal-
ten spielen auch eine große Rolle, sind aber 
schwieriger zu messen.

Ein fast prekär beschäftigter 
Gymnasiallehrer wird wahrscheinlich 
einkommensmäßig aus der 
Definition herausfallen, aber am 
Wirtshaustisch oder in der Gemeinde 
wäre er eine Respektsperson.

Marterbauer: Im Selbstverständnis zählt er 
sich zur Mittelschicht. Das ist überhaupt 
eine interessante Frage: Wer zählt sich denn 
zur Mittelschicht? Eine Erkenntnis aus den 
Vermögensdaten der Nationalbank ist, dass 
selbst die ganz Reichen glauben, sie sind 
vom Vermögen her irgendwo in der Mitte. 
Offensichtlich gibt es vom Selbstverständ-
nis her einen Trend zur Mitte.
 
Es gibt auch in der Politik einen Trend 
zur Mitte. Fast alle Parteien adressieren 
den Mittelstand. Weil man damit 
am meisten Menschen erreicht?
Claudia Gamon: Ja. Aber, dass Parteien die 
Mittelschicht ansprechen, das ist für mich 
eine Frage des politischen Marketings und 
hat nichts damit zu tun, ob man diese Men-
schen wirklich vertreten kann. Eben weil 
die Mittelschicht in politischen Fragen dif-
ferenziert ist. Die Volksparteien sind dieje-
nigen, die sich in ihren Inhalten Mehrheits-
meinungen annähern, die sich an Umfragen 
orientieren. Je kleiner die Partei, desto eher 
geht sie auf eine bestimmte Zielgruppe ein 
oder ist eine Single-Issue-Partei. Natürlich 
beansprucht jeder für sich selbst, die Mit-

telschicht zu repräsentieren, wobei damit ja 
sicher in jeder Partei andere Dinge gemeint 
sind. Neos könnte man wahrscheinlich eher 
in einer ideologischen Mitte verorten.
 
Es gibt in Österreich eine historisch 
gewachsene Mittelschicht und es gibt 
Volksparteien, die für sich in Anspruch 
nehmen, die Mitte zu vertreten. Warum 
zerbröseln die Volksparteien dann? Glaubt 
die Mittelschicht nicht an den Sozialstaat?
Marterbauer: Das Wachsen der Mittelschicht 
über die letzten Jahrzehnte hat ganz viel mit 
dem Sozialstaat zu tun. Es ist dem Sozi-
alstaat, dessen Finanzierung auf Arbeits-
einkommen basiert, gelungen, für breites-
te Bevölkerungsschichten ein gutes Leben 
zu ermöglichen. Dass auch die Aufsteiger 
aus unteren Einkommensverhältnissen gute 
Versicherungssysteme, gute soziale Dienst-
leistungen, eine Absicherung des Lebens-
standards im Alter haben. Auf der ande-
ren Seite sind die Lebenswelten dann doch 
ganz unterschiedlich. Und das ist das Pro-
blem für die Politik. Die Lebenswelt eines 
jungen Menschen, der gerade mit der Aus-
bildung fertig geworden ist, steht beim Ein-
kommen vielleicht ganz schlecht da, weil er 
mehrere prekäre Jobs hat und dann sechs 
Monate arbeitslos ist bis zum nächsten un-
bezahlten Praktikum.

Das könnte eine Erklärung für die 
Ausbeutung des Prekariats sein: die 
Leute halten das so gut aus, weil sie sich 
sagen, wir gehören zum Mittelstand dazu. 
Und wenn nicht heute, dann morgen.
Fritsch: Ich glaube, dass die Denkweise gar 
nicht so sehr deterministisch ist, sondern 
dass eine prekäre Stelle während der Aus-
bildung oder des Studiums bzw. ein Prakti-
kum mittlerweile fast schon dazugehören. In 
manchen Studiengängen sind Pflichtprak-
tika vorgesehen. Da kann man sich nicht 
aussuchen, ob man sie machen will oder 
ob man dafür bezahlt werden will – das ist 
mittlerweile häufig so. Der Berufseinstieg 
in einem Normalarbeitsverhältnis wie es in 
den 60er-, 70er- und 80er-Jahren noch nor-
mal war, gelingt heute einfach seltener. Das 
Normalarbeitsverhältnis nimmt insgesamt 
auch deutlich ab. Teilzeitjobs werden mehr, 
prekäre bzw. flexible Beschäftigungsverhält-
nisse werden mehr.
 
Wenn der Sozialstaat ein Grund für 
die gute Lage in Österreich ist, warum 
haben Parteien wie die Neos oder die 
ÖVP eigentlich so viel auszusetzen 
am Sozialstaat? Weil er nicht nur 
sozial ist, sondern auch Staat?
Gamon: Ich sehe einen klaren Widerspruch 
zu unserer Position zum Sozialstaat und je-
mer der ÖVP. Weil es einem Liberalen ext-
rem wichtig ist, dass soziale Netze funktio-
nieren. Wir stellen nur die Finanzierbarkeit 
bei der derzeitigen Ausprägung infrage, weil 
es uns darum geht, den Sozialstaat für Aus-
nahmesituationen fit zu machen. Problema-
tisch ist es, in der Debatte um Sozialstaat 
eine Gruppe gegen die andere auszuspielen. 
Ausländer gegen Inländer oder Flüchtlinge 
gegen Inländer oder ganz schlimm auch der 
Kurs der ÖVP: EU-Ausländer gegen die In-
länder. Da wollen wir klar dagegenhalten. 
Unsere Kritik am Sozialstaat österreichi-
scher Bauart ist nicht, dass er für alle da 
ist, sondern dass er in der derzeitigen Aus-
prägung eben nicht mehr für die da sein 
kann, die es notwendig haben. Da geht es 
aber nicht um die Leistungen, die die Men-
schen in Anspruch nehmen können, son-
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dern um die Kosten der Verwaltung, die da-
hintersteht. Der Anspruch muss sein, dass 
der Sozialstaat möglichst effizient funktio-
niert. Sehen Sie sich an, wie gering der An-
teil der Mindestsicherung an den Gesamt-
ausgaben ist! Das ist ein verschwindend ge-
ringer Anteil. Aber wie kommt es, dass sich 
die Mitte von Ausgaben wie der Mindest-
sicherung bedroht fühlt?
Marterbauer: Wenn die ÖVP Steuern im 
Ausmaß von 15 Milliarden Euro oder die 
Neos gar 19 Milliarden senken wollen, dann 
heißt das notwendigerweise, dass diese Par-
teien gegen den Sozialstaat sind. Denn zwei 
Drittel aller Staatsausgaben entfallen auf 
Soziales, Bildung, Gesundheit. Und die-
se Milliardenbeträge können sie nur ein-
sparen, wenn sie dort tief hineinschneiden. 
Ich finde das gut, wenn sie für einen brei-
ten Sozialstaat sind, aber gleichzeitig kann 
man nicht Steuersenkungspläne im Aus-
maß von 19 Milliarden haben. Das passt 
einfach nicht zusammen. 
Gamon: Das halte ich für sehr undifferen-
ziert. Man muss natürlich erklären, wo die 
Einsparungen gemacht werden, und nicht, 
wie die ÖVP einfach behaupten, man holt 
sich fünf oder sechs Milliarden übers Wirt-
schaftswachstum. Es kann ja niemand leug-
nen, dass gerade im Gesundheitssystem, 
ohne dass man auch nur eine einzige Leis-
tung angreift, extrem viel Sparpotenzial 
drinnen ist. 
Marterbauer: Auch im Gesundheitssystem 
kann man einsparen, aber das Geld brau-
chen wir dringendst, um das Pflegesystem 
auszubauen. Der Sozialstaat braucht das 
Geld. 
Gamon: Ich würde behaupten, Förderungen 
haben nichts mit dem Sozialstaat zu tun. 
Marterbauer: So einfach ist das nicht, Kran-
kenhäuser zum Beispiel sind einer der größ-
ten Posten bei den Förderungen.
Gamon: Wir haben ein Förderniveau, das 
weit über dem EU-Schnitt liegt. Allein 
schon, wenn wir auf den EU-Schnitt zu-
rückkommen, ist einiges drinnen.
 
Es gibt in Österreich eine gewisse 
Beharrungskraft – auch in sozialen 
Fragen. Das ist in einigen Aspekten der 
Sozialpartnerschaft lähmend. Andererseits 
hat sie Österreich Arbeitsmarkt- und 
Pensionsreformen wie in Deutschland 
erspart, die wahrscheinlich verstärkt 
zu Altersarmut führen werden. 
Wieser: Es wird ein massives Problem ha-
ben, wenn die Leute mit den geringen Ein-
kommen einmal in Pension gehen. Die-
ser Debatte wird sich Deutschland sicher 
stellen müssen. Wenn wir von der Mittel-
schicht, vom Mittelstand auch reden, dann 
müssen wir auch von verschiedenen politi-
schen Modellen sprechen. In Deutschland 
lautet das Modell Bedarfsprüfung: bedarfs-
geprüfte Mindestsicherung, bedarfsgeprüfte 
Pensionen. Das sozialdemokratische schwe-
dische Modell war immer: Jeder ist gleich 
viel wert, jeder kriegt auch die Leistung. 
Heißt: Wenn ich viele Steuern zahle, kriege 
ich trotzdem Familienbeihilfe. Das schafft 
Legitimität, die Leute werden inkludiert, 
und zwar von allen sozialen Schichten, und 
das stärkt auch den Zusammenhalt. 
Gamon: Wobei Sie zugegeben müssen: 
Schweden ist ein unglückliches Beispiel 
für Sozialdemokraten, weil die ihren Sozi-
alstaat und dann das Pensionssystem sehr 
radikal reformiert haben.
Wieser: Es gibt aber immer noch eine 
Volkspension. Ich habe meine Diplomar-
beit darüber geschrieben. Das war natürlich 

ein wesentlicher Umstieg, ist gar keine Fra-
ge. Trotzdem gibt es noch so etwas wie eine 
Volkspension, es gibt immer noch ein gutes 
soziales Netz. Sie haben ein paar Automa-
tismen eingebaut, trotzdem ist es noch ganz 
ein anderes Modell als jenes, das beispiels-
weise jetzt in Deutschland oder im angel-
sächsischen Raum umgesetzt wird.
 
Wie sehen Sie als Soziologin die 
Identifikation der Mitte mit dem Staat 
oder Sozialstaat? Wenn man es nach 
objektiven Kriterien betrachtet, geht es 
den Leuten im internationalen Vergleich 
sehr gut. Wird das geschätzt? 
Fritsch: Man weiß aus verschiedensten Stu-
dien, dass subjektive Selbsteinschätzung 
mit objektiven Kriterien nicht übereinstim-
men muss. Zudem hängt die subjektive Ein-
schätzung sehr stark vom Einkommen ab. 
Interessant ist allerdings auch, dass ein sub-
jektives Unsicherheitsgefühl insgesamt ten-
denziell zunimmt. Und das wird im politi-
schen Diskurs gezielt eingesetzt: „Die Aus-
länder nehmen uns die Arbeitsplätze weg“, 
„Wir müssen schauen, dass es unseren Leu-
ten gut geht“ – diese Dinge spielen auf eine 
subjektive Unsicherheit an und das funkti-
oniert in einem populistischen Wahlkampf 
auch sehr gut. Auch wenn es uns im inter-
nationalen Vergleich sehr gut geht.
 
Hat die Unsicherheit auch damit 
zu tun, dass es innerhalb der 
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Gesellschaft weniger gemeinsame 
Identifikationsmerkmale – wie zum 
Beispiel eine Klassenzugehörigkeit - gibt? 
Fritsch: Die klare Zuschreibung: ich bin Ar-
beiterklasse, ich bleibe in der Arbeiterklasse, 
wird in postmodernen Gesellschaften aufge-
brochen. Daher sind in der Soziologie auch 
andere Zugänge und Begrifflichkeiten ent-
standen, wie etwa der Begriff der Lebens-
stile oder der Milieus. Allein am wissen-
schaftlichen Diskurs merkt man, dass die-
ser Klassenbegriff eigentlich etwas ins Hin-
tertreffen geraten ist.

Da gibt es aber wieder  
gegenläufige Thesen.
Fritsch: Dazu wollte ich gerade kommen. 
Umgekehrt fragen wir uns in der For-
schung auch: Brauchen wir diesen Klas-
senbegriff nicht doch wieder stärker, um 
Realitäten erklären zu können? Z.B. wenn 
wir uns Bildungsverläufe anschauen: Wie 
durchlässig ist unser Bildungssystem denn 
wirklich? Und macht die Tochter oder der 
Sohn von einem Arbeiter tatsächlich den 
Uniabschluss oder nicht? Und wie leicht 
oder wie stark sind diese Chancen von so-
zialer Herkunft geprägt? Die Frage ist hier 
schon: Braucht es da nicht doch wieder die-
sen Klassenbegriff? 
Gamon: Die Identifikation mit einer Klasse 
diente ja auch dazu, um politische Forde-
rungen durchzusetzen. Vielleicht fehlt uns 
weniger die Identifikation mit einer Klas-
se oder dem Sozialstaat als eine Orientie-
rung an gemeinsamen Werten unserer Ge-
sellschaft. Wenn beispielsweise „gleiche 
Chancen im Bildungssystem“ als gemein-
samer Wert erkannt wird, lassen sich dar-
aus leichter politische Forderungen ableiten. 
Ähnliches gilt auch für das Gesundheits-
system und für das Pensionssystem. Über 
die Wege, wie eine Gesellschaft einen ge-
meinsamen Wert erreicht, lässt sich ja dis-
kutieren. Mir scheint jedoch: Wir können 
uns nicht mehr ausreichend mit gemein-
samen, gesellschaftlichen Werten einer li-
beralen Demokratie, mit Menschenrech-
ten identifizieren. Das verursacht Sozial-
neid, der dann auch einen fruchtbaren Bo-
den für politische Ängste, die im Moment 
geschürt werden, bildet. 
Wieser: Es gibt zum Thema Sozialneid in-
teressante Studienergebnisse, zum Beispiel 
bei der Binnenmigration. Man vergleicht 
sich immer mit den anderen. Wenn ich ein 
gutes Einkommen habe und mein Nach-
bar ein höheres Einkommen hat, steigt die 
Wahrscheinlichkeit, dass ich den Wohnort 
wechsle.
Marterbauer: Die Idee war gerade in Wien 
die soziale Durchmischung. Die Gemein-
debauten sind ja bewusst auch in den 19. 
Bezirk gestellt worden. Zum geförder-
ten Wohnbau in Wien haben alle Bevöl-
kerungsgruppen Zugang. Ich halte das für 
ganz zentral, um den Austausch zwischen 
verschiedenen Schichten zu fördern, wenn 
man ähnliche Probleme hat, kommen die 
unterschiedlichen Leute in sozialen Kon-
takt und finden vielleicht gemeinsame In-
teressen und Lösungen.
Wieser: Um diese Nicht-Ghettoisierung be-
neiden uns viele Städte – da ist auch Geld 
dahinter. 60 Prozent der Wienerinnen und 
Wiener wohnen in gefördertem Wohnbau. 
Andere Städte, die sehr auf privaten Wohn-
bau setzen, haben massive Probleme. Die 
Ortskerne sterben aus, es sind nur noch 
Touristen da. Also auch da ist wieder die 
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Frage, wie ist die Herangehensweise? Mehr 
Staat oder mehr privat? 
Marterbauer: Der soziale Wohnbau ist ein 
Bereich, in dem man wirklich eine breite 
Mittelschicht fördern kann. Aber auch das 
Schaffen von öffentlichen Räumen im wei-
teren Sinn, damit die Leute in Austausch 
miteinander kommen. 

Vielleicht sollte sich die  
Arbeiterkammer in Mittelschichtkammer 
umbenennen!
Marterbauer: Wir vertreten die Interessen 
von fast vier Millionen Beschäftigten – 
wenn das nicht auch die Mittelschicht ist! 
Aber zurück zur Klassenfrage. Ich glaube, 
diese ist durch die neuen Daten zur Vermö-
gensverteilung wieder stärker in den Mit-
telpunkt gerückt. Wenn man sieht, dass bei 
uns in Österreich die obersten vier Prozent 
der Haushalte über 700 Milliarden Euro 
und damit mehr als die Hälfte des gesam-
ten Vermögens in Österreich besitzt, ist die 
Klassenfrage definitiv zurück. 
Fritsch: Das ist dem Umstand geschuldet, 
dass es Daten zu Vermögen bis vor kurzem 
nicht wirklich gegeben hat. 
Marterbauer: So lange es keine Vermögens-
steuern gibt, gibt es keine zuverlässigen 
Daten! 

Oliver Nachtwey vertritt die These von 
der Wiederkehr der Arbeiterklasse in einer 
reaktionären Form. Nicht mehr in einer 
progressiven, wie vor 70 Jahren. Dann 
hätten wir oben eine Eigentümerklasse und 
unten haben wir diese wieder wachsende, 
reaktionär gestimmte Arbeiterklasse. 
Marterbauer: Das ist auch durch objektive 
Faktoren bestimmt. Die Arbeitsmarktlage 
ist für viele Leute, die nicht so gut ausge-
bildet sind oder neu auf den Arbeitsmarkt 
kommen, massiv schlechter geworden, vor 
allem seit Beginn der Finanzkrise. Im unte-
ren Qualifikationsbereich gibt es kaum Ein-
kommenszuwächse. Bei Arbeiterklasse wür-
de ich ja als Erstes an die Zugewanderten, 
Migranten und Migrantinnen denken. Für 
sie ist die Lage auch schlechter geworden, 
etwa was die Integration ins Bildungssys-
tem betrifft. Vor 30, 40 Jahren ist es gelun-
gen, Kindern aus der Arbeiterklasse – dazu 
würde ich mich zählen – Matura und Stu-
dium zu ermöglichen. Heute ist die Integ-
ration ins Bildungssystem für Kinder aus 
den Arbeiterschichten viel schwieriger. Auf-
stiegschancen und soziale Mobilität sind 
gefährdet. Da haben sich die Dinge seit der 
Ära Kreisky verschoben.
Fritsch: An dieser Stelle sprechen wir von der 
Metamorphose von der Arbeitertochter zum 
Migrantensohn. So wie früher für Mädchen 
und Frauen aus der Arbeiterschicht/-klas-
se höhere Bildungsabschlüsse seltener wa-
ren, ist es heute für Söhne aus Migranten-
familien schwieriger, höhere Bildungszie-
le zu erreichen. Insgesamt haben Mädchen 
und Frauen die Jungs total überholt. Sie 
haben es viel mehr verstanden, Bildung als 
Sprungbrett zu benutzen, höhere Abschlüs-
se zu machen und darüber sozialen Auf-
stieg zu erfahren. 
Marterbauer: Da gibt es sicher viele Instru-
mente, die man einsetzen kann, um dem zu 
begegnen. Am wichtigsten sind massive In-
vestitionen ins öffentliche Bildungssystem, 
vor allem am Anfang der Bildungskarrieren 
und in Brennpunktschulen. 
Gamon: Ich bin ganz Ihrer Meinung: Chan-
cen in der Bildungskarriere stehen oder fal-
len mit den ersten paar Jahren, das fängt im 
Kindergarten an und mit dem Zugang zu 

Ganztagsbetreuung. Aber was die Investi-
tionen betrifft, sieht die Realität so aus: Es 
gibt zwei Töpfe für den Ausbau von Kin-
derbetreuungsplätzen in Österreich, die von 
den Bundesländern nicht ausgeschöpft wer-
den. Hier sind wir ganz stark mit gesell-
schaftlichen Rollenbildern und Moralvor-
stellungen von Landespolitikern konfron-
tiert, die es verhindern, dass man Frauen 
Zugang zu Kinderbetreuung ermöglicht. 
Das ist wirklich ein Elend. Da geht es nicht 
darum, ob wir Geld im Sozialstaat dafür 
haben oder nicht, sondern dass wir immer 
noch darum kämpfen, dass es überhaupt ei-
nen Konsens dazu gibt, ob diese Leistungen 
notwendig sind. Das ist auch unsere Vor-
stellung vom Sozialstaat: Der Staat schafft 
Rahmenbedingungen, um Chancengerech-
tigkeit zu ermöglichen, damit später ande-
re Leistungen nicht mehr notwendig wer-
den. Weil wir eben den Aufstieg für alle, die 
ihn wollen, vom Blick der Chancengerech-
tigkeit her ermöglichen. Da ist Bildung das 
Schlüsselsystem. 
Wieser: Gerade die Kindergärten haben eine 
doppelte Funktion: Integrative Funktion 
und natürlich die Funktion von Vereinbar-
keit von Beruf und Familie. Als selbst Be-
troffener: Wenn ich in Niederösterreich mei-
ne Kinder in den Kindergarten geben wür-
de, hätte ich Probleme. Ich bin in Vollzeit 
berufstätig, und das ist in Wien überhaupt 
kein Problem und beitragsfrei ist es auch. 
Ich bin die Mittelschicht – zugegeben eher 
die gehobene Mittelschicht – aber ich pro-
fitiere davon zu 100 Prozent. Würde ich au-
ßerhalb Wiens wohnen, hätte ich ein Pro-
blem. Wie ist das zu argumentieren, außer 
mit ideologischen Scheuklappen? Und dass 
Österreich da ein Problem hat im Vergleich 
zu anderen Ländern, ist vielleicht historisch 
bedingt. In Frankreich gibt es überhaupt 
keine Debatte, dass dort auch Einjährige 
in den Kindergarten gehen.
Gamon: Ich finde, es soll jeder die Entschei-
dung treffen können, wie er das will.
Wieser: Das Angebot muss aber auch da 
sein. Das ist teilweise nicht da. Wenn der 
Kindergarten nur bis zwölf Uhr offen hat, 
geht sich nicht einmal ein Teilzeitjob aus.

Ist eigentlich das Idealbild der 
Gesellschaft eine Gesellschaft mit 
möglichst großer Mittelschicht?
Marterbauer: Ich glaube, der Anspruch ei-
ner Gesellschaft muss sein: Alle Bürgerin-
nen und Bürger haben ein gutes Leben. Das 

muss das Ziel sein. Das gute Leben ist et-
was Relatives. Das hat materielle Dimensi-
onen beim Einkommen, das bedeutet Ver-
sorgung mit Wohnraum, Zugang zu öffent-
lichen Verkehrsverbindungen. Und das hat 
auch immaterielle Dimensionen wie Frei-
zeit und Kultur.
Gamon: Ja zu einem guten Leben. Aber der 
unterschiedliche Zugang ist: Kann oder soll 
der Staat das gute Leben garantieren oder 
schafft der Staat die Rahmenbedingungen, 
damit ich selbst zum guten Leben komme. 
Das ist der ideologische Unterschied. 
Marterbauer: Die ursprüngliche Idee des So-
zialstaates war, dass sich die Gesellschaft 
soziale Absicherung organisiert, um den 
Risken des Lebens zu begegnen ...
Gamon: Aber so ist es ja wirklich nicht mehr. 
Mittlerweile ist es die Selbstverwaltung des 
politisierten Staates und bis zu einem ge-
wissen Grad auch des Parteienstaates. Das 
hat nichts mehr mit der Gemeinschaft der 
Versicherung zu tun.
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 In einer absolutistischen Konzeption ist der 
Staat der Leviathan, an den wir alles dele-
giert haben, und er herrscht über uns und er-
möglicht uns sozialen Frieden. In einer mo-
dernen Perspektive würde man sagen: „Wir 
sind der Staat.“ Nicht: „Wir sind das Volk“, 
sondern: „Wir sind der Staat.“ Das könnte ein 
politisches Ziel sein. Die Frage ist, wie man 
dazu kommt.
Wieser: Mariana Mazzucato hat es ja wieder 
aufgebracht: Der Staat ist nicht nur Brem-
ser, gibt Geld aus, sondern hat Innovatio-
nen wie das iPhone und GPS und anderes 
mitinitiiert. Staat kann innovativ sein. Ich 
bin jetzt seit zehn Jahren im öffentlichen 
Dienst, da hat sich schon sehr viel getan. 
Man denkt sehr viel über neue Methoden 
nach, geht raus und redet mit Wissenschaft-
lern und Unternehmern. Man sieht sich als 
Partner: Wir helfen euch auch, ihr helft uns. 
Das schafft Arbeitsplätze.
Gamon: Man muss auch davon wegkom-
men, alles in einen reinen Widerspruch zu 

setzen. Es kann ja sein, dass sich der Staat 
in einigen Bereichen zurücknimmt, um in 
anderen mehr leisten zu können. Das ist 
gerade in Wahlkampfzeiten nicht möglich, 
hier differenziert zu argumentieren.

Aber würde es nicht anders 
ausschauen, wenn die große Mitte 
diesen Staat als ihren akzeptiert? 
Gamon: Das ist eine Frage der demokra-
tischen Selbstermächtigung und auch, wie 
wir Politik gestalten. Ehrlicherweise muss 
man schon sagen: Die Politik ist sehr weit 
weg von den Bürgerinnen und Bürgern, weil 
es sehr wenige Möglichkeiten gibt mitzuge-
stalten. Da rede ich jetzt gar nicht von den 
FPÖ-Fantasien, dass alles, was uns nicht 
passt, in eine direkte Abstimmung münden 
muss. Aber, wenn wir schon überall vor den 
Herausforderungen der sich verändernden 
Welt reden, müssen wir Politik auch den 
veränderten Gegebenheiten der Welt anpas-
sen. Da muss es Möglichkeiten geben, neue 

Formen der Bürgerbeteiligung zu etablieren, 
damit man einen Bezug zu dem Staat, wo 
man Geld reingibt und von mir aus wieder 
was rauskriegt, zu schaffen. 
Marterbauer: Ein differenziertes Bild des 
Staates ist richtig. Ich finde den Staat auch 
nicht bedingungslos gut. Der Staat kennt 
bei den Lohneinkommen jedes Detail, aber 
über die Verteilung der Vermögen will er 
kaum etwas wissen. 
Gamon: Das ist schön, dass wir uns einig 
sind!
Marterbauer: In einigen Bereichen, in ande-
ren wieder gar nicht. Wie kann man sozusa-
gen den Staat oder den Sozialstaat zu unse-
rem machen? Die skandinavischen Länder, 
die ja Vorreiter beim Sozialstaat waren, ha-
ben das ganz stark über Volksbildung ver-
sucht. Dort war die Idee, erst die aufgeklär-
ten Bürger können sich an der Gestaltung 
des Gemeinwohls beteiligen und deswegen F o t o s :  
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muss man in Arbeiterbildungsvereine inves-
tieren. Die ganze Volkshochschulidee wurde 
dort geboren. Der Anspruch war, Bürger fit 
für den politischen Diskurs zu machen. 
Fritsch: Mit dem Ergebnis, dass sie viele 
Rankings immer noch anführen. In Bildung 
zu investieren, war nie eine schlechte Idee, 
und Bildung wird auch sicher nicht weniger 
wichtiger werden. Wissen wird vielleicht das 
Einzige sein, wo uns Maschinen und Robo-
ter schwieriger ersetzen können, um es jetzt 
mal plakativ auszudrücken. Die ungelernten, 
angelernten Hilfstätigkeiten werden Stück 
für Stück immer weniger werden. Das, was 
immer wichtiger wird, ist Wissen.
Gamon: Aber das sagen ja alle. Wer ist denn 
gegen Bildung? Mein Lieblingsbeispiel ist 
da die Schweiz. In der Schweiz gibt es halb 
so viele Studierende, aber für die öffentli-
chen Universitäten wird doppelt so viel aus-
gegeben wie in Österreich. In der Schweiz 
war immer schon klar: Bildung hat eine Pri-
orität bei den Ausgaben, obwohl es dort zu-
sätzlich auch noch Studiengebühren gibt. 
Wenn die österreichischen Unis von heu-
te auf morgen über sieben Milliarden zur 
Verfügung hätten, dann würden sie auf der 
Straße tanzen, glaube ich.
 
Vielleicht mangelt es an der Vermittlung. 
Rousseau war der Meinung, dass 
Demokratie überhaupt nur in einem 
Gemeinwesen von einer gewissen Größe 
möglich ist. Massendemokratien haben 
ein Problem. Die politischen Parteien 
haben nicht mehr die Kraft, die sie früher 
hatten, um Inhalte zu transportieren. 
Gamon: Das führt zu einer anderen Frage: 
Wo kriegt die Mittelschicht ihre Informa-

tionen her? Ich nehme an, sie werden nicht 
alle den Falter lesen.

Das kann man statistisch ausschließen.
Gamon: Gibt es überhaupt diese rationale, 
gut informierte, durch qualitativ hochwerti-
ge Informationen versorgte breite Mitte?
Fritsch: Es gibt ja grundsätzlich gut auf-
bereitete Informationen für alle. Man darf 
das Individuum aber nicht aus der Eigen-
verantwortung entlassen. Eine Gesellschaft 
braucht kritisch denkende Individuen nicht 
nur in der Politik. Ich kann ja auch meinen 
Steuerausgleich nur dann machen, wenn ich 
verstehe, was auf dem Formular steht und 
beurteilen kann, ob mich da jetzt jemand 
über den Tisch zieht oder nicht. 
Marterbauer: Von der Angebotsseite bei den 
Medien gibt es ja doch zumindest den An-
spruch. Wir haben in Österreich den öffent-
lich-rechtlichen ORF, der einen Bildungs-
auftrag hat und stark konsumiert wird. 
Fritsch: Ich bin keine Mediensoziologin, 
aber es zeigt sich in einigen Studien, dass 
die jüngeren Generationen nicht mehr fern-
sehen, sondern sich ihre Informationen aus 
unterschiedlichen Kanälen holen. 
Gamon: Das meine ich ja: Was bringt denn 
der gute öffentlich-rechtliche Content, 
wenn er nicht konsumiert wird? Das hilft 
uns dann auch nicht dabei, Fragen in ge-
sellschaftlichen Herausforderungen zu lö-
sen. Vor allem, wenn ein Teil des Befundes 
ist, dass wir ein Informationsdefizit haben 
und mit Fake News kämpfen. Andererseits 
ist die Entwicklung von Online-Medien ja 
auch eine Demokratisierung. Man hat da-
durch für eine breite Bevölkerung einen 
ganz anderen Zugang zu Medien geschaf-

»
In jedem Fall wird 
die Grundlage der 
Entscheidungen 
breiter, wenn auch 
die zweite Hälfte 
der Bevölkerung 
Berücksichtigung 
findet 

M a r k u s 

M a r t e r b a u e r 

F o t o :  

C h r i s t o p h e r 

M a v r i Č

Die Mittelschicht 
als versuchsfeld 
in Ökonomie, 
soziologie und 
politik 
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fen. Man könnte sagen, dass vor 60 Jahren 
das  Problem eben nicht war, dass die Men-
schen nur Krone und Österreich und Heute 
gelesen  haben, sondern sie haben gar nichts 
gelesen. Entschieden haben die, die die qua-
litativen Medien gelesen haben. Das war 
auch nicht besser, es war eine andere Si-
tuation. Jetzt haben wir einen demokrati-
sierten Zugang zu Informationen, aber es 
wird aufwendiger für Politik und Medien, 
diese  Informationen an den Empfänger zu 
bringen.

In Skandinavien gibt es offensichtlich ein 
positiveres Nationalstaatsbewusstsein 
– hat das auch mit Medien zu tun?
Gamon: Schweden hat jedenfalls eine extrem 
hohe Presseförderung. Sie haben eine ähn-
liche Bevölkerungsgröße und die Presseför-
derung ist gerade erst erhöht worden. 
Wieser: Jedes Land hat seine eigene histo-
rische Entwicklung. Schweden ist in vielen 
Bereichen ein Sonderfall. 
Marterbauer: Vielleicht auch deshalb, weil in 
Schweden Frauen ganz früh in den politi-
schen Prozess integriert worden sind.
Gamon: Weil Frauen bessere Entscheidun-
gen treffen?
Marterbauer: In jedem Fall wird die Grund-
lage der Entscheidungen breiter, wenn auch 
die zweite Hälfte der Bevölkerung Berück-
sichtigung findet.
 
Darauf können wir uns wohl  
abschließend einigen: Die Mitte ist  
dann stabil, wenn sie möglichst großen 
Teilen der Bevölkerung ein möglichst  
hohes Maß an Chancengleichheit und 
Teilhabe bietet.  F
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K lasse – wer sagt das noch gern? 
Als soziologisches Konzept 

schien „Klasse“ ausgedient zu ha-
ben, eben weil sich die Gesell-
schaft zu einer großen Mitte 
hin zu entwickeln schien, mit 
schmaler Ober- und wenig be-
achteter Unterschicht. Diese 
Einschätzung könnte vorschnell 
gewesen sein. Es grassiert das 
Stichwort von der Abstiegsge-
sellschaft. Die globale Mittelklas-
se, die in Indien und China an Wohl-

stand gewinnt, wirkt sich im Westen 
auf den Abstieg der Arbeiterklas-

se aus. Dass die Klassenfrage 
nicht verschwunden ist, son-
dern globale Züge angenom-
men hat, zeigt die Lage der 
Migrantinnen und Migran-
ten, die in unserer Gesell-
schaft deutlich die schlechtes-
ten Chancen haben. In sechs 

Porträts zeigen wir zudem, wie 
vielfältig und vielgestaltig die ge-

sellschaftliche Mitte aussieht.

S e i t e  2 0 – 3 4

II
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O
liver Nachtwey hat in seinem 
Bestseller „Die Abstiegsge-
sellschaft. Über das Aufbegeh-
ren in der regressiven Moder-

ne“ das Lebensgefühl der in den 1970er- 
und 1980er-Jahren Geborenen zusammen-
gefasst. Sie mühen sich ab, können aber 
nicht den Wohlstand aufbauen, den die El-
terngeneration noch schuf. Richtig rebel-
lisch macht sie das aber auch nicht. Nacht-
wey ist selber in Kind dieser Zeit, was er 
in seinem blendend geschriebenen Buch als 
Soziologe beschreibt, kennt er zum Teil aus 
seinem eigenen Umfeld. Ein Gespräch über 
den langen Schatten des Neoliberalismus, 
neue soziale Bewegungen und den österrei-
chischen Wahlkampf. 

Falter: Herr Nachtwey, mit dem Slogan 
„Holen Sie sich, was Ihnen zusteht“ startete 
die SPÖ in den Nationalratswahlkampf 
und erntete viel Kritik dafür. Haben wir 
verlernt, klassenkämpferisch zu denken?
Oliver Nachtwey: Auch ich habe mich über 
den Slogan gewundert. Ich habe schon ver-
standen, was die Absicht war. Jeremy Cor-
byn hatte den genialen Claim „For the many, 
not the few“, und das war dann die österrei-
chische Übersetzung. Er soll wohl Vertei-
lung, Gerechtigkeit ansprechen, aber man 
kann ihn semantisch auch so interpretieren, 
dass er an den Besitzindividualismus appel-
liert. Das steht mir zu! Ich hau jetzt mal 
auf den Tisch! Aber Gerechtigkeit ist immer 
eine Frage von kollektiven Aushandlungen. 
Gruppen agieren miteinander, es geht um 
Kompromissfindung. Der Slogan ist gut ge-
meint, aber sicher nicht optimal.

Die SPÖ hat lange auch damit gelieb-
äugelt, das Thema Sicherheit zum Haupt-
thema ihres Wahlkampfes zu machen. 
Wäre das ein Fehler gewesen?
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Oliver Nachtwey hat mit dem Buch über die „Abstiegsgesellschaft“  
die Gegenwartserzählung für die Generation X vorgelegt.  
Aus seiner Sicht hat sich der Neoliberalismus überholt

Zur Person
Oliver Nachtwey, 
Jahrgang 1975, 
studierte Volkswirt-
schaft. Der Fellow am 
Frankfurter Institut für 
Sozialforschung lehrte 
und forschte an den 
Universitäten Jena, 
Trier und Darmstadt. 
Seit August 2017 ist 
Nachtwey Inhaber 
der Professur für So-
zialstrukturanalyse an 
der Universität Basel. 
Für sein Buch „Die 
Abstiegsgesellschaft“ 
(2016) erhält Nacht-
wey 2017 den von der 
Friedrich-Ebert-Stiftung 
vergebenen Hans-
Matthöfer-Preis für 
Wirtschaftspublizistik

Nachtwey: Ich denke ja. Die Sozialdemokra-
tien stehen in Konkurrenz zum Rechtspo-
pulismus. In Österreich ist das nicht nur 
die FPÖ, sondern auch die Liste Sebasti-
an Kurz. Der ist ja eine Figur, die man sich 
nicht ausdenken kann. 

Wie meinen Sie das?
Nachtwey: Er ist wie aus einem Thomas-
Mann-Roman entsprungen. Als 30-Jähri-
ger mischt er die Politik mit viel Chuzpe 
und wenig Substanz auf. Es ist mir noch 
nicht klar, wie das funktioniert. Aber zurück 
zum Thema: Es gibt diese große Verunsi-
cherung im Mittelstand. Ökonomisch aber 
auch in Fragen der politischen Repräsenta-
tion. Wer sind wir? Was ist unser Status? 
Wer repräsentiert uns? Wo sind unsere Zu-
kunftsperspektiven? Hat unser Beruf noch 
Zukunft? Unsere Vorstellung von Familie? 
Dass es uns einmal besser geht, haben vie-
le schon abgeschrieben. Die alten Formen 
der politischen Repräsentation wirken auf 
viele nicht mehr passend. 

Und die Sozialdemokratie zerreibt es?
Nachtwey: Die Sozialdemokratie ist häufig 
wie ein Flipperball, der von der Dynamik 
in den gesellschaftlichen Verhältnissen und 
den Magnetismen von einer in die ande-
re Richtung geworfen wird. SPD-Kandidat 
Martin Schulz hat anfangs auf das The-
ma soziale Gerechtigkeit gesetzt, schoss 
wie eine Rakete in den Himmel und fiel 
kurze Zeit später wie ein Stein zu Boden. 
Corbyn wurde am Anfang belächelt, aber er  
war kohärent in seinen Forderungen nach 
dem Ausbau des Sozialstaates, mehr Chan-
cen für die Jugend, Umverteilung, klarer 
Linie beim Flüchtlingsthema. Wenn die 
Sozialdemokratie das Thema Gerechtig-
keit nicht durchzieht, wirkt sie nicht mehr 
glaubwürdig. 

i N t e r v i e w :  
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Tipping Point
„Der

ist erreicht“
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In Ihrem Buch „Die Abstiegsgesellschaft“ 
schließen Sie mit einem hoffnungsvollen 
Gedanken: es werde neue, solidarische 
Bewegungen geben. Das Buch erschien 
2016, sind Sie immer noch so optimistisch?
Nachtwey: Für mich als Beobachter ist in-
teressant, wie schnell sich die Entwicklung 
vollzogen hat. Ich habe 2014 begonnen, an 
diesem Buch zu schreiben. Damals gab es 
die Occupy-Bewegung und den arabischen 
Frühling. Beides war neu. Soziale Fragen     
wurden mit Demokratiefragen verbunden, 
sehr viele Prekäre engagierten sich. Dann 
kamen mehr und mehr die Wutbürger auf, 
und mit ihnen ein gewisser kleiner Autori-
tarismus, eine Verachtung demokratischer 
Verfahren, getragen von einer technischen 
Intelligenz.

Sie geben den Akteuren dieser techni-
schen Intelligenz den schönen 
Namen „Expertenbürger“.
Nachtwey: Der Expertenbürger ist ein Pro-
testtypus, der viel mit der Mentalität des 
Ingenieurs zu tun hat und dem Glauben 
an technische Lösungen, die Politik über-
flüssig machen könnten. Er ist ungeduldig 
und hat ein generelles Misstrauen gegen-
über politischen Prozessen. Bei den Wut-
bürgern können ursprünglich progressive 
Anliegen regressive Züge annehmen. Bei 
Pegida, die sich  als „patriotische Europä-
er“ bezeichnet haben, hatte man anfangs 
sogar einen starken Bezug zum Schutz von 
Frauen. Absurd, wie sich weiße, konservati-
ve ältere Männer plötzlich für Frauenrech-
te einsetzen, wenn es darum geht, sie vor 
Fremden zu schützen.

Nach Ihrem Buch groß geworden 
sind Figuren wie Donald Trump oder 

Oliver Nachtwey im 
Gastgarten seines 
Lieblingscafés, des 
Crumble, in Frankfurt

Fortsetzung nächste Seite 
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Emmanuel Macron, Politiker, die sich 
jenseits von links und rechts geben. Wie 
ordnen Sie diese Phänomene ein?
Nachtwey: Ich sehe zwei Entwicklungen. 
Zum einen sind die neuen solidarischen 
Bewegungen tragischerweise schnell ver-
pufft. Occupy etwa. Auch, weil sie sich ohne 
klassische, linke Repräsentationsverfahren 
konstituieren wollten. Ohne Organisatio-
nen, ohne Sprecherinnen. Als Occupy New 
York ein Auto geschenkt bekam, stellte sie 
das vor ein unlösbares Problem. Wie an-
melden, wenn wir nicht einmal ein Verein 
sind? Wer kontrolliert die Autoschlüssel? 
Wer zahlt für Benzin? Ähnlich ging es Oc-
cupy Frankfurt. Der verständliche, antiins-
titutionelle Impuls hat das Weiterbestehen 
dieser Bewegungen verhindert, auch wenn 
einiges davon in den USA in der Bernie-
Sanders-Bewegung aufging.

Zum anderen?
Nachtwey: Durch die Flüchtlingsbewegung 
entstanden neue rechtspopulistische Bewe-
gungen. Die Globalisierung hat national-
staatliche Ideen zunichte gemacht, die Lin-
ke hat keine neue, solidarische Antwort da-
rauf, was wiederum den Identitären Raum 
für ihre Themen gibt. In Deutschland hat-
ten wir jetzt lange das Gefühl, eine riesige 
rechte Welle geht durchs Land. Gleichzeitig 
gibt es eine riesige soziale Bewegung, die 
aber nicht als solche gezählt wird: die Will-
kommenskulturbewegung. Zehntausende 
engagieren sich, nicht unter einem Dach, 
sondern vor Ort, in Cafés, in Anlaufstellen, 
zu Hause. Das war ein anderes, leises, aber 
genauso mächtiges Aufbegehren.

Aber die Willkommenskulturbe-
wegung blieb politisch ohne Antwort?
Nachtwey: Die Linke in Deutschland hat 
es aufgenommen, aber sie hatte damit zu 
kämpfen, dass ein Teil ihrer Wähler selbst 
große soziale Ängste hatte. Natürlich ist das 
auch ambivalent, weil die Flüchtlingsbewe-
gung von einem eher bürgerlichen, christ-
lichen – nicht im religiösen Sinne – Milieu  
getragen wurde, das es sich auch leisten 
kann. Der ungelernte Leiharbeiter war da 
nicht dabei. Eventuell kann man die Wahl-
bewegung für Alexander Van der Bellen als 
eine Ausformung dieses unsichtbaren Will-
kommenskultur-Netzwerkes ansehen. Je-
denfalls hat sich die Gesellschaft wieder 
sehr stark politisiert. 

Warum reden wir bei sozialpolitischen 
Themen nach wie vor so oft über Flüchtlinge 
und nicht über Verteilungsgerechtigkeit? 
Nachtwey: Beides ist Teil eines globalen 
Umbruchs. Migrationsströme gehören 
zur Globalisierung dazu. Es gibt massive 
Abstiegsängste, aber keiner der politi-
schen Akteure hat das offen thematisiert. 
Auch die Sozialdemokratie hat nach Ende 
des regulierten Kapitalismus der 1950er- 
und 1960er-Jahre der Liberalisierung das 
Wort geredet. Der Sozialstaat hat sich 
verändert. Er ist kein wachsender Kuchen, 
an dem alle teilhaben können, sondern er 
schrumpft und ist kostbares Gut. Flücht-
linge werden aus der Sicht der Leute, die 
jetzt die Rechtspopulisten wählen, zu 
unproduktiven Mitessern, die von außen 
kommen. Deswegen gibt es einen Zusam-
menhang zwischen den Flüchtlingen und 
der sozialen Frage. Wer die soziale Frage 
nicht angeht, muss damit rechnen, dass 
sich die Debatte weiter in Richtung Flücht-
linge und Wohlfahrtsstaatschauvinismus 
verschiebt. F
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Kennen Sie persönlich das Gefühl 
des sicheren Wachstums, das von der 
Angst vorm Abstieg abgelöst wird?
Nachtwey: Mein Großvater väterlicherseits 
war noch Arbeiter in einer Fahrradfabrik 
im Ruhrgebiet. Nach dem Zweiten Welt-
krieg hat er eine kleine Werkstatt aufge-
macht. Dort, wo ich aufwuchs, sah ich im 
Haus gegenüber auf seine Werkstatt, im 
Erdgeschoß unseres Hauses befand sich 
die Konditorei meiner Großeltern mütter-
licherseits. Mein Vater hatte kein Abitur. 
Er machte eine Lehre als Fernsehelektri-
ker. Mein Großvater war noch CDU-Rats-
herr in seinem Dorf, also konservativ. Mein 
Vater gründete noch die Junge Union und 
trat gleichzeitig der Gewerkschaft bei, weil 
er seine Lehre als zu monoton empfand. Er 
wollte nicht nur Fernseher schleppen, son-
dern auch etwas lernen. Er machte dann 
an der Abendschule die Matura nach, stu-
dierte und war am Ende seiner Laufbahn 
Geschäftsführer eines mittelgroßen Elek-
trounternehmens. Er erlebte einen sozia-
len Aufstieg, so wie seine ganze Generati-
on. Er führ am Anfang eine Ente, am Ende 
einen Audi A6.

Und Ihre Mutter?
Nachtwey: Meine Mutter war zuerst die Al-
leinverdienerin. Sie arbeitete in einer Spar-
kasse an der Kassa, damit mein Vater stu-
dieren konnte. Sie lebten also nicht das 
männliche Ernährermodell. Sie sagte im-
mer zu mir: Papa macht Strom, ich mach 
Geld, das brauchen alle Menschen. Da ha-
ben wir uns sicher gefühlt. 

Sie sind also ein typisches Produkt 
der deutschen Nachkriegsordnung. 
Wie kam es, dass Sie sich mit der 
Abstiegsgesellschaft befassten?
Nachtwey: Es gab verschiedene Stränge, die 
sich zu einem Bild verdichteten. Viele Be-
funde aus meiner arbeitssoziologischen For-
schung konnte ich auch im sozialen Nahbe-
reich wiedererkennen. Auf den Festen mei-
ner Eltern, bei denen sich die ganzen Auf-
steiger aus der Generation meines Vaters 
trafen, die jetzt alle im Wohlstand leben, be-
obachtete ich, wie sich die Themen verän-
dert haben. Früher protzte man so ein we-
nig herum, was man nicht alles materiell 
oder kulturell erreicht hatte. Man ging in 
die Oper, es wurde zum Statussymbol. Rei-
sen, Anschaffungen, solche Sachen. Plötz-
lich fingen sie an, sich anders über die Kin-
der zu unterhalten. Es schlich sich so eine 
Sorge ein. Nach dem Internat, Studium und 
den Praktika im Ausland kam dann nicht 
mehr automatisch der tolle Job. Dann ka-
men erste Kündigungen in meinem Be-
kanntenkreis dazu.

Vermutlich ein gut gebildeter Freundeskreis?
Nachtwey: Ich wollte lange Zeit Journalist 
werden. Freunde von mir arbeiten beim 
Stern und beim Spiegel. Schon vor der Fi-
nanzmarktkrise begann diese Umbruchwel-
le. Später existierten Magazine wie die Bri-
gitte ohne angestellte Redakteure. Aber als 
ich begann, die regressive Moderne zu er-
forschen, war das eher ein Zufall. Ich hatte 
meine Doktorarbeit über die deutsche und 
britische Sozialdemokratie geschrieben, es 
ging nicht um Parteien-, sondern um Sozi-
algeschichte. Dann bin ich in die Arbeits-
soziologie gegangen und habe mit Leihar-
beitern begonnen zu sprechen. Das war so-
ziologisch hochinteressant, persönlich wirk-
lich schwierig. Wenn man mit Menschen 
spricht, die die gleiche Arbeit nebeneinan-

Fortsetzung von Seite 21

»
Sebastian Kurz 
ist wie aus einem 
Thomas-Mann-
Roman entsprun-
gen. Als 30-Jäh-
riger mischt er die 
Politik mit viel 
Chuzpe und wenig 
Substanz auf 
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Nachtwey 
wollte lange Zeit 
Journalist werden 
und schreibt heute 
in klarer, verständ-
licher Sprache über 
komplexe themen
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Oliver Nachtwey: 
Die Abstiegsgesellschaft. 
Über das Aufbegehren in 
der regressiven Moder-
ne. Edition Suhrkamp, 
264 S., € 18,50

Der deutsche Soziologe 
Oliver Nachtwey versucht 
in diesem Buch, die 
große Gegenwartser-
zählung vorzulegen: 
Was macht unsere 
Gesellschaft heute aus? 
Es geht ihm vor allem um 
Deutschland, aber viele 
Beobachtungen sind auf 
Österreich – und andere 
europäische Länder – 
problemlos übertragbar. 
Viel ist derzeit von der 
Überheblichkeit der 
Eliten die Rede, die 
nicht verstehen wollen, 
warum der „White Trash“ 
rechte Populisten wählt. 
Nachtwey hält sich nicht 
mit Befindlichkeitsanaly-
sen auf, sondern zerlegt 
klug und stringent die 
sozioökonomischen 
Zusammenhänge der 
„Abstiegsgesellschaft“: 
Postdemokratie, neue 
Unterschicht, prekäre 
Arbeitsverhältnisse, sta-
gnierender Kapitalismus, 
Selbstausbeutung und 
Neoliberalismus

der ausüben und bis zu 50 Prozent weni-
ger verdienen. Oder Fälle von Arbeitern, die 
outgesourct wurden und dann zu schlechte-
ren Konditionen wieder eingestellt werden. 
Diese Hilflosigkeit, die Brutalität im Um-
gang mit ihnen, die kleinen Demütigungen 
im Betrieb – das war für mich ein Moment 
der Erkenntnis. Hier geht es nicht um ge-
ringe Einkommen und soziale Unsicherheit 
alleine, sondern um Statusverlust, um man-
gelnde Anerkennung und Würde. Es ent-
standen eine neue Klassifikation von Arbeit 
und ein neues gesellschaftliches Zukunfts-
bild: Man verlor den Optimismus, dass es 
den eigenen Kindern einmal besser gehen 
werde. Und dann habe ich mich viel mit 
Modernisierungstheorie beschäftigt.

Sie kommen aus dem Marxismus?
Nachtwey: Das merkt man mir an, ja. Ich 
fand aber, er hatte immer gewisse Schwä-
chen. Seine Prämisse war, dass die Ver-
hältnisse sich verschlechtern würden. Er 
konnte nicht einfangen, warum es durch-
aus auch eine Steigerung der Lebensqualität 
in der sozialen Moderne nach dem Zwei-
ten Weltkrieg gab. Der britische Soziologe 
T. H. Marshall beschreibt diese Evolution 
an zivilen, politischen und sozialen Bür-
gerrechten – in meinen Augen – sehr gut, 
aber auch er glaubte im Grunde an eine 
fortschreitende Gleichberechtigung, wenn 
auch mit Abstrichen. Aber meine Erfahrung 
mit den Leiharbeitern passte da gar nicht 
dazu, da hakte die Theorie der Modernisie-
rung gewaltig und der Marxismus war hier 
wieder überzeugender. Als ich eine Studie 
zur Occupy-Bewegung machte, mit mehr als 
1000 Befragten, zeigte sich, dass ein Groß-
teil der Teilnehmer prekär beschäftigt und 
überqualifiziert war. Das ist etwas wirklich 
Neues. Sie waren postkapitalistisch orien-
tiert, aber keine Aufsteiger im engeren Sin-
ne mehr. Anders als die Träger der neuen 
sozialen Bewegung in den 1970er-Jahren, 
weil damals war es noch die neue Mittel-
klasse, die die Ökologie- und Friedensbe-
wegung ausmachte. All das fasste ich dann 
unter dem Begriff „regressive Moderne“ und 
„Abstiegsgesellschaft“ zusammen. 

Jetzt reden alle vom kommenden 
Aufschwung. Ist die Phase der regres-
siven Moderne damit vorbei?
Nachtwey: Als Ulrich Beck sein Buch „Ri-
sikogesellschaft“ 1986 geschrieben hat, 
meinte er, die Klassen spielen keine Rolle 
mehr, weil die Gesellschaft sich wie in ei-
nem Fahrstuhl allesamt nach oben bewegt. 
Seine These hielt noch fünf Jahre. Er war 
einfach viel zu drastisch. Manchmal entste-
hen soziologische Arbeiten nicht inmitten, 
sondern am Ende einer Epoche. Ich wür-
de mich freuen, wenn auch mein Buch das 
Ende einer Epoche markiert. Wir also das 
Ende der Abstiegsgesellschaft erleben und 
das Pendel zurückschwingt.

Glauben Sie daran?
Nachtwey: Jein. Es gibt mehrere Dimensi-
onen. Der Aufschwung ist schon da. Aber 
wer profitiert davon? In der Politik hat so 
eine Art Publikumsbeschimpfung stattge-
funden. „Uns geht’s doch gut!“, „Wir wach-
sen doch!“, hören wir. Aber spüren das die 
Menschen bei den Mieten? In ihrer Geld-
börse? Das hinterlässt ein seltsames Ge-
fühl, fast verhöhnend. Die Unternehmens-
gewinne sind da, aber wo landet der Wohl-
standsgewinn? Er landet relativ wenig beim 
unteren Einkommensdrittel. Von 1992 bis 
2011 sind die Durchschnittseinkommen 

in Deutschland gesunken. Wir spüren An-
zeichen von Deflation, die Löhne sind zu 
niedrig, die Zinsen bei null. Der Kapitalis-
mus ist in einer Art Eigenblutdoping an-
gekommen. Es wird Geld ins System hin-
eingepumpt. Die Vermögenspreisinflation 
ist enorm. Wir sehen das an den Börsen. 
Die Hauspreise explodieren. Gleichzeitig ist 
die Debatte sehr ahistorisch. In der sozia-
len Moderne hatten wir Wachstumsraten 
über zwei Dekaden von vier Prozent. Jetzt 
reden wir vom Aufschwung bei 1,9 Prozent. 
Also Hochkonjunktur ist das keine. Als ich 
VWL studiert habe, war die Kennzahl drei 
Prozent Wachstum, um einen Stellenaufbau 
von Vollzeitbeschäftigten zu sichern. Das 
ist die Ambivalenz unserer Situation. Ja, 
wir haben einen leichten Aufschwung, es 
werden wieder Beschäftigungsverhältnisse 
aufgebaut, aber wenn man genau hinschaut, 
sind viele Teilzeitjobs dabei. Meistens Frau-
en, auch viele Leiharbeiter in sehr autoritä-
ren Verhältnissen. Der Aufschwung ist des-
halb prekär, er ist nicht nachhaltig. Das ge-
hört mitreflektiert, sonst wird die Politik als 
sehr, sehr unehrlich empfunden. Das Be-
unruhigendste ist: Mit der Nullzinspolitik 
hat man das letzte Mittel zur Bekämpfung 
einer neuen Finanzkrise aus der Hand ge-
geben. Wir verschießen gerade unser gan-
zes Pulver. Wenn eine große Krise aus den 
USA oder China kommt, ich weiß nicht, 
was dann passiert.

Wie nachhaltig sind die neolibe-
ralen Formatierungen in unserer 
Gesellschaft, die die letzten beiden 
Jahrzehnte stark geprägt haben?
Nachtwey: Die neuen Jobs, die jetzt entste-
hen, stammen aus dieser neoliberalen Epo-
che: meist flexibel, auf Zuruf, ohne große 
Absicherung. Ich beschäftige mich gerade 
viel mit der digitalen Ökonomie und der 
Start-up-Kultur. Der religiöse Charakter der 
digitalen Ökonomie aus dem Silicon Valley 
ist beeindruckend. Er ist die Vorlage für so 
vieles in der Gegenwart. Emmanuel Macron 
sagte, er will die französische Nation wie ein 
Start-up führen. Er hat sich ein Placet geben 
lassen, dass er den Arbeitsmarkt liberalisie-
ren darf, ohne die Gesetze dem Parlament 
vorzulegen. Ihr Sebastian Kurz schwimmt 
auch auf der Start-up-Modewelle. Helplink, 
Uber etc – diese neuen Unternehmen basie-
ren alle auf Kontingenzarbeitskraft. Man ist 
nur noch lose mit der Firma verkoppelt. Das 
ist die ökonomische Zukunft. Eine klassi-
sche Mitgliedschaft in einem Betrieb mit 
Sozial- und Krankenversicherung gibt es 
dann nicht mehr. Natürlich gibt es Men-
schen, die mit diesem Phänomen sehr gut 
umgehen können. Es gibt in Deutschland 
ein Buch „Wir nennen es Arbeit“, das die-
se Ich-AGs heroisiert. Diese neuen Formen 
entstehen übrigens nicht, indem man die al-
ten Formen abschafft, etwa Kollektivverträ-
ge, weil das würde zu große Proteste der Ge-
werkschaften hervorrufen. Nein, man um-
geht sie, man baut völlig neue Strukturen 
parallel dazu auf, wie Bypässe. Bosch und 
Siemens steigen bereits ein. F & E wird zum 
Start-up-Modell aufgebaut. IBM hat zertifi-
zierte Programmierer eingeführt, die für sie 
programmieren dürfen, sich aber um jeden 
Auftrag bewerben müssen. 

Warum werden Start-ups und ihre 
Kultur trotzdem so gehypt?
Nachtwey: Wir alle lieben unser iPhone. 
Auch ich. Das ist ja das Problem mit dem 
Neoliberalismus. Er kommt ungemein 
schick daher und sieht gut aus. Er ist dia-

bolisch genial gestrickt. Liberalisierung an 
sich hat schon so eine Doppeldeutigkeit. 
Deshalb gibt es auch keinen Weg zurück 
in die soziale Moderne. Bis 1968 war Ho-
mosexualität in Deutschland verboten, bis 
1977 konnten Männer für die Frau den Ar-
beitsvertrag kündigen. Das kann man sich 
kaum vorstellen. Der Neoliberalismus er-
möglicht eine gewisse Mündigkeit und Au-
tonomie, die am Freiheitswunsch der 68er 
anknüpft. Wenn man sich schließlich auf 
den Neoliberalismus einlässt, bekommt 
man zuerst diese Goodies, es ist wie bei 
einem Tauschgeschäft. Gleichzeitig zahlt 
man den Preis, dass man viel abhängiger 
vom Markt wird

Das heißt, die 68er, die viele noch immer 
verehren, haben kräftig ihren Beitrag 
zum Sieg des Neoliberalismus geleistet?
Nachtwey: Ich verehre die leider gar nicht 
mehr. Jürgen Habermas hat 1961 eine Stu-
die über deutsche Studenten gemacht, in 
der er zum Schluss kam, dass sie recht au-
toritär sind und deshalb nicht revoltieren 
würden. Wenige Jahre später sah das dann 
ganz anders aus. Aber wenn man sich die 
deutschen Alt-68er anschaut, hat Habermas 
am Ende vielleicht doch recht behalten. Sie 
nahmen an der Revolte als künftige Elite 
teil. Wir sitzen übrigens in Daniel Cohn-
Bendits altem Stammcafé hier in Frank-
furt. Aber sie sind im Grunde sehr masku-
line, autoritäre Persönlichkeiten. Im Alter 
bleibt offenbar das Autoritäre mehr übrig. 
Deswegen bin ich skeptisch.

Was konkret haben sie für den 
Neoliberalismus geleistet?
Nachtwey: Wir unterscheiden verschiede-
ne Kritikformen: die Sozialkritik und die 
Künstlerkritik. Bei den 68ern fiel beides 
zusammen, und das machte sie so stark. 
Die künstlerische Forderung nach Autono-
mie traf auf die soziale Forderung nach Ge-
rechtigkeit. Und der Neoliberalismus sag-
te: Wir können das Autoritäre nicht res-
taurieren. Wenn wir den Feind nicht besie-
gen können, umarmen wir ihn und nehmen 
ihm seinen Partner weg. Peu à peu schie-
ben wir die Sozialkritik weg. Deshalb sind 
wir heute sehr energisch, wenn es um unse-
re Autonomie geht, aber weniger engagiert, 
wenn es um die soziale Frage geht. Auto-
nomie kann immer individuell verhandelt 
werden, die soziale Frage nur schwer. Sie 
braucht das kollektive Handeln. Auch wenn 
die SPÖ auf ihren Plakaten es uns jetzt ge-
rade anders erzählt.

Jetzt wächst bereits die dritte 
Generation nach 68 mit diesen 
Prinzipien auf. Ist es unumkehrbar?
Nachtwey: Ich würde sagen, dass der Tip-
ping Point erreicht ist. Ich beschäftige mich 
seit 15 Jahren mit dem Neoliberalismus. 
Damals war das eine echte Nischendebatte 
von ein paar neomarxistischen Politiköko-
nomen. Inzwischen ist die Gesellschaft sen-
sibilisiert. Die Millenials wollen sich zum 
Beispiel nicht mehr dem Markt vollstän-
dig aussetzen. Viele Arbeitsmarktexperten 
beklagen, dass diese Generation sich nicht 
mehr so ausbeuten lassen und selbstopti-
mieren will, ihre Work-Life-Balance hoch-
hält und zuerst nach Sabbaticals und nicht 
nach Überstunden fragt. Die Situation ist 
offen. Es sieht nicht danach aus, als hätten 
wir eine neue starke Linke, die die Gesell-
schaft in mehr Gerechtigkeit trägt. Aber es 
dreht sich auch nicht alles klar in Richtung 
Rechtspopulismus.  F
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D
ie Frage, wie denn der Prozess 
der Globalisierung, welcher seit 
nun fast vier Jahrzehnten heftig 
debattiert wird, zu beurteilen sei, 

wird oft auf den Aspekt materieller Vertei-
lung reduziert: Wer gewinnt, wer verliert 
an Einkommen durch Freihandel und glo-
bale Märkte? 

Ein Problem bei dieser Herangehens-
weise ist, dass es sich schon im Rahmen 
kleiner Nationalstaaten wie Österreich 
über die Auswirkung von Globalisierung 
trefflich streiten lässt. Dabei geht es nicht 
nur um die Schwierigkeit, korrekte Zah-
len zu ermitteln und den Einflussfaktor 
„Globalisierung“ exakt zu bestimmen, son-
dern auch um die normative Grundfrage, 
welche Art der Verteilung denn eine ge-
rechte wäre. 

Ein gerade in der Ökonomie beliebtes 
Hilfsmittel ist es, den Details einer Defi-
nition von „Gerechtigkeit“ aus dem Weg 
zu gehen und sich auf die Entwicklungen 
in der „Mitte“ zu konzentrieren, da sich 
diese Position naturgemäß als Referenz-
punkt für „nicht zu viel und nicht zu we-
nig“ anbietet. Dementsprechend versteht 
sich die Mehrheit der Bevölkerung selbst 
stets als Teil der gesellschaftlichen „Mit-
telklasse“, unabhängig von ihrer tatsäch-
lichen Position in der Einkommens- und 
Vermögensverteilung.

Auch im Diskurs über Globalisierung 
kommt so der Frage nach der Entwicklung 
einer „globalen Mittelklasse“ eine wich-
tige Rolle zu. Der Ökonom Homi Kha-
ras (2017) spricht etwa davon, dass sich 
eine „globale Mittelklasse“ bildet, wel-
che momentan etwa 3,5 Milliarden Men-
schen umfasst, und prophezeit ein Wachs-
tum dieser Klasse um etwa 150 Millionen 
Menschen pro Jahr. Mit Konsumausgaben 
von etwa 35 Billionen Dollar pro Jahr ist 
diese Klasse einer der zentralen Wachs-
tumsfaktoren der globalen Ökonomie.

Allerdings, wie so oft bei Fragen so-
zialer Ungleichheit, ist vieles eine Frage 
der Definition. Für Kharas umfasst die-
se Mittelklasse Haushalte, deren Ein-
kommen von ca. 14.600 bis ca. 146.000 
US-Dollar pro Jahr reicht, oder ein tägli-
ches Einkommen, welches einer Kaufkraft 
zwischen zehn und 110 Dollar (jeweils in 
Kaufkraftparität) pro Tag und Person ent-
spricht. Diese sehr breite Definition reicht 
also von jenen, die gerade absoluter Armut 
entkommen sind, bis zu den oberen Mit-
telklassen westlicher Länder, die materi-
ell mehr als abgesichert sind.

Eine derart weit gefasste Gruppe ist jedoch 
sehr unterschiedlichen Dynamiken ausge-
setzt. Als Beispiel kann etwa die Entwick-
lung der Arbeitseinkommen in den OECD-
Staaten seit der Finanzkrise von 2007 die-
nen: In den drei Jahren von 2007 bis 2010 
nahmen die Einkommen der untersten zehn 
Prozent um rund 16 Prozent ab, die mittle-
ren Einkommen sowie jene der oberen zehn 
Prozent um rund fünf Prozent. Seit 2010 ist 
zwar wieder eine leichte Steigerung zu ver-
zeichnen, doch auch diese verläuft äußerst 
ungleich: Während die untersten zehn Pro-
zent nur rund zwei der verlorenen Prozent-
punkte wiedergutmachen konnten, stiegen 
mittlere und obere Einkommen wesentlich 
stärker. In Summe sanken untere Einkom-
men in der OECD in der gesamten seit-
her vergangenen Dekade um 14 Prozent, 
mittlere Einkommen um rund ein Prozent, 
jene der oberen zehn Prozent stiegen leicht F
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Die globale Mittelklasse hat ihre 
ökonomische Lage deutlich verbessert; das 
ist auf Indien und China zurückzuführen. 
In Afrika sieht es noch ganz anders aus, 
und die ärmeren Schichten im Westen 
stagnieren überhaupt

Einkommen am stärksten für jene ausge-
fallen sind, die sich zwischen der 40-Pro-
zent-Marke und der 70-Prozent-Marke in 
der globalen Einkommensverteilung befin-
den: Diese konnten ihre Einkommen in 
den letzten 30 Jahren zwischen 60 und 80 
Prozent steigern. Die Entwicklung verlief 
jedoch anders für diejenigen, die in der 
globalen Einkommensverteilung zwischen 
dem 75. und 95. Prozentrang liegen. Diese 
Gruppe ist zwar verhältnismäßig wohlha-
bender, allerdings nahmen diese Einkom-
men nur geringfügig zu beziehungsweise 
stagnierten sie sogar. Am oberen Ende die-
ser Verteilung findet sich wiederum eine 
Gruppe von Gewinnern der Globalisie-
rung: So stieg das Einkommen des „globa-
len obersten Prozents“ in den letzten drei 

an. Während für Kharas die Größe und das 
Wachstum der „globalen Mittelklasse“ für 
den Erfolg von Globalisierung stehen, zeigt 
sich in der Entwicklung der Arbeitseinkom-
men innerhalb der OECD, dass selbst die 
wohlhabendsten Teile dieser Gruppe – und 
dies schließt die unteren zehn Prozent der 
Einkommensbezieher in westlichen Län-
dern ein – äußerst unterschiedliche Erfah-
rungen gemacht haben. Insbesondere west-
liche Mittel- und Unterschichten treibt seit-
her eine Angst vor sozialem Abstieg, die oft-
mals als Erklärung für das Erstarken des 
Rechtspopulismus gesehen wird.

Noch deutlicher werden diese Unterschiede im 
globalen Vergleich und über einen längeren 
Zeithorizont. So zeichnet der Weltbank-
Ökonom Branko Milanović ein differen-
zierteres Bild. In seinem im vergangenen 
Jahr erschienenen Buch „Global Inequali-
ty – A New Approach for the Age of Glo-
balisation“ analysiert er die Einkommens-
entwicklung im globalen Maßstab.

Auch er spricht von einer „globalen 
Mittelklasse“, macht diese jedoch an der 
relativen Einkommensentwicklung in den 
vergangenen 30 Jahren fest. Seine Analy-
se zeigt, dass die relativen Zuwächse an 
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Foto links: 
Das ist die Reaktion 
eines Mädchens in 
einem Supermarkt 
in Shanghai, als es 
den Preis einer von 
Vera Wang gestal-
teten limitierten 
Edition der 
Barbiepuppe sieht:  
1499 Renminbi 
(€ 150,–) 

Dekaden um 65 Prozent und damit fast so 
stark wie jene der „globalen Mitte“.

In dieser Analyse fällt erstens die Form 
der Verteilung auf: Diese entspricht der 
Form des liegenden Buchstaben „S“ oder, 
bildlich ausgedrückt, einem Elefanten mit 
erhobenem Rüssel. Eine derartige „Elefan-
ten-Kurve“ ist für Einkommensverteilun-
gen äußerst ungewöhnlich: Betrachtet man 
vergleichbare Daten für einzelne Länder, 
steigt die Veränderung der Einkommens-
verteilung in der Regel kontinuierlich an. 
Eine derart diskontinuierliche Verteilung 
weist darauf hin, dass die zugrundeliegen-
den Einflussfaktoren nicht gleichmäßig auf 
die untersuchte Population wirken. 

Betrachtet man nun die „Gewinner“ 
in der Mitte der globalen Einkommens-
verteilung genauer, so fällt auf, dass die-
se Gruppe vor allem die Mittelschichten 
in Ländern wie China, Indien, Thailand 
und Indonesien umfasst. Diese „emerging 
economies“ sind zum einen sehr bevölke-
rungsreich und weisen zum anderen ein 
vergleichsweise hohes Wirtschaftswachs-
tum auf. Gleichzeitig sind es vor allem die 
Unterschichten und unteren Mittelschich-
ten westlicher Länder, deren Einkommen 
in den letzten drei Dekaden de facto nicht 
gewachsen sind. 

Während für Kharas beide Gruppen 
zur „globalen Mittelklasse“ gehören, zieht 
Milanović daraus die Schlussfolgerung, 
dass die Diagnose einer globalen Mittel-
klasse mit Vorsicht zu genießen ist, da sich 
zeigt, dass die Einkommenschancen in der 
globalen Ökonomie nach wie vor vom Her-
kunftsland bestimmt werden.

Dies wird auch noch einmal deutlich, 
wenn man sich anstatt der eindrucksvol-
len relativen Einkommenssteigerungen der 
„globalen Mittelklasse“ das absolute Niveau 
der Einkommensverteilung betrachtet. Trotz 
der großen Zuwächse ist das Pro-Kopf-
Einkommen etwa der chinesischen Mittel-
schicht immer noch geringer als jenes der 
untersten zehn Prozent in den Vereinigten 
Staaten oder in Europa. Zudem ist die Un-
gleichheit im weltweiten Maßstab nach wie 
vor größer als diejenige innerhalb einzelner 
Länder: Im globalen Vergleich liegt das Jah-
res-Medianeinkommen (das Einkommen 
genau in der Mitte der Verteilung) bei rund 
1400 US-Dollar pro Person (in Kaufkraft-
paritäten), das des globalen obersten Pro-
zents bei rund 71.000 US-Dollar.

 
Die Entwicklung der „globalen Mittelklasse“
lässt sich also vor allem auf das Wirtschafts-
wachstum Chinas und Indiens und den da-
mit verbundenen Aufstieg weiter Teile der 
jeweiligen Bevölkerung aus absoluter Ar-
mut zurückführen. Der große Anteil die-
ser Länder an der Weltbevölkerung ver-
leiht diesem Prozess globale Bedeutung. 
Dabei bleibt oftmals unangesprochen, dass 
eine derartige Entwicklung etwa in Afrika 
nicht abzusehen ist und das Aufschließen 
der asiatischen Mittelschichten der Stag-
nation der Einkommensentwicklung der 
ärmeren Schichten in der westlichen Welt 
gegenübersteht.

Betrachtet man nun im Unterschied die 
zweite Gruppe an „Gewinnern“ der Glo-
balisierung, jene an der Spitze der globa-
len Einkommensverteilung, so sind drei 
Aspekte zu beachten. Zum ersten ist dies 
die Datenlage. Die Zahlen zu Einkommen 
stammen vor allem aus Haushaltsbefra-
gungen, in denen Spitzenverdiener meist 
unterrepräsentiert sind. Die tatsächlichen 

Einkommen des obersten Prozents müssen 
daher geschätzt werden. Stützt man sich 
ausschließlich auf die Daten von Haus-
haltsbefragungen, so vereinigt das einkom-
mensstärkste Prozent der globalen Bevöl-
kerung rund 15 Prozent des weltweit ver-
fügbaren Einkommens in sich. Der fran-
zösische Ökonom Gabriel Zucman schätzt 
jedoch aufgrund von Steuerdaten, dass 
der wahre Wert eher bei rund 29 Prozent 
liegt. 

Diese Gruppe umfasst weltweit rund  
70 Millionen Menschen, wovon etwas we-
niger als die Hälfte in den USA leben, ge-
folgt von der EU sowie Ländern wie Ka-
nada, Japan und Korea. In Deutschland ge-
hören rund zwei Prozent der Bevölkerung 
zu dieser Gruppe, in Ländern wie Russ-
land, Brasilien und Südafrika rund ein Pro-
zent. Auch die Spitzenverdiener aus China 
und Indien gehören dazu, allerdings stel-
len diese dort einen noch geringeren An-
teil an der Landesbevölkerung.

Der zweite Aspekt betrifft Eigentum: So besitzt 
das reichste Prozent der Weltbevölkerung 
rund 46 Prozent des weltweiten Vermö-
gens. Dies ist ein zentraler Unterschied 
zur „globalen Mittelklasse“ und auch zu 
den Mittelschichten in der westlichen Welt: 
Deren Pro-Kopf-Vermögen ist im Vergleich 
zu jenem des reichsten Prozents vernach-
lässigbar. Im Vergleich zu Einkommen ist 
Besitz also wesentlich ungleicher verteilt. 
Dies gilt auch innerhalb der reichen west-
lichen Länder. So besitzt die ärmere Hälf-
te der Bevölkerung etwa in Österreich nach 
Daten der Arbeiterkammer nur rund zwei 
Prozent des Gesamtvermögens, in Deutsch-
land nach Berechnungen des DIW nur rund 
eineinhalb Prozent. 

Der dritte Gesichtspunkt, den es zu be-
achten gilt, ist, dass selbst innerhalb dieser 
kleinen Gruppe große Unterschiede existie-
ren. Diese lassen sich durch repräsentati-
ve Statistiken jedoch kaum mehr erfassen. 
Anhand anderer Quellen, etwa der Liste 
an Milliardären, die vom amerikanischen 
Magazin Forbes herausgegeben wird, lässt 
sich jedoch eine kleine Gruppe von 1424 
Personen identifizieren, deren geschätztes 
Vermögen eine Milliarde pro Kopf über-
steigt. Insgesamt kontrollieren diese Super-
reichen rund 5,4 Billionen Dollar und da-
mit etwas mehr als zwei Prozent des glo-
balen Gesamtvermögens. Zur Einordnung 
dieser Größe: Dies entspricht mehr als dem 
Doppelten des Gesamtvermögens Afrikas. 
Im Verlauf der letzten 30 Jahre hat sich die 
Anzahl an Personen in dieser Gruppe un-
gefähr verdoppelt und deren Vermögen in-
flationsbereinigt verfünffacht. 

Insgesamt hat die Konzentration an 
Einkommen und Vermögen global sowie 
unter den Reichsten also stark zugenom-
men. Während die relativen Zuwächse an 
der Spitze der globalen Einkommensver-
teilung jenen der globalen Mitte entspre-
chen, sind die absoluten Unterschiede nach 
wie vor enorm. Zudem verfügt die „globa-
le Mittelklasse“ kaum über Vermögen, wo-
durch sich der Abstand zur globalen Spitze 
kaum überbrücken lässt. Milanović und an-
dere identifizieren daher die globale Öko-
nomie als vom Prinzip „the winner takes 
it all“ gekennzeichnet.

In der Gesamtbetrachtung zeichnen die-
se Studien also ein äußerst widersprüch-
liches Bild der Entwicklung globaler Un-
gleichheit in den letzten 30 Jahren: Auf der 
einen Seite steht der Aufstieg weiter Tei-

le der Bevölkerung der großen asiatischen 
Länder aus absoluter Armut. Dies kann zu-
mindest in Ansätzen als Entstehung einer 
„globalen Mittelklasse“ interpretiert wer-
den, allerdings ist diese zum einen auf we-
nige, bevölkerungsreiche Länder begrenzt 
und zum anderen noch immer weit vom 
Einkommens- und Wohlstandsniveau der 
Mittelklassen der westlichen Welt entfernt. 
Auch hat sich an der Einkommenssituation 
gerade in den ärmsten Regionen der Welt 
relativ wenig verändert. 

In den reichen Ländern des Westens 
hingegen sind die unteren und mittleren 
Bevölkerungsschichten einer Dynamik aus 
Einkommensstagnation und damit einher-
gehendem wirtschaftlichem Abstieg ausge-
setzt. Allerdings existiert dort größtenteils 
noch ein wohlfahrtsstaatliches Netz, wel-
chem in Anbetracht der Einkommensver-
luste gerade der letzten zehn Jahre eine be-
deutende Rolle in der sozialen Absicherung 
zukommt. Auf der anderen Seite steht die-
sen Entwicklungen eine zunehmende Ein-
kommens- und Vermögenskonzentrati-
on gegenüber. Dies betrifft nicht nur das 
oberste Prozent in der globalen Vertei-
lung, sondern vor allem eine kleine Grup-
pe von Superreichen, welche ihre Position 
in den letzten 30 Jahren wesentlich verbes-
sern konnten. 

Milanović warnt eindrücklich vor den 
politischen Konsequenzen dieser Polarisie-
rung: So geht mit derart großem Reichtum 
in den Händen Weniger auch eine Kon-
zentration politischer Macht einher, welche 
allein durch den unerreichbaren Abstand 
zwischen Arm und Reich die Demokratie 
von innen auszuhöhlen droht. So stärkt 
die Angst vor ökonomischem Abstieg an-
tidemokratische Tendenzen in westlichen 
Ländern. Wenn Wohlstand unerreichbar 
scheint, sinkt die Motivation für politi-
sche Beteiligung. Verbunden mit den un-
vergleichlich besseren Möglichkeiten der 
Reichen ihre Interessen durchzusetzen, be-
steht die Gefahr nachhaltiger politischer 
Instabilität.

Milanović sieht zwei Möglichkeiten, Ungleich-
heit zu reduzieren. Erstens zeigt die Erfah-
rung Indiens und Chinas, dass Wirtschafts-
wachstum einen wichtigen Beitrag zur Ver-
minderung absoluter Armut leisten kann. 
Aktuelle Entwicklungen deuten darauf hin, 
dass die asiatischen Ökonomien auch wei-
terwachsen werden. Hier steht die Welt al-
lerdings vor großen ökologischen Proble-
men. So muss dieses Wachstum mit einer 
nachhaltigen Strategie der Schadstoffver-
meidung und damit einhergehend verän-
derten Konsummustern kombiniert wer-
den. Außerhalb Asiens sind zudem Wachs-
tumsimpulse kaum absehbar.

Zweitens sieht er vor allem die westli-
chen Wohlfahrtsstaaten gefordert, für eine 
Verringerung der Ungleichheit zu sorgen: 
Einerseits sind es deren Mittelschichten, 
die von der Dynamik der Globalisierung 
aufgerieben werden und daher auf eine Sta-
bilisierung ihrer Situation angewiesen sind. 
Andererseits sind es die westlichen Län-
der, aus denen sich die Superreichen pri-
mär rekrutieren. Eine stärkere Vermögens-
besteuerung hätte hier, spiegelbildlich zum 
Wirtschaftswachstum bevölkerungsreicher 
Länder, einen großen globalen Effekt. Da-
für wäre allerdings politischer Druck „von 
unten“ und eine starke politische Orga-
nisation der „Verlierer“ der Globalisierung 
notwendig. F

»
1424 Personen 
kontrollieren ein 
Vermögen von  
5,4 Billionen  
Dollar, das  
entspricht dem 
Doppelten des  
Gesamtvermö-
gens von Afrika
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B
egriffe wie „Mittelstand“ und „Mit-
telschicht“ haben Hochkonjunktur. 
Wer mit diesem „Sehnsuchtspro-
jekt“, wie es Julia Hofmann tref-

fend nennt, gemeint ist, bleibt meist vage. 
Die meisten Migrantinnen und Migranten 
in Österreich sind es jedenfalls nicht.

Soziale Ungleichheit nimmt weltweit zu 
und ist mehr denn je eines der wesentli-
chen Probleme der Gegenwart. Innerhalb 
von Staaten vergrößert sich die Kluft zwi-
schen Arm und Reich immer mehr. Die 
daraus resultierende Armut und die Hoff-
nungslosigkeit bilden den Anstoß für in-
ternationale Migrationsbewegungen. Mig-
ration und soziale Ungleichheit sind auch 
in Österreich eng miteinander verwoben. In 
der wissenschaftlichen und politischen De-
batte bleibt dieser Zusammenhang jedoch 
oft unbeachtet. Und das, obwohl Migration, 
eines der am heißest diskutiertesten politi-
schen Themen unserer Zeit, eine Folge von 
sozialer Ungleichheit ist. Grenz- und Mig-
rationsregime verstärken und setzen soziale 
Ungleichheit auf nationalstaatlicher Ebene 
fort. In jenen Zuwanderungsländern, wo der 
Geburtsort und der soziale Hintergrund der 
Familie eine entscheidende Grundlage für 
die Höhe des zukünftigen Einkommens der 
Kinder bilden, entsteht eine Spirale ohne 
Ende. Aus diesem Anlass werden im vor-
liegenen Artikel einige Aspekte der sozialen 
Ungleichheit von Migrantinnen und Mig-
ranten dargestellt und mit jenen der Mehr-
heitsbevölkerung verglichen. 

Dramatisches Einkommensgefälle
Betrachtet man die Einkommenssituation 
von Erwerbstätigen in Österreich, so sind 
bereits auf den ersten Blick deutliche Un-
terschiede erkennbar. Das Netto-Median-
einkommen von Menschen mit österrei-
chischer Staatsbürgerschaft lag laut Mik-
rozensus-Arbeitskräfteerhebung der Sta-
tistik Austria im Jahr 2015 bei 2195 Euro 
monatlich. Das bedeutet, 50 Prozent aller 
Erwerbstätigen mit österreichischem Pass 
hatten ein darüber liegendes Einkommen, 
das Einkommen der anderen 50 Prozent 
lag darunter. Das Medianeinkommen von 
Vollzeit-Erwerbstätigen mit einem bulgari-
schen oder rumänischen Pass hingegen lag 
deutlich darunter (1534 Euro). Mit knap-
pen 1700 Euro fiel das Medianeinkommen 
von Erwerbstätigen aus der Türkei und dem 
ehemaligen Jugoslawien (außer Slowenien 
und Kroatien) etwas höher aus. Betrachtet 
man sonstige Staaten, ergibt sich, trotz gro-
ßer Streuung bei den Fallzahlen, ein ähnli-
ches Bild (1655 Euro). Nicht nur der Pass 

macht einen Unterschied beim Einkommen, 
sondern auch der eigene Geburtsort sowie 
jener der Eltern (der sogenannte „Migrati-
onshintergrund“). Es zeigen sich beträcht-
liche Einkommensunterschiede zwischen 
Erwerbstätigen, die selbst oder deren El-
tern in Österreich geboren wurden (1956 
Euro), und jenen, die selbst oder deren El-
tern an einem anderen Ort zur Welt gekom-
men sind (1607 Euro). Und wenig überra-
schend, gleich welche Staatsangehörigkeit, 
gleich welcher Geburtsort, egal ob Vollzeit 
oder Teilzeit, Frauen verdienen immer er-
heblich weniger als Männer.  

Zieht man die Definition der EU-SILC 
(European Union Statistics on Income 
and Living Conditions) heran, umfasst die 
„Mittelschicht“ alle Einkommen zwischen 
60 und 180 Prozent des Medianeinkom-
mens. Obwohl aus Bulgarien oder Rumäni-
en Zugewanderte im Schnitt monatlich über 
650 Euro weniger Einkommen als öster-
reichische Staatsangehörige verfügen, wür-
de man sie in dieser Definition zur „Mit-
telschicht“ zählen. Fokussiert man auf das 
Einkommen, wird die gesellschaftliche Be-
nachteiligung mancher Gruppen verschlei-
ert. Ein positiv aufgeladenes Bild der Mit-
telschicht wird präsentiert. Der eigentliche 
Fokus sollte aber vielmehr auf die Chan-
cengerechtigkeit gerichtet werden. 

Selektives Bildungssystem
„Mittelschicht“ sollte vielschichtig und 
multidimensional verstanden und nicht nur 
über das Einkommen beschrieben werden. 
So spielt etwa das private Vermögen, wie 
es Julia Hofmann ausführt, eine besonders 
wichtige Rolle, um den eigenen sozialen 
Status abzusichern. Und auch Bildung ist 
ein äußerst wichtiger Schlüssel für gesell-
schaftliche Teilhabe. Mit dem Bildungsab-
schluss steigt das Einkommen, und die Ge-
fahr, arbeitslos zu werden, verringert sich.

Vergleicht man Bildungsabschlüsse von 
Menschen mit und ohne Migrationshin-
tergrund, sieht man laut dem Nationalen 
Bildungsbericht für Österreich auch hier 
eine deutliche Schieflage. Kinder mit Mig-
rationshintergrund gehen im Schnitt spä-
ter in den Kindergarten, besuchen seltener 
maturaführende Schulen und sind häufi-
ger in polytechnischen Lehrgängen sowie 
in der Neuen Mittelschule vertreten. Kin-
der ohne Migrationshintergrund finden sich 
überdurchschnittlich häufig in Lehr- und 
Fachschulausbildungen wieder. Knapp zehn 
Prozent der Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund verlassen die Schule ohne jegli-
chen Abschluss. Bei anderen sind dies etwa 
zwei Prozent. 

Auch im Zeitverlauf sind kaum Änderun-
gen in der Bildungsstruktur zu erkennen. So 
ist der Anstieg des Bildungsniveaus bei der 
migrantischen Bevölkerung eher auf die Zu-
wanderung hochqualifizierter Arbeitskräf-
te aus anderen EU-Staaten zurückzufüh-
ren. Insgesamt ist das Bildungsniveau zwar 
gestiegen, für Bildungsunterschiede ist der 
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sozioökonomische Hintergrund der Familie 
immer noch der wichtigste Erklärungsfak-
tor. Grund dafür ist das in höchstem Maße 
selektive Bildungssystem in Österreich. Bil-
dung kommt hierzulande Erbgut gleich. Bil-
dungswege von Kindern sind durch das Bil-
dungsniveau der Eltern vorgezeichnet.  

Segmentierter Arbeitsmarkt
Im Hinblick auf die Chancen am Arbeits-
markt ist eine ähnliche Schieflage zu beob-
achten. Wie Trends der letzten Jahrzehnte 
vor Augen führen, stehen Menschen mit 
Migrationshintergrund in geringerem Aus-
maß im Erwerbsleben und sind häufiger 
von Arbeitslosigkeit betroffen. Laut dem 
„Statistischen Jahrbuch“ der Statistik Aus-
tria und der ÖAW lag 2016 die Arbeitslo-
senquote insgesamt bei 9,1 Prozent, wo-
bei die Arbeitslosigkeit der ausländischen 
mit 13,5 Prozent deutlich höher als jene 
der österreichischen Staatsangehörigen (8 
Prozent) ausfiel. Türkische Staatsangehöri-
ge sowie Drittstaatsangehörige waren mehr 
als doppelt so häufig arbeitslos (19,9 Pro-
zent bzw. 27 Prozent) als österreichische. 
Besser ausgebildete Arbeitskräfte haben es 
leichter, sich auf dem Arbeitsmarkt zu be-
haupten, wohingegen Menschen mit fehlen-
den formalen Qualifikationen immer selte-
ner eine Beschäftigung finden. Migrantin-
nen und Migranten sind von dieser Ent-
wicklung am stärksten betroffen, zumal 
sie häufiger maximal einen Pflichtschul-
abschluss haben. Doch auch Migrantin-
nen und Migranten mit hohen Bildungs-
abschlüssen sind mit Problemen am Ar-
beitsmarkt konfrontiert. Knapp ein Viertel 
aller Beschäftigten mit Migrationshinter-
grund fühlte sich im Jahr 2014 überqualifi-
ziert. Bei Personen ohne Migrationshinter-
grund war das knapp ein Zehntel. 

Fehlende Netzwerke, die fehlende Aner-
kennung von im Ausland erworbenen Qua-
lifikationen sowie das in vielen Köpfen ver-
ankerte Bild des serbischen Gastarbeiters 
am Fließband oder der türkischen Putzfrau 
führen dazu, dass qualifizierte Migrantin-
nen und Migranten unterqualifiziert einge-
setzt werden. Eine Studie des Sozialminis-
teriums untersucht 2013 die Diskriminie-
rung von Migrantinnen und Migranten auf 
dem österreichischen Arbeitsmarkt in Be-
zug auf Entlohnungsunterschiede und Job-
chancen und fand bei beidem Hinweise für 
Diskriminierung.

Diskriminierung per Gesetz
Die Segmentierung des Arbeitsmarkts 
hängt nicht zuletzt mit gesellschaftlichen 
Ausschlussmechanismen zusammen. So 
werden Migrantinnen und Migranten per 
Gesetz diskriminiert. Das heißt, nicht nur 
Menschen mit einem ausländisch klingen-
den Namen sehen sich durch Personalbü-
ros diskriminiert. Das Recht, in Österreich 
zu arbeiten, hängt vom jeweiligen Aufent-
haltstitel ab. Aktuell gibt es 28 verschiede-
ne Aufenthaltsberechtigungen, von denen 

It’s social inequality,
stupid!lebensrealitäten von 

Migrantinnen und Migranten 
werden nicht hinreichend erkannt, 
wenn man nur auf das Einkommen 
achtet. Worauf es ankommt, ist 
chancengerechtigkeit. Da sieht es 
übel aus

2195 
Euro betrug das mitt-
lere Einkommen von 
Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern 
mit österreichischem 
Pass 2015

1534 
Euro betrug das mitt-
lere Einkommen von 
Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern 
mit rumänischem Pass 
im gleichen Zeitraum

1700 
Euro betrug das mitt-
lere Einkommen von 
Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern  
bei Erwerbstätigen 
aus der Türkei oder 
dem ehemaligen 
Jugoslawien

Quelle: Statistik Austria
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Fehlende Netzwerke, die fehlende
Anerkennung von im Ausland  
erworbenen Qualifikationen sowie das 
in vielen Köpfen verankerte Bild des 
serbischen Gastarbeiters am Fließband
oder der türkischen Putzfrau führen 
dazu, dass qualifizierte
Migrantinnen und Migranten  
unterqualifiziert eingesetzt werden

ein Großteil den Arbeitsmarktzugang be-
schränkt oder gänzlich verwehrt. Auch in 
der EU gelten sogenannte „Übergangsfris-
ten“ für den Zugang zum österreichischen 
Arbeitsmarkt – aktuell für Menschen aus 
Kroatien. Restriktive Migrations- und Be-
schäftigungsgesetze erhöhen nicht nur die 
Ausbeutbarkeit und Erpressbarkeit erheb-
lich, sie haben auch häufig undokumentier-
te Arbeit und Scheinselbstständigkeit zur 
Folge. Ein beschränkter Arbeitsmarktzu-
gang führt letztlich wiederum zu Dequa-
lifizierung und einem höheren Risiko von 
späterer Arbeitslosigkeit. Der häufig be-
schränkte oder fehlende Arbeitsmarktzu-

gang zementiert daher die ohnehin schon 
nachteilige Ausgangslage vieler Migrantin-
nen und Migranten ein und weist sie be-
stimmten Arbeitsmarktsegmenten zu.

Auch auf europäischer Ebene wur-
de verabsäumt, Lohnniveaus bzw. Min-
desteinkommen anzugleichen. Stattdes-
sen wird die Flexibilisierung von Arbeit 
vorangetrieben und das Ausnutzen von un-
terschiedlichen Lohnniveaus zwischen eu-
ropäischen Ländern als Wettbewerbsfak-
tor akzeptiert. Damit wird nicht nur die 
europäische Integration, sondern auch die 
Bildung eines sozialen Europa erschwert. 
Wenn die Verringerung von sozialen Un-

gleichheiten im politischen Interesse liegt, 
sind Zäune und Kriegsschiffe im Mittel-
meer fehl am Platz. Ebenso ist das vor-
geschobene Bild einer „gesellschaftlichen 
Mitte“ kontraproduktiv. Es deckt soziale 
Ungleichheit in der Gesellschaft, auf na-
tionalstaatlicher sowie auf globaler Ebe-
ne, eher zu. Eine Politik im Sinne einer 
inklusiven Gesellschaft, also einer Gesell-
schaft, in der alle Menschen dieselben Zu-
gangs- und Teilhabechancen haben, muss 
nach Fluchtursachen und gesellschaftli-
chen Ausschlussmechanismen fragen und 
erfordert einen scharfen Blick auf ökono-
mische und soziale Ungleichheiten in der 
Gesellschaft: Wer profitiert von Niedrig-
lohnarbeit rund um den Globus? 

Das sind zum einen nach Profit stre-
bende Unternehmen, das sind zum ande-
ren aber auch breite Teile der Bevölkerung. 
Ohne die Arbeit von (migrantischen) Frau-
en in Gesundheits- und Sozialberufen wäre 
der Sozialstaat nicht aufrechtzuerhalten. 
Mittlerweile ist auch mehrfach erwiesen, 
dass Migrantinnen und Migranten mehr 
ins Sozialsystem einzahlen, als sie heraus-
bekommen. Ohne sie, die ein Viertel der 
erwerbstätigen Bevölkerung ausmachen, 
wäre das Konsumverhalten der sogenann-
ten „Mittelschicht“ nicht länger möglich.

Chancengerechtigkeit für alle
Ein wichtiger Schritt, um sozialer Ungleich-
heit zu entgegenzuwirken, ist die Beseiti-
gung von Diskriminierung beim Zugang 
sozial benachteiligter Gruppen zu Bildung 
und zum Arbeitsmarkt. Und das ist im Sin-
ne aller. Denn die jetzige Situation führt un-
weigerlich zu Lohn- und Sozialdumping. 
Gewerkschaften müssen sich daher nicht 
zuletzt im Sinne ihrer eigenen Mitglieder 
dafür einsetzen, dass alle Zugang zum Ar-
beitsmarkt erhalten. Dafür müssen sie sich 
gegenüber migrantischen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern öffnen. Wie es zu-
letzt Roman Hebenstreit, Vorsitzender der 
Gewerkschaft vida, in einem Interview ge-
genüber der deutschen Wochenzeitung Die 
Zeit auf den Punkt brachte: „Wir bilden die 
Gesellschaft nicht mehr ab. Wenn wir so 
weitermachen, reduziert sich die Gewerk-
schaftsbewegung auf ein immer stärker 
schrumpfendes Segment.“

Mit dem Konzept der „Mitte“ sollen 
möglichst viele Menschen angesprochen 
werden. Gesellschaftsverändernd wirkt die-
ses Konzept jedoch nicht. Denn eine Politik, 
die mehr Gerechtigkeit in der Gesellschaft 
herstellen will, muss sich mit den Lebens-
realitäten verschiedener gesellschaftlicher 
Gruppen und mit sozialer Ungleichheit, die 
sie teilweise selbst mitproduziert, ausein-
andersetzen. Gesellschaftliche Teilhabe hat 
mit gleichen Rechten zu tun. Das Wahlrecht 
von Migrantinnen und Migranten auf Be-
triebsebene wurde bereits erstritten. Davon 
sollte man lernen. Das Wahlrecht auf kom-
munaler und nationalstaatlicher Ebene ist 
der logische nächste Schritt.                   F

»
Knapp zehn Prozent der Jugendlichen mit Migrationshintergrund verlassen 
die Schule ohne jeglichen Abschluss. Bei anderen sind dies etwa zwei Prozent
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C h r i s t o P h e r  M A v r i Č

in Österreich gehören mindestens zwei Millionen 
Menschen zur Mitte. ihr zugehörig fühlen sich fast 
alle. hier lernen sie sechs von ihnen kennen

U nsere sechs Porträtierten verbindet nicht viel. Der Auf-
trag an die Autorin lautete, Menschen zu finden, die sich 

der Mitte zugehörig fühlen. Da dies sehr viele Menschen tun, 
konnte die Auswahl nur zufällig vorgenommen werden. Es 
wurden eine arbeitslose moldawische Innenarchitektin, ein 
bekannter Wiener Winzer, eine autoaffine Pensionistin, ein 
technikbegeisterter Veranstaltungstechniker, eine auf Soci-
al Media spezialisierte Kommunikationsexpertin und ein als 
Einmannunternehmen arbeitender Möbelbauer. So vielfältig 
die Auswahl, so spannend das Ergebnis. Optimismus auch 
in engen ökonomischen Verhältnissen ist allen Befragten ge-
meinsam. Und alle reflektieren ihren gesellschaftlichen Status 
durchaus. Sie wissen, wo sie stehen. Oder sie glauben es zu 
wissen, denn die meisten Menschen stufen sich in Bezug auf 
die Mitte nicht richtig ein (siehe Gespräch auf Seite 13).

Wer ist die 

 Mitte? 
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Julia Tucinskaia,  

32,  

arbeitslos

Julia Tucinskaia besucht eine zehnwöchige Schulung beim Akademikerzentrum des AMS Wien

D ie Reihen der Schreibtische sind 
leer, nur der Geruch, Parfüm und 

Schweiß, verrät, dass der Unterricht ge-
rade erst zu Ende gegangen ist. Durch 
das Fenster sind die Hochhäuser in 
Kaisermühlen zu sehen. Julia Tucins-
kaia setzt sich in einen dunkelblau-
en Drehsessel. Seit einer Woche ist sie 
jeden Tag hier im Akademikerzent-
rum des Arbeitsmarktservice Wien, er-
zählt sie, und lernt Vertriebsmanage-
ment. In Moldawien studierte die heu-
te 32-Jährige Innenarchitektur und ar-
beitete anschließend bei einer kleinen 
Innenausstattungsfirma. 

Vor fünf Jahren kam sie nach Ös-
terreich, um an der englischsprachigen 
Lauder Business School einen Master in 
International Management zu machen. 
Danach arbeitete sie bei einer russisch-
österreichischen Anlagefirma im Mar-
keting. Vor einem Jahr kündigte sie. 
Sie wollte endlich richtig Deutsch ler-
nen. Während sie Deutschkurse besuch-
te, sah sich Tucinskaia weiterhin nach 
Jobs um. Ständig musste sie die Dead-
lines, die sie sich selbst setzte, nach hin-
ten verschieben. Bis Dezember wollte sie 
etwas haben. Bis Februar. Bis August. 
Bis November. 
„Alles ist in Ordnung“, sagt Tucinskaia. 
Frustrierende Stellensuche hin oder her, 
sie habe trotzdem, was sie brauche. Des-
halb sieht sie sich als Angehörige des 
Mittelstands – und das zieht sich durch 
ihr bisheriges Leben. Tucinskaia wuchs 
im sowjetischen Chişinău auf, ihre ers-
te Sprache ist Russisch, der Vater arbei-
tete als Ingenieur, die Mutter als Leh-
rerin. Sie hatten so viel wie die meis-
ten anderen auch. Erst nach dem Zer-
fall der Sowjetunion wurden die Zeiten 
schwer. „Ich habe gelernt, was Nein ist“, 
sagt Tucinskaia und erinnert sich an 
eine Barbie, die sie sich wünschte, aber 
nicht bekam. Trotzdem empfand sie sich 
nicht als arm, denn ihren Freundinnen 
ging es ähnlich. Niemand besaß eine 
Barbiepuppe. 

Im Gegenteil, eigentlich ging es ihr 
immer verhältnismäßig gut: Während 
viele Eltern in anderen Ländern Arbeit 
suchten und die Kinder allein zurück-
ließen, gab es bei Tucinskaia stets je-
manden, der bei ihr blieb. Und nur we-
nige ihrer Kindheitsfreunde studierten 
wie sie im Ausland. Um sich Studienge-
bühren, 363 Euro pro Semester, und Un-
terkunft leisten zu können, musste Tu-
cinskaia neben dem Studium arbeiten. 
Tucinskaias Eltern, die mittlerweile ge-
trennt leben, besitzen je eine Eigen-
tumswohnung, ein Sommerhaus, ein 
Auto. Tucinskaia hat das alles nicht. „In 
unserer Kultur haben alle eine Eigen-
tumswohnung“, sagt sie. „Es ist logisch 
für mich.“ Sobald sie wieder ein siche-
res Einkommen hat, will sie gemeinsam 
mit ihrem Partner, einem Programmie-
rer, eine Wohnung kaufen. Sie werden 
dafür einen Kredit aufnehmen müssen. 

Jemand klopft an die Glastür des 
Schulungszimmers. Es werde jetzt zuge-
sperrt. In der Lobby erzählt Tucinskaia 
weiter, was sie begeistert, der russische 
Verein, für den sie Marketing macht, die 
russisch-jüdische internationale Konfe-
renz Limmud, die sie nächstes Jahr erst-
mals nach Wien bringen will, die Digi-
talagentur, bei deren Aufbau sie ihrem 
Freund hilft. Materiell mag sie weniger 
haben als ihre Eltern, doch Chancen, ist 
sie sich sicher, hat sie viele.  F
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Seinen Weinkeller in Stammersdorf hat Fritz Wieninger vor kurzem aufwendig renoviert

N eben den meterhohen Metall-
fässern wirkt das kleine Fass 

aus dunklem Holz fehl am Platz. 
Man muss genauer hinsehen, um die 
Schnitzerei darauf zu erkennen, eine 
Gruppe von Menschen, die um einen 
Tisch sitzt und trinkt. Die Inschrift 
gratuliert Fritz Wieninger zur Matu-
ra. Wieninger, heute 51, tätschelt das 
Holz. Das habe er damals von den El-
tern bekommen, sagt er. Jetzt reift da-
rin Rotwein. Auch seine Mutter habe 
so ein Fass, das ihr zur Matura ge-
schenkt wurde.

Wieninger wuchs im Heurigenbetrieb 
seiner Eltern auf, ein paar Häuser vom 
Weingut auf der Stammersdorfer Stra-
ße. Der Heurige ist schon seit dem  
19. Jahrhundert im Familienbesitz. 
Weil das von ihm erwartet wurde, be-
suchte er die HBLA für Wein- und 
Obstbau in Klosterneuburg und über-
legte kurz, ob er studieren sollte. Den 
Heurigenbetrieb übernehmen woll-
te er nicht. Stattdessen verbrachte er 
ein halbes Jahr im kalifornischen Nap-
pa Valley und half bei der Weinernte 
mit. Als er wieder zurückkehrte, wuss-

te er, dass er auch ein Weingut betrei-
ben wollte. Er bebaute den 30 Hekt-
ar großen, elterlichen Weingarten und 
hatte 1987 seine erste Ernte.

30 Jahre später verwaltet er mehr 
als die doppelte Fläche und produziert 
400.000 Flaschen Wein pro Jahr, die 
in 42 Länder exportiert werden. Im 
Jahr 2014 übernahm er das Grinzin-
ger Weingut Hajszan Neumann, zu 
dem auch das Wirtshaus Amador’s 
gehört. Den Buschenschank Wienin-
ger am Döblinger Nussberg betreiben 
die Eltern in der Pension, sein Bru-

Fritz 

Wieninger,  

51, 

Unternehmer
der kümmert sich um den Heurigen 
in Stammersdorf, seine Frau macht 
die Finanzen.

Da der Großteil seines Anbaus bio-
dynamisch ist, ist verhältnismäßig viel 
Handarbeit nötig. In der Hochsaison 
mietet Wieninger deshalb Leiharbei-
ter aus Ungarn, Rumänien und Po-
len an. 40 Menschen hackeln dann 
auf dem Weingut, 25 sind es im Win-
ter. Wieninger selbst verbringt seine 
Tage damit, zwischen den Gütern hin- 
und herzufahren, zu schauen, ob al-
les läuft, vorzuarbeiten und die Arbeit 
einzuteilen. Sein Handy läutet häufig. 
Dann sagt er Sätze wie: „First we do 
Gemischter Satz completely.“ Oft ist 
Wieninger international unterwegs, 
um seine Weine anzupreisen. 

Seit wenigen Jahren hat das Stam-
mersdorfer Weingut einen Verkos-
tungsraum, der Weinkeller zudem eine 
Besucherplattform mit Schildern, die 
die Vorgänge erklären. Für den auf-
wendigen Umbau nahm Wieninger 
Kredite auf; auch die neue Füllanla-
ge, die er sich vor kurzem anschaff-
te, ist per Kredit finanziert. Ein Ehe-
paar mit einem Kind spaziert hinein 
und fragt auf Englisch nach einer Tour. 
Eine Mitarbeiterin führt sie herum. 
„Ich bin vielleicht kein KV-Angestell-
ter,“ sagt Wieninger, „aber auch nicht 
ein Großverdiener.“ Er sieht sich als 
Teil der Mittelschicht, weil er Investi-
tionen im Voraus planen müsse. Die 
kleinen Dinge des Lebens, die seien 
außen vor, aber: „Ich könnte mir nicht 
einfach so ein Auto kaufen.“ 

Fragt man Wieninger, ob er sich 
vom Staat gerecht behandelt fühlt, be-
klagt er die kalte Progression, die ho-
hen Lohnnebenkosten, das Verschie-
ben von Steuern ins Ausland. „Ich 
kann mein Weingut nicht nach Bra-
tislava verlegen“, sagt er. „Wir sind die 
Deppen, die hier noch Steuern zahlen.“ 
Irgendwelche Steuern müssen schon 
sein, fügt er hinzu, aber er fühle sich 
gebremst. Für einen weiteren Weingar-
ten hat es aber zuletzt doch noch ge-
reicht.  F
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Für Elisabeth Brandau symbolisierte das eigene Auto immer die Freiheit

D as Auto ist der Inbegriff der Frei-
heit“, sagt Elisabeth Brandau. Viel-

leicht, mutmaßt sie, sei das aber nur für 
sie so, weil sie in den 1970er-Jahren, der 
Zeit des wachsenden Wohlstands und 
Fortschritts, erwachsen wurde oder weil 
sie Fortbewegung und Verkehr immer 
schon faszinierten. Im siebenten Wiener 
Gemeindebezirk aufgewachsen, studier-
te Brandau nach ihrer Matura Betriebs-
wirtschaft mit Schwerpunkt auf Trans-
portwesen. Sie arbeitete bei einer Spedi-
tion, beim Autofahrerclub ARBÖ und die 
letzten 17 Jahre bis zu ihrer Pensionie-
rung im Juni in der Abteilung Verkehrs-
wirtschaft des ÖAMTC, wo sie die Inte-
ressen der Mitglieder vertrat. 

Bis jetzt fühle sich die Pension wie 
ein verlängerter Sommerurlaub an, sagt 
Brandau. „Ich warte auf den Tag, an dem 
der Wecker klingelt.“ Doch langweilig 
werde ihr nicht, glaubt sie. Am Wochen-
ende fährt sie zu ihrem Partner ins Bur-
genland. Und wenn die Enkelkinder zu 
Besuch sind, bringen sie die sorgfältig ein-
gerichtete Gemeindewohnung im 15. Be- 
zirk schon einmal ordentlich durchein-
ander. Früher dachte sie, mit Glück wür-
de sie vielleicht einmal ein Enkerl haben. 
Jetzt sind es innerhalb von sieben Jahren 
vier geworden, ein fünftes ist unterwegs. 
Ihnen einmal etwas Geld übrig zu lassen 
wäre fein, sagt sie, ob sich das ausgehen 
wird, ist eine andere Frage. Jetzt hat sie 
zwar einen kleinen finanziellen Polster, 
zwei Kurzurlaube hat sie sich etwa in den 
letzten Monaten schon geleistet, zuletzt 
nach Italien. Große Sprünge, wie sie es 
nennt, sind aber nicht drinnen. Und was, 
wenn sie einmal selbst Hilfe braucht? 
„Für eine 24-Stunden-Pflege wär es nie 
genug“, sagt sie. „Ich denk nicht darüber 
nach, was kommen könnte, und versu-
che es zu verdrängen.“

So entspannt wie jetzt war es nicht 
immer. Ihre zwei Kinder zog sie über 
weite Strecken allein („Alleinerziehend? 
Sagen wir, alleinverdienend“) groß, wäh-
rend sie in Spitzenzeiten, etwa, wenn 
der Benzinpreis stieg, 50 bis 60 Stun-
den pro Woche arbeitete. Weil die öffent-
lichen Schulen keine Ganztagesbetreu-
ung anboten, steckte Brandau den Sohn 
und die Tochter in eine Privatschule. Fe-
rien, Schulsachen, Gewand, das Geld war 
oft knapp.

Als Angehörige der Mitte sah sie sich 
trotzdem immer. „Mein Vater hat es in 
den Mittelstand geschafft und da waren 
wir dann als Familie.“ Er hatte als Lehr-
ling bei Siemens begonnen und es zum 
Abteilungsleiter geschafft. Sie gehörten 
nicht zu den Reichen, die nie über Geld 
redeten, oder zu den ganz Armen, die 
nichts besaßen. Außerdem hatten sie 
ihre Werte: Die Freiheit, selbst zu ent-
scheiden, was sie aus ihrem Leben ma-
chen wollte, war ein wichtiger Teil des 
Weltbilds, das die Eltern ihr vermittelten. 
Dazu gehört die Toleranz gegenüber an-
deren: „Jeder kann leben, wie es ihm ge-
fällt. Ich möchte nicht, dass mir jemand 
sagt, wie ich leben soll.“

Ganz leicht fällt das Brandau aber 
nicht. Ihr Sohn weigerte sich etwa lan-
ge, den Führerschein zu machen und ein 
Auto zu kaufen, obwohl er mit drei Kin-
dern am Stadtrand von Wien lebt. Sie 
hingegen hat immer ein Auto besessen, 
es symbolisierte für sie die Freiheit, je-
derzeit wegfahren zu können. Doch sie 
ließ dem Sohn seine Freiheit, es anders 
zu sehen.  F
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Lukas Drabina gefällt seine abwechslungsreiche Arbeit als Ton- und Veranstaltungstechniker

L ukas Drabina hat die Techniker-
krankheit. Geht er abends mit 

Freunden in eine Bar oder einen Club, 
kann er ihnen zunächst einmal nicht 
zuhören. Seine Aufmerksamkeit ist 
nämlich auf die Decke gerichtet. Wo 
sind die Lautsprecher? Welches Mo-
dell hängt dort? Ist es ein außerge-
wöhnliches, kommt es schon einmal 
vor, dass er ungefragt einen Vortrag 
darüber hält. Seine Freunde nehmen 
es gelassen, sagt er. Sie kennen seine 
Leidenschaft.

Dabei hatte sich Drabina auf der HTL 
Mödling auf Mechatronik spezialisiert. 
Wie seine Mutter, die als Laborantin 
arbeitet, sollte er einmal im Prothesen-
bau tätig sein. Doch die Musik faszi-
nierte ihn schon immer mehr. Er woll-
te wissen, wie diese produziert wird, 
und absolvierte daher eine Tontechni-
kerausbildung am Wiener SAE Insti-
tut. Bei Punkrockbands fing er an, ar-
beitete für „keine Gage, gratis Alko-
hol und Unterkunft“. Dieses „Rock-
’n’-Roll-Leben“ habe ihm großen Spaß 

gemacht, erzählt er. Als das Lokal The 
Loft am Lerchenfeldergürtel 2009 er-
öffnete, wurde er deren Haustechniker. 
„Es war meine Spielwiese“, sagt Dra-
bina. Seine Wochenenden verbrach-
te er dort. Unter der Woche arbeite-
te er als Verkäufer beim Musikhaus 
Klangfarbe. 

„Das war irgendwann zu viel“, sagt 
Drabina und zündet sich mit einem 
Bunsenbrenner eine Zigarette an. Er 
sitzt auf einem Klappstuhl vor der La-
gerhalle der Eventtechnikfirma ALC 
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Eventsolutions im 21. Bezirk. Auf 
dem Parkplatz stehen zwei Lieferwa-
gen, deren Seitenwände mit dem Logo 
der Firma bedruckt sind. Bei ALC hat 
Drabina angefangen mitzuarbeiten, als 
er noch die anderen beiden Jobs hat-
te. Bis vor kurzem war er dort als frei-
er Dienstnehmer tätig, ist nun ange-
stellt und leitet Projekte. Er mag die 
Abwechslung: ständig neue Menschen, 
andere Orte, variierende Arbeitszeiten. 
Von privaten Feiern bis zur Ausstat-
tung von Festivals übernimmt die Fir-
ma Events aller Größenordnungen in 
ganz Österreich.

„Ich steh früh auf, trink Kaffee, geh 
arbeiten, komm nach Hause, trink 
ein Bier und geh schlafen.“ Sein Le-
ben, sagt Drabina, sei dem seiner El-
tern ähnlich, eine hart arbeitende Fa-
milie eben. Die Eltern sind in Polen 
aufgewachsen, Drabina kam in Wien 
zur Welt und wurde zweisprachig er-
zogen. Fragt man Drabina, warum er 
sich zur Mittelschicht zählt, vergleicht 
sein Umfeld mit einer Pyramide: über 
ihm die Kunden, die mehr Geld ha-
ben als er, unter ihm die Stagehands, 
die Hilfskräfte oder „durchführenden 
Organe“, wie er sie nennt, die weni-
ger verdienen. Er ist in der Mitte und 
mit seiner Situation durchaus zufrie-
den. „Noch mehr Verantwortung muss 
ich nicht haben“, meint er. Mietwoh-
nung im 15. Bezirk, Auto, Urlaub, das 
geht sich alles aus. „Ich dreh nicht je-
den Euro um“, sagt er. Nur für größe-
re Anschaffungen, etwa einen Compu-
ter, müsse er sparen. 

Der relative finanzielle Komfort 
kommt zu dem Preis, dass er jede 
Arbeit in seinem Bereich annehmen 
muss. Deshalb war es mit dem Urlaub 
dieses Jahr auch so eine Sache: Eigent-
lich wollte er Anfang September nach 
Griechenland fliegen, hatte schon al-
les gebucht, doch dann kam ein Pro-
jektauftrag. Also blieb er da. Und ar-
beitete.  F
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Sigrid Dworak gründete das Onlinemagazin wien:null über kostenlose Veranstaltungen in Wien

S igrid Dworak zieht ein beschriebe-
nes Blatt Papier aus der Tasche. Sie 

hat darüber nachgedacht, was die Mitte 
der Gesellschaft für sie bedeutet. „Es gibt 
keine allgemeingültige Definition“, fängt 
Dworak an. Die Mitte sei durchlässig und 
verändere sich permanent. „Ökonomisch 
bedeutet es, du bist nicht arm und nicht 
reich. Wenn meine Waschmaschine ka-
putt ist, kann ich mir eine neue Wasch-
maschine leisten.“ Sie macht eine kurze 
Pause. Chancen, Entscheidungsfreiräume 
und Entwicklungsmöglichkeiten gehören 
auch dazu, sagt sie dann. 

Das alles, erklärt die 39-Jährige, tref-
fe auf sie zu. Viel davon hat sie ihren 
Eltern zu verdanken, die ihr ermöglich-
ten zu studieren, aber gleichzeitig kei-
nen Druck ausübten, sondern ihr über-
ließen, ihre Zukunft selbst zu bestimmen.  
Dworak wuchs in einem kleinen Ort 
nahe dem oberösterreichischen Enns 
auf und kam mit 19 Jahren nach Wien, 
wo sie Theater-, Film- und Medienwis-
senschaften sowie Publizistik studierte. 
Ihr war klar, dass sie es mit diesem Ab-
schluss ohne zusätzliche Erfahrung auf 
dem Arbeitsmarkt schwer haben wür-
de. Das sei ein Grund gewesen, warum 
sie stets während des Studiums arbeite-
te, etwa bei Theaterprojekten oder einem 
Streetfashion-Magazin.

Ihre erste Vollzeitstelle nach dem Stu-
dium kam rasch, als Fotoredakteurin bei 
News. Anschließend arbeitete sie bei ei-
nem Projekt, das niederösterreichische 
Jugendliche zum Lesen bewegen sollte, 
in der Redaktion von W24, im Kunden-
service von Wiener Wohnung und, aktu-
ell, in Kommunikation und Social Me-
dia bei einem Medienunternehmen. „Na-
türlich hätte ich den Wunsch, mich ein-
mal in einem Unternehmen entwickeln 
zu können“, sagt sie. Andererseits ist sie 
durchaus dankbar, dass sie Erfahrungen 
und Expertise in unterschiedlichen Berei-
chen erworben hat. „Ich glaube, ich habe 
weniger Angst vor einem Jobwechsel als 
andere.“

Zurück zu Dworaks Definition der 
Mitte: „Ganz wichtig ist auch noch die 
aktive Teilhabe an der Gesellschaft.“ Sie 
verbringt einen guten Teil ihrer Freizeit 
damit, dies auch anderen zu ermöglichen. 
Vor sechs Jahren begann sie, auf einer Fa-
cebook-Seite Veranstaltungen in Wien zu 
sammeln, die nichts oder sehr wenig („bis 
zum Preis einer Melange“) kosteten. Da-
raus wurde das Onlinemagazin wien:null. 
Zwei Jahre lief eine gleichnamige Fern-
sehsendung auf W24, die Dworak mit-
produzierte; auch in der Bezirkszeitung 
lief drei Jahre lang eine Kolumne. 

Seit 2016 hat ein weiteres ihrer Pro-
jekte endlich eine professionelle Home-
page: „Die Fräuleins vom Amt“, eine 
Jobbörse für den Kunst-, Kultur- und 
Medienbereich. Es begann als E-Mail-
Newsletter, den Dworak an Freunde ver-
sandte, und wurde zu einer Facebook-
Seite mit über 11.000 Followern. Veröf-
fentlicht werden nur Angebote mit ei-
nem fairen Gehalt. Eine Bekannte hat 
diese Aufgabe mittlerweile übernommen,  
Dworak bleibt also noch Zeit, als Men-
torin an der Universität Wien Studieren-
de zu unterstützen. 

Warum macht sie das eigentlich al-
les? „Bildung ist der Schlüssel“, sagt sie. 
Es sei ihr nun mal wichtig, Wissen wei-
terzugeben, fügt sie hinzu, der sorgfältig 
beschriebene Notizzettel neben sich. Und 
ein großer Spaß sei es außerdem.  F

Sigrid Dworak,  
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Kommunikationsexpertin
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In seiner Floridsdorfer Werkstatt fertigt Wolfgang Ure Möbel und Kunst an

W olfgang Ure bewegt sich durch 
die Halle und erklärt geduldig 

die Funktion jedes Geräts. Die Ma-
schinen sind riesig. Damit schneidet 
er die Metallplatten, hier fügt er Kan-
ten hinzu, dort macht er gleichmäßige 
Rundungen. Es ist laut in der ehemali-
gen Fabrikshalle in dem Floridsdorfer 
Gewerbepark, denn Ure teilt sich die 
Werkstatt mit Restauratoren, die gera-
de lautstark nackte Engelfiguren repa-
rieren. Außerdem läuft das Radio. 

Seit elf Jahren fertigt Ure hier Mö-
bel und Kunst an. „Schwere Ausstat-
tung“ heißt sein Einmannunterneh-
men, und auf der Tür zu seinem Büro 
hängt ein Plakat mit Fotos einiger 
seiner Designs. Die Bar im Gürtello-
kal Rhiz etwa, die Regale im Kauf-
haus Schiepek, dem Schmuckgeschäft 
in der Innenstadt, oder der Garten-
zaun des Café Berg im neunten Be-
zirk. Alle Bestandteile aus Metall stellt 
Ure selbst her. Für die übrigen Mate-

rialien verlässt er sich auf ein „Netz-
werk von befreundeten Betrieben“, wie 
er es nennt. Teils entwirft Ure die Stü-
cke selbst, teils entstehen sie gemein-
sam mit dem Kunden. Für zahlreiche 
Künstler, wie den Multimediakünst-
ler Peter Kogler oder den Bühnenbil-
der Bernhard Hammer führt er Auf-
tragsarbeiten durch.

Was ihn auszeichnet, ist, dass er 
nicht nur ein Top-Spezialist auf sei-
nem Gebiet ist, sondern auch versucht, 

Wolfgang Ure,  

55, 

Möbelbauer

für jeden eine persönliche Lösung zu 
finden, erklärt er, als er sich in seine 
Küche, gegenüber vom Büro, setzt. Das 
Kreischen der Schleifmaschine ist nun 
gedämpft. Der Holztisch, die gepolster-
te Bank und die Stühle, die geschwun-
gene Kleiderstange und die metalle-
ne Küchenzeile mit den vielen Laden, 
alles hat er selbst angefertigt. Wie die 
meisten seiner Produkte sind sie Ein-
zelstücke oder Kleinserien. Die Stück-
zahl ist meist gering. „500 Stühle wür-
de ich nicht schaffen“, sagt er. Rund 60 
Stunden pro Woche verbringt er in sei-
ner Werkstatt. Nach seinem HTL-Ab-
schluss arbeitete er in der Kunststoff-
industrie, war für die Produktionsorga-
nisation zuständig. Nach einigen Jah-
ren merkte er, dass es ihm fehlte, etwas 
mit seinen Händen zu tun. Gemein-
sam mit einem befreundeten Künst-
ler richtete er sich eine Kellerwerkstatt 
ein und begann zu experimentieren. 
Was er herstellte, gefiel den Leuten, 
die Nachfrage stieg, und er beschloss 
sich selbstständig zu machen. 

Er habe keine Imperien, sagt er, 
aber er sei zufrieden. Steuerzahlen 
ist für ihn ein Synonym für Mittel-
stand, also gehört er dazu. „Geld hat 
etwas Virtuelles“, sagt er. Real ist für 
ihn das Materielle, mit dem er täg-
lich arbeitet. „Da tu ich mir natürlich 
leicht“, fügt er hinzu. Er habe schließ-
lich, was er brauche. Irgendwann, 
meint er, wäre ein Juniorpartner fein, 
denn seinen Einsatz im Betrieb kann 
er kaum auf 20 Wochenstunden redu-
zieren, wenn er einmal weniger arbei-
ten möchte. Seine beiden Töchter sind 
noch im Teenageralter. Den Betrieb zu 
übernehmen würde er nie von ihnen 
einfordern.

Dass ihn seine Arbeit nach so vie-
len Jahren noch immer befriedigt, sieht 
er als Privileg. „Ich geh gerne auf Ur-
laub und komme gerne zurück,“ sagt 
er. „Ich jammere nicht.“ Vielleicht, 
mutmaßt er, stelle ihn das außerhalb 
der Mitte. Oder? Er denkt kurz nach. 
„Ich glaube eigentlich, sehr viele sind 
zufrieden.“  F
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D e r  
S o z i a l s t a a t

E uropäischer Sozialstaat? Die skan-
dinavischen Wohlfahrtsstaa-

ten sind noch immer vorbildlich, 
während es Griechenland nicht 
einmal schafft, den Minimalan-
forderungen der EU-Kommis-
sion zu genügen. So viel kann 
gesagt werden: Länder mit ei-
nem guten Sozialstaat stehen 
an der Spitze der Wohlfahrtspy-
ramide, auch Österreich gehört zu 
ihnen. In der Pensionsfrage steht 
es besser da als Deutschland. Das 

Wachstumsparadigma allein erweist 
sich in der Wohlfahrtspolitik als 

nicht mehr ausreichend. Unter 
dem Genderaspekt betrachtet 
zeigt sich: Frauen sind sel-
tener oberhalb der Mitte zu 
finden als Männer. Der Woh-
nungsmarkt darf nicht den 
Privaten überlassen werden. 
Spricht man mit einem Es-

sayisten, kommt man vom Ge-
meindebau schnell zu amerikani-

schen TV-Serien.

S e i t e  3 6 – 4 8

III
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36_Oekonomie   36 27.09.2017   12:41:34 Uhr



Ö k o n o m i e   F A L T E R  37

D
ie Finanzkrise spart nicht mit 
Herausforderungen für Europa: 
hohe Arbeitslosigkeit, zuneh-
mende Ungleichheit, wachsende 

Unsicherheit. Traditionell hätte die Ant-
wort „Europäisches Sozialmodell“ gelautet: 
Schutz der Menschen durch soziale Siche-
rungssysteme kombiniert mit einem inves-
tierenden Sozialstaat.    

Kein Zweifel, im Vergleich mit den USA 
oder gar den Ländern des globalen Südens 
ist die soziale Absicherung in Europa un-
vergleichlich gut. Hier bestehen fast über-
all funktionierende Gesundheitsversorgung, 
Instrumente zur Armutsbekämpfung, kol-
lektiv finanzierte Systeme zur Unterstüt-
zung im Alter und meist auch handlungs-
fähige soziale Institutionen. 

Je konkreter aber die Frage gestellt wird, 
desto klarer kommen die Unterschiede auch 
zwischen den EU-Staaten zum Vorschein. 
Wie mit wachsender Ungleichheit zwischen 
Arm und Reich, grassierender Arbeitslosig-
keit, notwendiger sozialer Unterstützung 
für Familien, im Alter, bei Pflegebedürftig-
keit oder sozialer Mobilität umgegangen 
wird, unterscheidet sich zum Teil drastisch. 
Vor allem seit Beginn der Finanz- und Wirt-
schaftskrise ist in vielen vor allem südeuro-
päischen Ländern harscher Sozialabbau die 
Praxis der europäischen Sparvorgaben. 

Die vielen Gesichter des 
Wohlfahrtsstaates

Wie ein Sozialstaat konkret funktioniert 
und welche Aufgaben er wahrnimmt, ist 
letztendlich eine Frage des gesellschaft-
lichen Konsenses und der politischen 
Machtverhältnisse, die sich von Land 
zu Land unterscheiden und mit der Zeit 
auch ändern. Ein gut ausgebauter Sozial-
staat kann viele Aufgaben erfolgreich lö-
sen, wie vor allem die skandinavischen 
Länder vorzeigen: Sei es die Absicherung 
von Menschen in schwierigen Lebensla-
gen (etwa bei Krankheit, Arbeitslosigkeit 
oder Pflegebedürftigkeit), den Erhalt von 
sozialem Frieden, die Inklusion benach-
teiligter Gruppen in Wirtschaft und Ge-
sellschaft, die wirtschaftliche und sozia-
le Stabilisierung in Krisenzeiten oder die 
Unterstützung für ein emanzipatorisches 
Wirtschafts- und Sozialprojekt.

Anderen Mitgliedsländern gelingt es 
heute nicht einmal mehr, die seitens der 
Europäischen Kommission erklärten Mi-
nimalanforderungen zu erfüllen, jene „3 S“ 
von Sozialschutz, Stabilisierung und So-
zialinvestitionen. Griechenland kann nach 
den selbstverschuldeten wirtschaftspoliti-
schen Fehlern und der gescheiterten Ross-
kur durch die europäischen Institutionen 
als mahnendes Beispiel dienen. Ist ange-
sichts dieser Unterschiede sozialer Fort-
schritt für alle Menschen in der EU über-
haupt noch denkbar?

Traditionell werden vier Modelltypen 
europäischer Wohlfahrtsstaatsregime hin-
sichtlich ihrer Merkmale und Performanz 
unterschieden: das nordische Modell, das li-
berale Modell, das kontinentaleuropäische 
Modell und das rudimentäre Modell. 

Das nordische Modell, für das Schweden 
und Dänemark stehen, ist an den Maximen 
Chancengleichheit und Gleichstellung der 
Menschen („equality“) ausgerichtet: hoher 
Sozialschutz in der Pensions- oder Arbeits-
losenversicherung, gut ausgebaute soziale 
Infrastruktur bei Kinderbetreuung, Ganz-
tagsschulen und Pflege und ein universel-
ler Charakter beim Leistungszugang, der al-
len Menschen Absicherung und Förderung 
garantiert. Für das liberale Modell stehen 
Großbritannien und Irland, wo über Jahr-
zehnte der allgemeine Sozialstaat infrage 
gestellt wird. Vielfach werden sozialstaatli-
che Aktivitäten auf die Armutsbekämpfung 
reduziert. Statt sozialstaatlicher Ausgleichs-
mechanismen und bewusster Umverteilung 
stehen Vertrauen auf die Marktkräfte und 
private Absicherung im Mittelpunkt. Das 
Ergebnis: „Poor services for poor people“.

Ähnlich trist ist es um die materielle Ab-
sicherung der Menschen im Rahmen des 
rudimentären Modells bestellt, das in vielen 
osteuropäischen Ländern, nach den drasti-
schen EU-Kahlschlägen aber auch im eu-
ropäischen Süden dominiert: Sozialstaat-
liche Traditionen und Institutionen fehlen 
oder wurden gekappt, soziale Schutzleis-
tungen der wirtschaftlichen Wettbewerbs-
fähigkeit geopfert und der Umgang mit so-
zialer Bedürftigkeit in die familiären Netze 
zurückgespielt.

Zwischen den gut ausgebauten Syste-
men in Skandinavien und den Minimal-
standards in der südlichen und östlichen 
Peripherie Europas liegt das kontinentaleu-
ropäische Modell, das etwa in Frankreich, 
Deutschland und Österreich betrieben wird: 
Es setzt vor allem auf das Sozialversiche-
rungsprinzip, das über den Lebenszyklus 
besonders Menschen mit einer guten Ar-
beitsmarktintegration, guten Einkommen 
und durchgängigen Erwerbskarrieren absi-
chert. Hingegen führen unterbrochene Er-
werbskarrieren und prekäre Beschäftigung 
oft zu ungenügender sozialer Absicherung. 
Dagegen hilft neben aktiver Beschäftigungs- 
und Mindestlohnpolitik vor allem der Aus-
bau sozialer Dienstleistungen von Kinder-
betreuung über Gesundheit bis Pflege, also 
die Annäherung ans skandinavische Mo-
dell. Österreich ist hier weiter vorangekom-
men als die anderen Länder der Gruppe 
und hat vor allem in Bezug auf die soziale 
Absicherung im Alter die Nase gegenüber 
Deutschland weit vorn.

Von den vier genannten Modellen kön-
nen nur das nordische und das kontinen-
taleuropäische Modell den Anforderungen 
von Sozialschutz, Stabilisierung und So-
zialinvestitionen gerecht werden. Hier si-
chert der Sozialstaat nicht nur gegen Armut 
ab, sondern bildet eine der Grundlagen für 
das Entstehen einer breiten Mittelschicht. 
Hingegen sind das liberale und das rudi-
mentäre sozialstaatliche Modell weit zu-
rückgefallen: Von Verlässlichkeit der Syste-
me und von einer Planbarkeit des Lebens 
kann keine Rede mehr sein. Leistungsum-
fang und Leistungshöhen wurden teils so 
stark verringert, dass die Sicherung eines 
minimalen Lebensstandards nicht mehr ge-
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währleistet ist. Damit hat die Mittelschicht 
oft ungeschützt die Abstiegsgefährdung vor 
Augen.

In der Bewertung des österreichischen 
Sozialstaates ergibt sich ein paradoxes Bild. 
In Österreich selbst wird von liberaler und 
konservativer Seite ein Bild der Unfinan-
zierbarkeit und Ungerechtigkeit gezeich-
net. Doch international mausert sich der 
österreichische Sozialstaat zum Vorbild, 
das auch wissenschaftlichen Untersuchun-
gen standhält.

Österreich: Zu Hause kritisiert, 
international gelobt

Die Analysen der OECD lassen keinen 
Zweifel daran, dass der österreichische So-
zialstaat sowohl unter Gesichtspunkten der 
von ihm getätigten Ausgaben als auch in 
Bezug auf das Ergebnis in Form von sozi-
aler Absicherung und Lebensstandard der 
breiten Masse der Bevölkerung im interna-
tionalen Spitzenfeld liegt. 

Herbert Obinger vom Zentrum für Sozi-
alpolitik an der Universität Bremen kommt 
nach dem internationalen Vergleich von  
30 Indikatoren zum Schluss, dass in Öster-
reich trotz konservativer Strukturmerkma-
le die Leistungsfähigkeit des Sozialstaates 
überdurchschnittlich hoch ist. Mit Erstau-
nen konstatiert er: Die guten Ergebnisse im 
internationalen Vergleich stehen in Kont-
rast zu einem rufschädigenden Sozialstaats-
diskurs in Österreich selbst.

Nicht anders schätzt dieses Verhältnis 
der Soziologe Bernd Marin ein, der bis-
lang um ein kritisches Wort zur Selbstge-
fälligkeit der Sozialstaatsdiskussion in Ös-
terreich kaum verlegen war. Seine jüngste 
Untersuchung, die er im Auftrag der Ber-
telsmann-Stiftung gemeinsam mit Jan Arpe 
verfasst hat, wird mit „Österreich zwischen 
gut und besser: Soziale Inklusions-Bilanz 
in vergleichender Sicht“ betitelt. Und dort 
heißt es prominent: „Insgesamt wird Ös-
terreich seinen Ambitionen und seinem 
Selbstbild als sozial einigermaßen fort-
schrittliches, in Einzelbereichen mitunter 
sogar vorbildliches Land mit vergleichswei-
se eher umfassender gesellschaftlicher Ein-
bindung der Bürger und einem erträglichen 
Ausmaß an wahrgenommener Ungerechtig-
keit durchaus gerecht.“

Die gute soziale Absicherung der Men-
schen in Österreich hat nicht nur einen 
Wert, sondern auch einen Preis. Betrach-
tet man das Niveau der sozialstaatlichen 
Ausgaben, so weist Österreich mit etwa 30 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
die sechsthöchste Sozialquote der EU auf. 
Mehr für Sozialschutz wird in Frankreich, 
Dänemark, Finnland, den Niederlanden 
und in Belgien ausgegeben. Neben der ho-
hen Effektivität und Leistungsfähigkeit 
lässt sich auch eine fast verblüffende Be-
ständigkeit der Sozialausgaben konstatie-
ren: Seit Mitte der 1990er-Jahre bewegt sich 
die Höhe der Sozialquote in einem stabi-
len Band zwischen 28 und 30 Prozent der 
Wirtschaftsleistung. 

Es scheint wenig überraschend, dass eine 
an der europäischen Spitze liegende Sozial-
quote nicht mit der Abgabenquote Lettlands 
(29 Prozent) finanzierbar ist. Österreich weist 
mit 43 Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
deshalb in der EU auch den fünfthöchsten 
Anteil von Steuern und Beiträgen am BIP auf, 
nach Belgien, Frankreich, Dänemark, Finn-
land und gleichauf mit Schweden.

In der politischen Diskussion dominiert 
die Befürchtung, hohe Sozialausgaben und 

hohe Abgabenlast würden die wirtschaftli-
che Entwicklung bremsen und damit wie-
der die Finanzierbarkeit des Sozialstaates 
gefährden. Doch die Daten beweisen auch 
hier das Gegenteil: Österreich verfügt mit 
fast 37.000 Euro über das vierthöchste BIP 
pro Kopf zu Kaufkraftstandards, nach Lu-
xemburg, Irland, den Niederlanden und 
knapp vor Dänemark, Deutschland und 
Schweden.

Im Vergleich mit anderen EU-Ländern 
ist vor allem der materielle Lebensstan-
dard in der Mitte der Gesellschaft besonders 
hoch: Das verfügbare Haushaltseinkommen 
pro Kopf misst das Einkommen nach Ab-
zug der Abgaben und Hinzurechnung von 
Sozialtransfers und sozialen Dienstleistun-
gen für den Haushalt in der Mitte der Ge-
sellschaft: Dabei liegt Österreich mit knapp 
22.000 Euro hinter Luxemburg an zweiter 
Stelle der EU-Länder, gefolgt von Schwe-
den und Dänemark und mehr als ein Drit-
tel über dem EU-Durchschnitt.

Offensichtlich gehen hoher Lebensstan-
dard in der Mitte der Gesellschaft, wirt-
schaftlicher Erfolg und hohe Produktivität 
mit einer hohen Sozial- und Abgabenquo-
te einher. Gesellschaften mit hohen Ein-
kommen und hoher Wirtschaftskraft präfe-
rieren soziale Dienstleistungen hoher Qua-
lität: zum Beispiel im Bildungssystem, in 
der Mobilität und bei der sozialen Sicher-
heit. Deshalb ist in reichen Ländern wie 
Österreich die Sozialquote höher als in ar-
men und, um das zu finanzieren, auch die 
Abgabenquote. 

Erfolgsmix für eine  
breite Mittelschicht

Die Vermeidung von Armut ist ohne Zwei-
fel eine zentrale Aufgabe jedes Sozialstaats. 
Doch in den Zielvorstellungen seiner Ar-
chitekten und Architektinnen in Öster-
reich und Skandinavien gingen die Ansprü-
che weit darüber hinaus: Für entscheidend 
wurde eine gute soziale Absicherung für die 
breite Mittelschicht, die von Arbeitseinkom-
men lebt, erachtet. Das wird bis heute gros-
so modo auch erreicht.

Denn die Mittelschicht zahlt viel in den 
Sozialstaat ein, bekommt aber auch viel 
wieder zurück. Sind die Menschen jung, 
beschäftigt, gesund und ohne Kinder, dann 
zahlen sie primär in das soziale Sicherungs-
system ein. Kommen dann die Kinder, wird 
man einmal krank oder arbeitslos und geht 
man schließlich in Pension, befindet man 
sich in der Auszahlungsphase. Das ist die 
typische sozialstaatliche Verteilungswir-
kung über den Lebenszyklus. Gleichzeitig 
kommt es zu einer solidarischen Umvertei-
lung zwischen den Menschen, die das Glück 
eines guten Jobs und einer langen Gesund-
heit haben, und jenen, die von den Risiken 
des Lebens getroffen werden. Der soziale 
Zusammenhalt wäre auf eine harte Probe 
gestellt, würde der Staat nicht umverteilend 
und ausgleichend eingreifen.

Der Sozialstaat sorgt auch für Optimis-
mus bei den Menschen, wenn er glaubwür-
dig Sicherheit im Lebensstandard vermit-
teln kann. Das ist entscheidend für das Ge-
lingen des wirtschaftlichen Strukturwandels 
und Modernisierungsprozesses: Schon his-
torisch konnte gezeigt werden, dass es die 
Länder mit sicherer sozialer Basis im eige-
nen Land waren, die sich besonders früh an 
den internationalen Handel wagten. Und 
auch heute stehen jene Länder wie Schwe-
den, Dänemark und Österreich an der Spit-
ze der weltweiten Wohlstandspyramide, 
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die über einen guten Sozialstaat verfügen. 
Denn erst soziale Sicherheit ermöglicht es, 
sich auf Neues einzulassen, sie fördert Auf-
geschlossenheit und Innovation, die Ingre-
dienzien wirtschaftlichen Erfolgs.

Alleine die Vorstellung, wie die Gesell-
schaft in Österreich aussähe, wenn nur 
mehr das Bankkonto über Schlüsselfragen 
des Lebens ausschlaggebend wäre, reicht als 
Argument für den Sozialstaat. Wer könnte 
sich eine länger dauernde Ausbildung oder 
die Gründung einer Familie leisten? Wel-
che Kinder gingen in Kindergärten oder zur 
Schule? Wer hätte genug Geld, um sich eine 
notwendige Zahn- oder Krankenbehand-
lung zu leisten? Wie würden wir im Alter 
über die Runden kommen und wie würden 
wir gepflegt werden? Die Sozialruine wür-
de wohl rasch auch zur Demokratie- und 
Wirtschaftsruine, wie nicht zuletzt die ös-
terreichische Geschichte der 1930er-Jahre 
gezeigt hat. Österreich liegt politisch rich-
tig, wenn möglichst vielen Menschen ein 
hohes Maß an sozialer Sicherheit und eine 
gute Chance auf wirtschaftliche und sozia-
le Teilhabe gewährt werden.

Dies ist nicht selbstverständlich, denn 
nicht nur in den südeuropäischen Krisen-
ländern wurde der Sozialstaat zurückge-
baut. Auch die unrühmlichen Kürzungen 
in der deutschen Pensions- und Arbeits-
losenversicherung unter der rot-grünen 
Bundesregierung haben zu einem massi-
ven Anstieg der Ungleichheit in einem der 
reichsten Länder der Welt geführt. Wa-
rum ist die Sache bei uns besser gelau-
fen? Dazu haben wohl auch institutionel-
le Besonderheiten wie die starke Konsen-
sorientierung, die Einbindung der Sozial-
partner und starke Interessenvertretungen 
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen  
beigetragen.

Wirklich alles  
eitel Wonne?

Dass vieles gut funktioniert, ist beruhigend. 
Vor allem das Pensionssystem hebt sich im 
EU-Vergleich positiv ab, aber auch das Ge-
sundheitssystem und der Ausbau von Kin-
dergärten und Schulen. Andererseits gibt es 
Probleme und Herausforderungen, die nicht 
zu vernachlässigen sind: Bildung wird nach 
wie vor „vererbt“, das Angebot an leistba-
rem Wohnraum hält nicht mit dem starken 
Bevölkerungswachstum Schritt, beim not-
wendigen Ausbau des Pflegesystems fehlt 
ohne Erbschaftssteuer das Geld, das männ-
liche Ernährer-Familienmodell bleibt vie-
lerorts dominant, die Einkommens- und 
Absicherungsschere zwischen den Ge-
schlechtern nimmt zu, wie auch die dif-
famierende und chauvinistische Note im 
Sozialstaatsdiskurs.

Mehr Selbstbewusstsein in Bezug auf 
die Stärken des Sozialstaates wäre ange-
sichts der Erfolge und des internationalen 
Vergleichs allemal angebracht. Und darauf 
wäre dann auch aufzubauen: In Form von 
Investitionen in Bildung, Arbeitsmarktinte-
gration und Pflege, in einer laufenden Eva-
luierung der Effizienz, was Verwaltung und 
Strukturen betrifft, und in einer Sicherstel-
lung der Finanzierung des Sozialstaates. 
Eine radikale Senkung der Abgabenquote 
ist mit einer guten sozialen Absicherung für 
alle Menschen per definitionem nicht ver-
einbar. Statt dumpfem Wohlstandschauvi-
nismus wäre schließlich eine engere Zu-
sammenarbeit mit den erfolgreichen nor-
dischen Wohlfahrtsstaaten angebracht. F
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I
n Deutschland wird lebhaft über Pen-
sionen, dort Renten genannt, gestrit-
ten. Zuletzt wurde über die Wiederkehr 
von Altersarmut diskutiert und endlich 

wieder auch über das allgemeine Rentenni-
veau – also über den Wert der Leistungen 
der öffentlichen Rentenversicherung. In den 
deutschen Debatten taucht das Beispiel Ös-
terreich immer wieder auf, sorgt für Irritati-
onen und provoziert Fragen. Warum?

In Deutschland wurde zu Beginn des Jahr-
tausends das Alterssicherungssystem in 
mehreren Schritten umgebaut. Das Ergeb-
nis ist die Absenkung des Rentenniveaus. 
Dieses beschreibt das Verhältnis von Ren-
ten und Löhnen. Das betrifft Rentnerin-
nen und Rentner wie auch Beschäftigte al-
ler Einkommensgruppen. Die Lebensstan-
dardsicherung im Alter soll seither aus der 
öffentlichen Rentenversicherung sowie pri-
vater oder betrieblicher Vorsorge erfolgen. 
Hintergrund war angesichts des demografi-
schen Wandels die Furcht vor zu stark stei-
genden Beitragssätzen, die als Lohnneben-
kosten Arbeit verteuern und den Standort 
Deutschland belasten würden. Hinzu kam 
die Hoffnung, Alterssicherung teilweise 
über kapitalgedeckte Sicherungswege ab-
wickeln zu können.

Das österreichische Beispiel ist aus deutscher 
Sicht faszinierend, weil mit dem gleichen 
„Rohmaterial“, der Sozialversicherung, an-
ders verfahren wurde. Auch in Österreich 
gab es eine Vielzahl von Änderungen, auch 
Einschnitte und damit Verlierer von Refor-
men. Zugleich wurde in einem langen Pro-
zess die Pensionsversicherung verallgemei-
nert (was in Deutschland als „Erwerbstäti-
genversicherung“ immer wieder diskutiert 
wird). Und: Der Teilersatz der öffentlichen 
Versicherung durch private Vorsorge wur-
de zwar versucht, aber letzten Endes wie-
der zurückgenommen. 

Die Grundaussage, dass das öffentliche 
Rentensystem allein für alle Einkommens-
gruppen den Lebensstandard im Alter si-
chern soll und kann, hat Bestand. Auch das 
niedrigere Pensionsantrittsalter und die Aus-
gleichszulagen überraschen aus deutscher 
Perspektive, Letztere, da – auf den ersten 
Blick systemwidrig – einkommensgeprüfte 
Mindestsicherungsleistungen durch die Ren-
tenversicherung administriert werden. Aus 
deutscher Sicht profitieren Beschäftigte da-
mit zweifach: Durch ein höheres Leistungs-
niveau, das insbesondere für Bezieherinnen 
und Bezieher mittlerer Einkommen wich-
tig ist, und durch die Mindestsicherung, die 
Menschen mit geringen Einkommen nutzt, 
aber auch das Versprechen für andere Grup-
pen beinhaltet, bei Wechselfällen des Lebens 
ausreichend versorgt zu sein.

Im Vergleich fahren Pensionsbezieherin-
nen und -bezieher in Österreich deutlich 
besser als die Nachbarn. Dies belegen Pro-

jektionen der OECD, die für standardisier-
te Lebensverläufe die zukünftigen Pensio-
nen errechnen. Hier schneidet der Durch-
schnittsverdiener in Österreich mit einer 
künftigen Bruttoersatzquote von 78,1 Pro-
zent deutlich besser ab als in Deutschland 
mit in der Zukunft 37,5 Prozent (die Brut-
toersatzquote bezeichnet das Verhältnis 
der individuellen Bruttopension zum indi-
viduellen Bruttodurchschnittseinkommen 
bei diesem standardisierten Lebensverlauf). 
Bei Einbezug der privaten Vorsorge erhöht 
sich die Bruttoersatzquote für Deutschland 
auf 50 Prozent.

Dem Staunen darüber, dass eine Sozialver-
sicherung so hohe Leistungen ermöglicht, 
folgt die Frage, wie das möglich ist. Mit 
dem höheren Sicherungsziel sind höhere 
Kosten verbunden. Der Beitragssatz be-
trägt in Österreich 22,8 Prozent, wovon 
die Arbeitgeber sogar mehr als die Hälf-
te tragen. In Deutschland liegt er bei 18,7 
Prozent, hälftig getragen von Arbeitgebern 
und Beschäftigten. Hinzu kommt für Be-
schäftigte noch die private Vorsorge, in die 
sie vier Prozent ihres Verdienstes investie-
ren sollen. 

In Deutschland wurde nun argumentiert, 
dass hohe Beitragssätze zur Rentenversi-
cherung ökonomische Probleme zur Fol-
ge hätten. Ein Vergleich der wirtschaftli-
chen Entwicklungen seit Beginn des Jahr-
tausends zeigt jedoch, dass Österreich nicht 
schlechter gefahren ist als Deutschland. Ein 
höherer Beitragssatz setzt die Wirtschaft 
nicht unter übermäßigen Druck und scha-
det auch der Konkurrenzfähigkeit nicht.

Sollte sich Deutschland Österreich also 
zum Vorbild nehmen? Grundsätzlich hilft 
ein Ländervergleich, alte Gewissheiten in-
frage zu stellen und Alternativen aufzuzei-
gen. Offensichtlich ist ein starkes öffentli-
ches Sicherungssystem umsetzbar und auch 
finanzierbar – wenn es einen gesellschaft-
lichen und politischen Konsens darüber 
gibt, dass das System und seine Leistun-
gen auch das Geld wert sind. Eine Stärkung 
der deutschen Rentenversicherung wie auch 

die Stabilität des österreichischen Systems 
sind damit davon abhängig, wie sich ge-
sellschaftliche und politische Kräfteverhält-
nisse entwickeln. Denn auch das ist eine 
Lehre aus dem Vergleich: Zu den Rahmen-
bedingungen der Alterssicherung gehören 
nicht nur der demografische Wandel, der 
Arbeitsmarkt und Ereignisse wie die deut-
sche Wiedervereinigung, sondern politische 
Mehrheiten, das System der Kollektivver-
träge und die politische Kultur. Die unter-
schiedlichen Wege in Deutschland und Ös-
terreich zeigen: Das sozialpolitisch Mögli-
che ist nicht ökonomisch determiniert.

Mit Blick auf die Details der Sicherungssys-
teme bietet Österreich eine Vielzahl von 
Anregungen. Aber auch Positives im deut-
schen System ist durch den Vergleich bes-
ser zu sehen. Die Ausgleichszulagen sind 
ein ernsthaft zu diskutierendes Beispiel, 
wie Mindestsicherung und beitragsbezo-
gene Leistungen der Sozialversicherung 
kombiniert werden können. Die allgemei-
ne Vorversicherungszeit von 15 Versiche-
rungsjahren (Deutschland: fünf Jahre) bie-
tet den Vorteil, dass sehr niedrige Renten 
weniger wahrscheinlich sind als in Deutsch-
land, spricht aber gegen das Prinzip, dass 
aus (allen) Beiträgen auch Leistungen fol-
gen sollen. Abschläge bei vorzeitigem Ren-
tenbezug sind in Österreich höher als in 
Deutschland, jedoch bei einer niedrigeren 
Regelaltersgrenze. 

Die Anpassung der laufenden Pensio-
nen erfolgt in Österreich entsprechend der 
Inflationsrate – ist das sinnvoller als eine 
Anpassung an die Lohnentwicklung? Da-
bei bleibt aber aus deutscher Perspektive 
klar, dass es zwar im österreichischen Pen-
sionssystem Dinge gibt, die vielleicht bes-
ser sein könnten. Angesichts der gravie-
renden Unterschiede beim Rentenniveau 
bleiben aber der positive Gesamteindruck 
und die Überraschung, was machbar ist, 
bestehen.

Die österreichische Pensionsversiche-
rung stellt sich nach zahlreichen Refor-
men und Debatten aus der Binnensicht si-
cher nicht so dar, wie sich das manche wün-
schen. Von jenseits der Grenze aus betrach-
tet ist sie ein wertvolles Beispiel dafür, was 
das Instrument Sozialversicherung leisten 
kann, wenn es denn darf. F
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W
ie geht es Österreich?“ Diese 
Frage stellt die Statistik Aus­
tria seit rund fünf Jahren re­
gelmäßig. In Zeiten, in denen 

eine diffuse Unzufriedenheit und Abstiegs­
ängste in der Mitte der Gesellschaft weit 
verbreitet zu sein scheinen, bekommt die­
ses Thema stärkere Relevanz. Auch wenn es 
keine einfache Antwort gibt, so ist mit dem 
Stellen der Frage selbst bereits ein wichtiger 
Schritt erfolgt: Nachhaltiger Wohlstand, ge­
sellschaftlicher Fortschritt und individuelles 
Wohlergehen werden damit wieder in die 
Mitte der öffentlichen Debatte gerückt. 

Wohlstand = Wachstum?
In den letzten Jahrzehnten waren diese Zie­
le in der Wirtschaftspolitik bestenfalls in­
direkt präsent. Vorrangig ging es um Wirt­
schaftswachstum, mit dessen Hilfe ein bes­
seres Leben für eine breite gesellschaftli­
che Mehrheit quasi automatisch erreicht 
werden sollte. In Zeiten von sehr hohem 
Wachstum in der industriellen Produktion, 
war der Zusammenhang en gros tatsächlich 
gegeben. Mittels kräftiger realer Lohnsteige­
rungen bei Vollbeschäftigung und gleichzei­
tig expandierendem Wohlfahrtsstaat konn­
ten auch rasch die Konsummöglichkeiten für 
die breite gesellschaftliche Mehrheit ausge­
weitet werden. Mit der zunehmenden Be­
lastung von Umwelt und steigendem Druck 
auf die Beschäftigten, der stärkeren Konzen­
tration der Einkommenszuwächse auf eini­
ge wenige, steigender Arbeitslosigkeit sowie 
wichtiger werdenden nichtmateriellen An­
sprüchen wurde jedoch wieder offensichtli­
cher, dass das Wirtschaftswachstum eigent­
lich kein Wohlstands indikator ist.

Trotzdem hält sich der gesellschaftliche 
Wachstumsfokus. Einer der Gründe ist die 
leichtere Kommunizierbarkeit einer etab­
lierten Zahl. Ein anderer die institutionel­
le Verankerung der Wachstumsorientierung: 
So ist beispielsweise auf europäischer Ebene 
der „Jahreswachstumsbericht“ – trotz festge­
schriebenem obersten Ziel „Wohlergehen“ in 
den Verträgen – die Grundlage für die wirt­
schaftspolitische Ausrichtung. Für die Ein­
schätzung über die Entwicklung der Lebens­
verhältnisse – und Empfehlungen zu deren 
Gestaltung – greift die ökonomische Wissen­
schaft nach wie vor in erster Linie auf das 
prognostizierte Wachstum zurück.

Wahrscheinlich der wichtigste Grund da­
für sind jedoch wirtschaftliche Interessen. 
„Mehr Wachstum“ wird als Sachzwang eta­
bliert, um eine Reihe von Reformen zu le­
gitimieren, auch wenn diese nicht im allge­
meinen Interesse sind. Besonders gut funk­
tioniert das in Kombination mit dem Sach­
zwang Globalisierung: Um mehr zu wachsen 
als die anderen, müsse man wettbewerbsfä­
higer werden – etwa durch Lohnzurückhal­
tung oder Steuersenkungen für Unterneh­
men, die à la longue Kürzungen öffentlicher 
Leistungen nach sich ziehen. Im Ergebnis 
führt das in erster Linie zu höheren Gewin­
nen für wenige und zu Druck auf die Lebens­
bedingungen breiter Gesellschaftsschichten – 
sowohl im Inland wie auch im Ausland, weil 
die dortigen Standards verstärkt unter Druck In
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geraten. Wohlstand, Wohlergehen und ge­
sellschaftlicher Fortschritt geraten zum Lu­
xus, den „wir“ uns nicht mehr leisten kön­
nen. Und damit die Politik „wachstums­
freundlich“ bleibt, wächst um sie herum ein 
dichter werdendes Netzwerk gut finanzier­
ter Thinktanks, Lobbygruppen und gespon­
serter politischer Bewegungen.

Gesellschaftliche Debatte
Im Frühjahr erreichte die Debatte über ge­
sellschaftliche Ziele in Österreich einen 
skurrilen Höhepunkt: Um den Umwelt­
schutz zu schwächen, wollte u.a. der dama­
lige Wirtschaftsminister Reinhold Mitter­
lehner Wachstum und Wettbewerbsfähig­
keit als Staatszielbestimmung in die Bun­
desverfassung aufnehmen. Dagegen regte 
sich vielfältiger Widerstand, der den am­
bivalenten Koalitionspartner dazu brachte, 
diese Änderung auf die Zeit nach den Na­
tionalratswahlen zu verschieben. Es bleibt 
zu hoffen, dass diese Debatte dann tatsäch­
lich breit geführt wird. 

Im Mittelpunkt sollte die Frage stehen, 
was ein besseres Leben eher ermöglicht. 
Nachdem die Meinungen darüber so vielfäl­
tig wie die Gesellschaft selbst sind, wird sich 
eine eindeutige Antwort nicht finden lassen. 
Die Lösung, keine Antwort zu geben und sie 
an das Individuum zu delegieren, ist jedoch 
ebenso unzureichend. Zu sehr ist die Suche 
nach einem besseren Leben der Einzelperson 
verstrickt mit ihrem persönlichen und gesell­
schaftlichen Umfeld, zu sehr hängen deren 
Möglichkeiten von der gemeinsamen Gestal­
tung ab. Gefragt sind somit gesellschaftliche 
Auseinandersetzungen um gemeinsame Zie­
le – und erst im zweiten Schritt divergieren­
de politische Antworten mit unterschiedli­
cher Gewichtung der Ziele und unterschied­
lichen Maßnahmen.

Evidenzbasierte Grundlage
Die Gefahr einer solchen Debatte ist, dass 
sie von kurzfristiger politischer Taktik, gut 
organisierten Partikularinteressen oder ta­
gesaktuellen Einzelfällen – wie dem Bau der 
dritten Flughafenpiste, der Auslöser für die 
Staatszieldebatte im Frühjahr war – über­
lagert wird. Vordringliche Aufgabe wäre es 
deshalb, einen weitgehenden allgemeinen 
Konsens über die Faktoren für ein besse­
res Leben für eine breite gesellschaftliche 
Mehrheit bzw. Wohlstand und Wohlerge­
hen zu finden. 2009 lieferte die internatio­
nale „Kommission zur Messung ökonomi­
scher Performance und gesellschaftlichem 
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Fortschritt“ um die Nobelpreisträger Joseph 
Stiglitz und Amartya Sen dafür eine wis­
senschaftliche Grundlage. Demnach müss­
ten materieller Wohlstand und Lebensqua­
lität – unter Berücksichtigung ökologischer 
Grenzen – näher betrachtet werden. 

Für die erste Säule, den materiellen Wohl­
stand, wäre relevant, wie viel wie produziert 
wird, welche Einkommen daraus erlöst wer­
den und wie diese verteilt werden. Auch die 
sich aus dem Vermögen und eben den Ein­
kommen ergebenden Konsummöglichkeiten 
seien ebenso zu berücksichtigen wie die nicht 
entlohnten Tätigkeiten in den Haushalten. 
Für die zweite Säule, die Lebensqualität bzw. 
das Wohlbefinden, spielten vor allem Ge­
sundheit, Wohnsituation, Bildung, soziale 
Beziehungen oder Sicherheit eine wichtige 
Rolle. Für die Nachhaltigkeitssäule relevant 
wären Umweltaspekte, aber auch ökonomi­
sche Stabilität, also die Vermeidung neuer­
licher Finanz­ und Wirtschaftskrisen. Nach­
haltiger gesellschaftlicher Fortschritt ist also 
dann gegeben, wenn für breite gesellschaft­
liche Gruppen Verbesserungen in all diesen 
Teilbereichen zu beobachten sind.

Eine solche Zieldefinition dürfte breite 
Zustimmung finden. Spannend wird es bei 
der Frage, wo wir als Gesellschaft diesbezüg­
lich stehen – und damit bei jener, welche po­
litischen Vorschläge zur Verbesserung der Si­
tuation besonders gefragt sind. Vielen Mei­
nungen und gefühlten Fakten stehen weni­
ge belastbare Indikatoren zur Verfügung, die 
eine evidenzbasierte Ausgangslage schaffen. 
Der eingangs bereits erwähnte „Wie geht’s 
Österreich?“­Bericht der Statistik Austria 
versucht diese Lücke zu schließen. 

Der letztjährige Bericht zeigte folgendes 
Bild für Österreich: Die subjektive Einschät­
zung der Lebenszufriedenheit bleibt trotz ne­
gativer Entwicklungen bei Einkommen und 
Konsum hoch, und im Umweltbereich ste­
hen Emissionsrückgänge seit 2005 einem 
insgesamt nach wie vor hohen Energie­ und 
Ressourcenverbrauch gegenüber. Der Über­
blick über die kurzfristigen Trends (d.h. die 
letzten drei verfügbaren Jahre) zeigt auf der 
– von einem wissenschaftlichen Beirat be­
werteten – fünfstufigen Wetter­Skala ledig­
lich einen Indikator im Sonnenlicht, nämlich 
die Arbeitsproduktivität pro geleistete Ar­
beitsstunde. Für den Großteil der Indikato­
ren war die Lage lediglich wolkig bis regne­
risch – beispielsweise für das BIP pro Kopf, 
für Einkommen und Konsum privater Haus­
halte, für die Entwicklung beim Gender Pay 
Gap, die Arbeitslosenquote oder den subjek­
tiven Gesundheitszustand. 

Bislang bleibt die öffentliche Relevanz 
von „Wie geht’s Österreich?“ – gerade im 
Vergleich zum Wirtschaftswachstum – über­
schaubar. Das liegt zum einen an der Maß­
gabe der Regierung, er dürfe keine zusätzli­
chen Kosten verursachen. Das bringt Ein­
schränkungen bei Indikatorenauswahl, 
Datenqualität und Möglichkeiten zielgrup­
pengerechter Aufbereitung der Information 
mit sich. Zum anderen ist ein Set aus un­
terschiedlichen Indikatoren, die – ohne im­
plizite Wertung und gemeinsamer Maßein­
heit – nicht sinnvoll zu einer Zahl zusam­

Zur infografik

Wachstum, 
Vollbeschäftigung, 
preisstabilität, au-
ßenwirtschaftliche 
parität bilden das 
magische Viereck, 
das im deutschen 
Grundgesetz 
und auch in den 
EU-Verträgen 
verankert ist. nun 
ginge es darum, 
Wachstum durch 
faire Verteilung 
von Wohlstand, 
lebensqualität und 
intakte Umwelt zu 
ersetzen

Für ein neues magisches Viereck
Ein besseres leben für (fast) alle. Wohlstand und Wohlergehen der vielen haben sich vom wirtschaftlichen  
Wachstum zum teil entkoppelt. politik und Medien bleiben trotzdem auf Wachstum fokussiert

nobelpreisträger 
Joseph stiglitz 
und amartya sen 
erarbeiteten 2009 
die wissenschaft-
lichen Grundlagen 
für allgemeinen 
Wohlstand
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mengefasst werden können, sehr viel un-
praktischer in der Handhabung. So lässt 
sich nicht einmal sagen, ob es insgesamt 
mehr oder weniger Wohlstand und Wohl-
befinden gibt als in der Vergangenheit, ge-
schweige denn eine Prognose wagen, wie es 
in der Zukunft für unterschiedliche Grup-
pen sein wird. 

Glück – mehr als a Vogerl
Ansätze zur Gewichtung sind in der Glücks-
forschung vorhanden, die versucht, Unter-
schiede in der Lebenszufriedenheit auf ob-
jektive Faktoren zurückzuführen. So ist der 
Gesundheitszustand besonders wichtig. Ar-
beitslose oder unfreiwillig Teilzeit arbeiten-
de Menschen sind eben weniger glücklich, 
obwohl mehr Freizeit für sich genommen 
ein positiver Faktor wäre – aber man muss 
nicht nur sie beachten, sondern auch ihr 
Umfeld. Bildung ist ambivalent: Zwar ist 
höhere Bildung Voraussetzung für besse-
re Lebensumstände sowie persönliche Ent-
faltung, aber höher Gebildete sind im Ver-
gleich mit Personen in ähnlichen Lebens-
umständen tendenziell unglücklicher. Wer 
weniger verdient, ist tendenziell weniger zu-
frieden – wobei der Zusammenhang nicht 
allzu stark ist und das relative Einkommen 
zu anderen relevanter ist als der absolute 
Verdienst. Wie Richard Wilkinson und Kate 
Picket in ihrem Buch „Gleichheit ist Glück“ 
gezeigt haben, gilt der starke Zusammen-
hang zwischen Verteilung und Glück (so-
wie soziale und gesundheitliche Probleme) 
auch für die Gesellschaft insgesamt. 

Diese Ergebnisse liefern zumindest eini-
ge Hinweise für die Frage, ob gewisse politi-
sche Maßnahmenbündel ein besseres Leben 
für eine breite gesellschaftliche Mehrheit 
eher ermöglichen oder erschweren. Führen 
etwa allgemeine Einkommenssteuersen-

kungen (die obere Einkommen strukturell 
stärker entlasten) zu allgemeinen Kürzun-
gen der Gesundheitsleistungen, wird das 
gesellschaftliche Wohlergehen sinken. Ähn-
liches gilt für eine Budgetpolitik, die zwar 
Überschüsse ermöglicht, nicht aber den Ab-
bau der Arbeitslosigkeit. 

Institutionelle Verankerung
Es geht also nicht nur um neue Indikato-
ren, sondern auch um das Austarieren po-
litischer Schwerpunkte im Rahmen allge-
meiner Ziele. Die Kunst oder auch „Magie“ 
besteht darin, möglichst alle zumindest ein 
Stück weit zu erreichen. Historisch diente 
das magische Vieleck der Wirtschaftspolitik 
als solch ein Zielsystem. Wachstum, Voll-
beschäftigung Preisstabilität und ein au-
ßenwirtschaftliches Gleichgewicht sollten 
möglichst gleichzeitig erreicht werden. In 
Deutschland ist das magische Vieleck so-
gar im Grundgesetz verankert. Etwas abge-
wandelt findet es sich auch in den Europä-
ischen Verträgen (dort geleitet vom Ober-
ziel „Wohlergehen“) sowie im österreichi-
schen Haushaltsrecht als Herzstück der 
Wirtschaftspolitik. 

In einem neuen magischen Vieleck wohl-
standsorientierter Wirtschaftspolitik sollte 
heute allerdings Wachstum durch die drei 
Oberziele fair verteilter materieller Wohl-
stand, Lebensqualität und intakte Umwelt 
ersetzt werden, auch wenn es oftmals heute 
noch ein zweckdienliches Mittel für mehr 
Wohlstand darstellen wird. Zudem ist das 
alte Ziel „Vollbeschäftigung“ aufzuwerten 
und um den Aspekt gute Arbeit zu ergän-
zen. In den vier Dimensionen sind Gen-
der-Aspekte jeweils explizit zu berücksichti-
gen (ähnlich wie bereits im Haushaltsrecht 
und im Indikatorenset der Statistik Aust-
ria). Darüber hinaus sollten die für die öko-

nomische Stabilität notwendigen Ziele um 
„stabile Finanzmärkte“ und „stabile Staats-
tätigkeit“ – also stabile materielle Möglich-
keiten zur Finanzierung öffentlicher Leis-
tungen – erweitert werden.

Europäische Koordination
In Zeiten transnationaler wirtschaftlicher 
Kooperation, ist eine wohlstandsorientier-
te Politik in einem Land nur eingeschränkt 
möglich. Mehr als 80 % der in der EU er-
zeugten Waren und Dienstleistungen wer-
den jedoch innerhalb der Europäischen Uni-
on auch abgesetzt. Zudem werden die wirt-
schaftsrelevanten Regelungen prinzipiell auf 
dieser Ebene entschieden. Das heißt, dass 
die europäische Ebene bei Fragen des ge-
sellschaftlichen Wohlstands besonders zen-
tral ist.

Die Angst vor der Niederlage im öko-
nomischen Wettbewerb, die oft gegen eine 
wohlstandsorientierte Politik ins Treffen ge-
bracht wird, ist auf Ebene der Europäischen 
Union unbegründet. Der relativ geschlosse-
ne Wirtschaftsraum mit der größten Kon-
sumnachfrage der Welt ist weit davon ent-
fernt, dem verstärkten internationalen Wett-
bewerbsdruck machtlos ausgeliefert zu sein. 
Im Gegenteil, die EU könnte der wichtigs-
te Akteur bei der progressiven Gestaltung 
der Globalisierung werden: Als Einstiegs-
projekte würden sich etwa der internatio-
nale Kampf zur Sicherstellung einer ange-
messenen Steuerleistung von multinatio-
nalen Konzernen und Superreichen ebenso 
anbieten wie Handelsabkommen, die hohe 
Sozial- und Umweltstandards verbreitern 
statt sie zu unterlaufen. Oder eine bessere 
Verankerung von Wohlstand und Wohlbe-
finden in der europäischen Politik, um ein 
gutes Leben für eine breite gesellschaftli-
che Mehrheit zu ermöglichen. F
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Zusammen  
haushalten
Bevor man sich dem Genderaspekt der Mittel-
schicht widmet, stellt sich eine grundlegende 
Frage: Kann ein Individuum überhaupt einer 
sozialen Schicht zugeordnet werden? Das mag 
auf den ersten Blick irritieren, denn natürlich be-
steht jede gesellschaftliche Gruppe letzten En-
des aus Einzelpersonen. Aber diese leben nur be-
dingt als solche. Menschen ziehen gemeinsam 
in Wohnungen und Häuser und bilden dort – 
folgerichtig – Haushalte. Sie teilen häufig das 
Einkommen und möglicherweise auch vorhan-
denes Vermögen auf die eine oder andere Wei-
se. Und auf einmal ist es ganz schön schwierig, 
verfügbares Geld einem Mann oder einer Frau 
zuzuordnen.

Mit anderen Menschen zusammenzuleben ist 
trotz Singletrend noch immer die Regel. Von den 
8,6 Millionen Österreicherinnen und Österrei-
chern leben nur 1,4 Millionen alleine. Die rest-
lichen sieben Millionen bilden Haushalte, die 
im Schnitt 2,22 Personen umfassen. Die Band-
breite reicht dabei vom Paarhaushalt über die 
Wohngemeinschaften bis hin zur Großfamilie. 
Die meisten Frauen und Männer leben also in 
einem Verband.

Gemeinsame  
Wirtschaft
Im Recht wird oft nicht von Haushalten, sondern von 
Wirtschaftsgemeinschaften gesprochen. Das ist sehr tref-
fend, denn tatsächlich wird ja in den meisten Haushal-
ten gemeinschaftlich gewirtschaftet: Ausgaben wie Mie-
te und Strom werden gemeinsam beglichen, Lebensmittel 
gemeinsam eingekauft, kleinere und größere Anschaffung 
gemeinsam finanziert. Nicht wenige werfen die Einnah-
men in einen gemeinsamen Topf, aus dem alles bezahlt 
wird. Mehr als die Hälfte von Paar-Haushalten gibt an, 
dass sie über das erzielte Einkommen gemeinsam verfü-
gen, ein weiteres Viertel macht das zumindest teilweise.

Was hat das alles mit dem Genderaspekt zu tun? Meh-
rerlei. Frauen verdienen ja bekanntlich weniger als Män-
ner. Sie als Einzelpersonen einer sozialen Schicht zuzuord-
nen ist aber nur bedingt sinnvoll (gilt für Männer natür-
lich ebenso). Nehmen wir zum Beispiel die Ehefrau eines 
Topmanagers, die selbst nicht erwerbstätig ist. Als Indivi-
duum wäre sie mittelloses Prekariat. Allerdings eines, das 
in einer 200-Quadratmeter-Wohnung lebt und möglicher-
weise mehr Geld für ein Kleidungsstück ausgibt, als einige 
ihrer Geschlechtsgenossinnen im Monat verdienen. 

Das Umkehrbeispiel könnte eine Bankangestellte sein. 
Trennt sie sich von ihrem Partner, kann das relativ hohe 
Einkommen schnell knapp werden, wenn sie als Allein-
erziehende für ihre drei Kinder aufkommen muss. Die 
Beispiele zeigen: Erst im Zusammenhang von Haushalt 
(und Unterhalt) kann man vernünftigerweise von einer 
sozialen Schicht sprechen. 

Inwieweit kann man dann also überhaupt etwas über das 
individuelle Merkmal Geschlecht in Zusammenhang mit der 
Mittelschicht sagen? Sicherlich bei der Frage, woher die Ein-
nahmen eines Haushalts kommen, sprich also, wie viele Frau-
en jeweils zum Einkommen beitragen bzw. beitragen können. 
Denn ob Frauen einer Erwerbstätigkeit nachgehen und wie 
viel sie dabei verdienen, hat deutliche Auswirkung auf die so-
ziale Situation, in der sich ein Haushalt befindet.

I l l u s t r a t I o n :  
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Männer,  Frauen
und die   MittelschichtIsolierschicht zur 

armutsgrenze
Reden wir einmal von der Abgrenzung der Mittel-
schicht nach unten. Darunter befinden sich – grob 
gesprochen – die Armutsgefährdeten. Ob man sich 
als Familie über oder unterhalb dieser Grenze fin-
det, wird extrem stark von der Erwerbstätigkeit der 
Frau mitbestimmt. Erst recht, wenn Kinder da sind. 
Arbeitet nur einer von zwei Elternteilen, liegt die 
Wahrscheinlichkeit, unter die Armutsgrenze zu rut-
schen, doppelt so hoch, als wenn beide einem be-
zahlten Job nachgehen. Aus einer politischen Per-
spektive ist die Steigerung der Frauenerwerbsquo-
te daher ein gutes Mittel zur Schaffung einer brei-
ten Mittelschicht.

Man sollte dabei nicht vergessen, dass die Fra-
ge, ob Mittelschicht ja oder nein, auch darüber ent-
scheidet, ob Kinder unter relativ gesicherten mate-
riellen Bedingungen aufwachsen oder nicht. In Ös-
terreich sind 380.000 Kinder und Jugendliche unter 
20 Jahren von Armut und Ausgrenzung betroffen. 
Wenn Frauenerwerbstätigkeit also Familienarmut 
deutlich reduziert, stimmt auch Folgendes: Eine 
Steigerung der Frauenerwerbsquote ist ein gutes 
Konzept zur Bekämpfung von Kinderarmut.

Allerdings verdienen Frauen bekanntlich im 
Schnitt deutlich weniger als Männer. Laut aktuells-
ter Verdienststrukturerhebung beträgt dieser Nach-
teil 37 Prozent. Das sind fast 900 Euro brutto pro 
Monat. Das ist an sich schon nicht wenig Geld, aber 
über einen längeren Zeitraum läppert sich das zu 
anschaulichen Summen. Rechnet man den durch-
schnittlichen Nachteil auf ein Lebenseinkommen 
von 40 Jahren hoch, sind das mehr als eine halbe 
Million Euro. Damit ließe sich eine sehr präsenta-
ble Immobilie im Wiener Stadtgebiet mit Garten 
oder großer Dachterrasse finanzieren. Selbst wenn 
man das Einkommen auf Netto umrechnet, bleibt 
immer noch ein hübsches Häuschen übrig.

Es liegt einem an dieser Stelle die Polemik auf 
der Zunge: Der Gender Pay Gap bringt die Fami-
lien um das Häuschen im Grünen. Also weg mit 
der Einkommensschere und her mit der Immobi-
lie? Wenn es so einfach wäre! Denn was geschehen 
muss, um den so beharrlichen Einkommensnach-
teil zu eliminieren, ist ein facettenreiches Thema.

Da ist man dann sofort bei der Teilzeit. Ein 
schier unvermeidliches Thema, wenn es um weib-
liche Einkommen geht. Kein Wunder, betrifft es ja 
mit 48 Prozent mittlerweile fast die Hälfte der un-
selbstständig erwerbstätigen Frauen. Der Haupt-
grund dafür sind die Betreuungspflichten – zumeist 
für Kinder, immer öfter aber auch für pflegebe-
dürftige Erwachsene. Die probaten Mittel für mehr 
Gerechtigkeit in diesem Bereich sind hinreichend 
bekannt: gut ausgebaute und qualitätsvolle Kin-
derbetreuung bzw. Pflegedienste sowie mehr part-
nerschaftliche Teilung bei der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit zwischen Frauen und Männern.

Aber halt! Wenn die Männer jetzt anfangen, in 
Karenz zu gehen oder Teilzeit zu arbeiten, dann 
verdienen sie ja weniger. Und dann mag es wohl 
sein, dass der Gender Pay Gap schrumpft, aber das 
Haushaltseinkommen nicht größer wird – es ver-
teilt sich nur gleicher. Das ist aus der Gerechtig-
keitsperspektive natürlich auch kein Schaden. Aber 
dennoch ist es richtig, dass ein Sinken des Einkom-
mensunterschieds nicht notwendigerweise zu mehr 
Einkommen in der Familie führt.

E
in Artikel zum Genderaspekt beim Thema Mittelschicht könnte ein kurzer 
Beitrag sein: Man entscheidet sich für eine Definition, welche Einkommen als 
Mittelschicht gelten, errechnet den Frauenanteil und schon ist die Sache erle-
digt. Doch so leicht ist es nicht. Denn, wie viele Frauen aus schmerzvoller Er-

fahrung wissen, ist es bisweilen ein kurzer Weg vom Leben in einer Partnerschaft als 
Mittelschichtsfamilie zum Dasein in Armut nach einer Trennung. Die Wechselwir-
kungen zwischen Geschlecht und sozialer Schicht sind eben vielfältig. 

»
Frauenerwerbstätigkeit ka   nn die Zugehörigkeit  
zur Mittelschicht erhalten.    Auch dann, wenn es das Leben  
gerade einmal nicht so gut       mit einer meint
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Männer,  Frauen
und die   Mittelschicht

leider haut das leben oft die schönsten Zukunftspläne über den Haufen. 
Dann sind Paare keine mehr, was gemeinsam gereicht hat, reicht für zwei 
einzelne nicht mehr. Über den genderaspekt des Mitte-Themas

Mittelschicht zu  
allen Zeiten
Also ist der Gender Pay Gap doch kein Mittelschichts-
thema? Doch! Denn das Leben haut manchmal die 
schönsten Zukunftspläne ohne Skrupel über den Hau-
fen. Manchmal lässt sich das sogar messen. Die Ant-
wort lautet dann: 40,5 Prozent. Die Frage dazu: Wie 
wahrscheinlich wird eine Ehe geschieden? Das ist meist 
recht unerfreulich – emotional und finanziell. Denn oft 
hat das Einkommen für einen gemeinsamen Haushalt 
ausgereicht. Für zwei Mal Miete, Strom und Heizung 
wird es aber mitunter eng.

Diese Situation verschärft sich in der Regel, wenn 
einer der beiden Paarhälften wenig oder gar nicht ge-
arbeitet hat. Stichwort: männliches Ernährermodell. 
Dann droht der Streit um Alimente in besonderer In-
tensität, und am Ende reicht es womöglich für kei-
nen der beiden so richtig. Was in aufrechter Part-
nerschaft eine solide Mittelschichtsfamilie war, wird 
zu zwei getrennten Haushalten an oder unter der 
Armutsschwelle.

Ähnliche Abstiegsszenarien drohen, wenn der 
Hauptverdienende in der Beziehung aus anderen Grün-
den ausfällt – sei es durch Krankheit oder Arbeitslo-
sigkeit. Bei Alleinverdienenden ist das für die gesam-
te Familie eine Katastrophe. Je mehr aber der ande-
re Partner oder die andere Partnerin verdient, umso 
glimpflicher ist der Einkommensentfall. Merke: Frau-
enerwerbstätigkeit kann die Zugehörigkeit zur Mittel-
schicht erhalten. Auch dann, wenn es das Leben gera-
de einmal nicht so gut meint.

Die Einkommensschere bewirkt allerdings, dass der 
Verlust des Einkommens vom Mann in der Regel deut-
lich spürbarer ist als jenes der Frau. Wiederum veran-
schaulicht das die Armutsstatistik: Das Armutsrisiko 
von Haushalten liegt mit einer weiblichen Hauptver-
dienerin bei 22 Prozent und damit doppelt so hoch als 
mit einem männlichen. Man wird den Pay Gap also nie 
so richtig los – und sollte deshalb dafür sorgen, dass 
wir ihn in der Realität loswerden.

Was dafür notwendig ist, ist bekannt, soll hier aber 
trotzdem noch einmal stichwortartig angeführt werden: 
Transparenz bei Einkommen; Stellenbesetzungen und 
Beförderungen; gute und umfassende Kinderbetreuung 
und Elementarbildung; ein Steuer- und Sozialsystem, 
das partnerschaftliche Teilung fördert; jegliche Förde-
rung für junge Menschen, die sich für einen für ihr Ge-
schlecht untypischen Beruf interessieren; und nicht zu-
letzt eine Arbeitszeitpolitik, die zuallererst die überlan-
gen Arbeitszeiten ins Visier nimmt, aber auch über eine 
generelle Verkürzung der Wochenarbeitszeit nachdenkt. 
Kurz: eine umfassende, vielfältige Strategie.

abgrenzung  
nach oben
Einkommen sind aber nur ein Aspekt in 
Bezug auf die Frage, was Mittelschicht 
ausmacht. Vermögen spielt genauso eine 
Rolle. Ein Auto, eine Eigentumswohnung 
oder ein Einfamilienhaus, ein bisschen was 
Erspartes und eine Lebensversicherung – 
diese Art von Sicherheiten wird gerne als 
zur Mittelschicht gehörig assoziiert. 

Will man das in Zahlen fassen, tun 
sich statistische Lücken auf. Gibt es für 
Einkommen eine behördliche Erfassung 
durch Sozialversicherung und Steuer, gilt 
das nicht für Vermögen. Deswegen ist man 
auf Befragungen angewiesen, bei denen al-
lerdings weder sehr arme noch sehr reiche 
Menschen gerne Auskunft über ihre Si-
tuation geben. Dennoch wurde mit dem 
Household Finance and Consumption 
Survey der EZB der Versuch gemacht, et-
was mehr Licht ins Vermögensdunkel zu 
bringen. Dabei wurden auch Singlehaus-
halte nach Frauen und Männern getrennt 
ausgewertet.

Wenig überraschend setzt sich der Ein-
kommensnachteil der Frauen beim Vermö-
gen fort. Denn während das durchschnitt-
liche Vermögen von Männern im Durch-
schnitt bei 194.000 Euro liegt, beträgt 
das von Frauen „nur“ 110.000 Euro. Der 
Grund für den großen Unterschied liegt 
bei den Superreichen.

Die Verteilung von Vermögen geht 
nämlich am oberen Ende der Skala ext-
rem steil hinauf. Das bedeutet, dass der 
Unterschied zwischen den sehr Wohl-
habenden und den Steinreichen ein rie-
siger ist. Ungefähr jener, der zwischen 
dem Eigentum einer Villa und dem Be-
sitz von mehreren Wohn- und Bürotür-
men liegt. Diese Diskrepanz hat auch ei-
nen Genderaspekt. Die Top-fünf-Prozent 
der männlichen Singlehaushalte verfügen 
über mehr als doppelt so viel Vermögen 
wie die weiblichen. Wenn es um wirklich 
viel Geld geht, werden die Frauen von den 
Männern völlig abgehängt.

Was das mit der Mittelschicht zu tun 
hat? Ganz einfach: die Abgrenzung nach 
oben. Frauen befinden sich sehr viel sel-
tener über der Mittelschicht als Männer. 
Politisch lässt sich daraus ableiten, dass 
Maßnahmen zu einer gerechteren Vertei-
lung von (sehr großen) Vermögen auch 
gleichstellungspolitisch ein richtiger An-
satz sind. 

Zu guter Letzt noch ein Thema, das 
auch nicht vernachlässigt werden sollte. 
Wer im Haushalt darf sagen, wofür das 
vorhandene Geld ausgegeben wird? Eine 
Analyse der Statistik Austria in Koopera-
tion mit der WU zeigt, dass solche Ent-
scheidungen darüber keineswegs friktions-
frei ablaufen. Nur 57 Prozent der Paare be-
richten, dass sie wichtige finanzielle Ent-
scheidungen gemeinsam treffen. Generell 
sinkt mit dem höheren Einkommen des 
Mannes der Anteil an einer gemeinsamen 
Entscheidungsfindung. Wenn die Frau al-
leinige Verdienerin im Haushalt ist, wird 
hingegen öfter gemeinsam entschieden. 

Frauen sind also deutlich demokrati-
scher, wenn es darum geht, über das von 
ihnen verdiente Geld zu entscheiden. Das 
kann man als zusätzliches Argument für 
die Förderung von Frauenerwerbstätigkeit 
und Einkommensgerechtigkeit anführen. 
Denn was nützt Geld, wenn man keinen 
Einfluss auf die Verwendung hat?  F

»
Frauenerwerbstätigkeit ka   nn die Zugehörigkeit  
zur Mittelschicht erhalten.    Auch dann, wenn es das Leben  
gerade einmal nicht so gut       mit einer meint
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D
er weltweite Trend zur Urbani-
sierung ist ungebrochen, rasant 
wachsende Städte stellen Bevöl-
kerung und Politik vor große Auf-

gaben. Vor allem der Zugang zu leistbaren 
und qualitativ guten Wohnungen ist eines 
der wichtigsten Merkmale einer lebenswer-
ten Stadt. Historisch hat sich gezeigt, dass 
die Wohnungsfrage eine zentrale Vertei-
lungsfrage ist. 

Im 19. Jahrhundert hat sich die extreme 
soziale Schieflage der Gesellschaft mitun-
ter in abscheulichen Wohnbedingungen nie-
dergeschlagen. Auch in europäischen Städ-
ten wird die Wohnungsfrage wieder zuneh-
mend aktuell. Dramatische Auswirkungen 
der marktwirtschaftlichen Entwertung des 
Wohnens zeigen sich zum Beispiel in Ber-
lin. Nach dem Verkauf öffentlicher Wohn-
bestände und dem Bevölkerungswachs-
tum fehlt heute eine Vielzahl an leistba-
ren Wohnungen. 

Die Nachfrage nach günstigen Woh-
nungen ist massiv vorhanden, geschaffen 
werden sie jedoch nicht. Auch Städten wie 
München oder London fehlt es an leistba-
rem Wohnraum für die Mittelschicht. In 
London müssen bis zu zwei Drittel des Ein-
kommens für Wohnen aufgewendet wer-
den. Es kommt zu Prozessen der Verdrän-
gung aus der Stadt, im schlimmsten Fall 
können sich Kindergartenpädagogen, Po-
lizisten und Krankenpfleger das Leben im 
Zentrum und in zentrumsnahen Stadttei-
len nicht mehr leisten.

Wien ist anders. Und die Stadt Wien wächst, 
ebenso wie andere Ballungsgebiete in Ös-
terreich. Zwischen 2008 und 2016 stiegen 
die Bruttomieten (inklusive Betriebskosten 
und USt) in Wien im Durchschnitt um 30 
Prozent, während sich die Verbraucherprei-
se um lediglich 14 Prozent verändert ha-
ben. Rechnet man die Betriebskosten her-
aus, dann ergibt sich eine Nettoerhöhung 
der Mieteinnahmen in diesem Zeitraum 
um sogar 38 Prozent. Markant ist die Ent-
wicklung im Segment der privaten Miet-
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wohnungen, wo die Erträge (Hauptmiet-
einnahmen) um nominell über 53 Prozent 
gestiegen sind. Die enormen Steigerungen 
durch Mietpreiserhöhungen werden beim 
Abschluss von neuen oder bei der Erneue-
rung befristeter Verträge lukriert. 

Im selben Zeitraum, also innerhalb von 
acht Jahren, stiegen auch die Preise für ge-
brauchte und neue Eigentumswohnungen 
eklatant an, je nach Bezirk zwischen 50 und 
100 Prozent. Besonders seit der Finanzkrise 
stehen Menschen, die Wohnungen zur De-
ckung des persönlichen Wohnbedarfs kau-
fen möchten, in ganz massiver Konkur-
renz mit privaten und institutionellen Im-
mobilienanlegern. Selbst für gutverdienen-
de Haushalte sind Durchschnittspreise von 
3800 bis 7000 €/m² nicht erschwinglich.

Wien kann auf eine lange Tradition des kom-
munalen Wohnbaus zurückblicken, im in-
ternationalen Vergleich ist der Bestand an 
Gemeinde- und Genossenschaftswohnun-
gen sehr hoch. Jedoch gibt es zwei Heraus-
forderungen, einerseits die anwachsende 
Wiener Bevölkerung und andererseits die 
steigenden Bodenpreise. Diese bewegen sich 
mittlerweile zwischen 600 und 2000 Euro 
pro Quadratmeter, die Limits für den sozia-
len Wohnbau liegen jedoch bei 235 bis 300 
Euro. Damit wird die Finanzierung für den 
sozialen Wohnbau nahezu unmöglich. Um 
den geförderten Wohnbau in der Stadt si-
cherzustellen, braucht es daher neue leist-
bare Flächen, und eine Reform der Bauord-
nung muss sicherstellen, dass gemeinnützi-
ger Wohnbau weiterhin möglich ist. 

Geförderter Neubau allein reicht je-
doch nicht aus. Ausschließlich mehr An-
gebot an gefördertem Mietwohnungsneu-
bau kann das Problem nicht lösen. In Wien 
werden pro Jahr etwa 55.000 neue Mietver-
träge abgeschlossen, selbst die Wiederho-
lung der geförderten jährlichen Rekordneu-
bauleistung zwischen 1995 und 2000 wäre 
nicht einmal 20 Prozent dieses Wertes und 
bei weitem nicht ausreichend. Die Möglich-
keiten zur Preisdämpfung muss man da-
her auch und vor allem im Wohnungsbe-
stand suchen.

Ein Trend ist eindeutig: 70 Prozent der 
in Wien pro Jahr etwa 55.000 neuen Miet-
verträge werden im privaten Mietwoh-
nungssegment abgeschlossen, in dem die 
Hauptmieten in den letzten Jahren um ein 
Vielfaches der Inflation stiegen. Vermieten-
de verlangen bei Neuvermietungen oder bei 

a n a l y s e :  K a t h a r i n a  h a m m e r  

u n d  W a l t e r  r o s i f K a

Verlängerungen befristeter Verträge einfach 
die am freien Markt erzielbaren Mieten. 
Diese sind bereits für Durchschnittshaus-
halte eine enorme finanzielle Belastung. 
Es braucht wirksame Regelungen, die zu 
Preissenkungen führen, das sind die Ab-
schaffung des Lagezuschlags, die Eindäm-
mung befristeter Mietverhältnisse und kla-
re Mietzinsobergrenzen.

Was sagen die Privaten dazu? Die hohen Mie-
ten oder die Forderung nach Abschaffung 
jeglicher Mietenbegrenzung werden von der 
privaten Immobilienwirtschaft gerne damit 
gerechtfertigt, dass „die Privaten“ keine 
Steuervorteile hätten und keine Förderun-
gen bekämen. Das ist falsch. Viele Sanie-
rungs- und Neubauprojekte privater Eigen-
tümer oder Bauträger wurden und werden 
direkt aus den Mitteln der Wohnbauförde-
rung unterstützt. 

Seit Beginn der sanften Stadterneuerung 
wurden etwa in Wien mehr als 2,5 Mil-
liarden Euro Sanierungsförderung an pri-
vate Vermietende gewährt, oft handelte es 
sich dabei sogar um nicht rückzahlbare Zu-
schüsse. Dazu kommt die indirekte Förde-
rung der Immobilieneigentümer durch die 
öffentliche Hand und damit letztlich durch 
alle, die Steuer zahlen. 

Der Wert von Immobilien und ihre Wert-
steigerungen resultieren nämlich oft nicht 
aus der eigenen Leistung derer, denen sie 
gehören, sondern aus den Investitionen und 
Entscheidungen der Allgemeinheit. Woh-
nungen können zumeist nur dort lukrativ 
vermietet werden, wo die öffentliche Hand 
für die Infrastruktur wie gut ausgebauten 
öffentlichen Verkehr, qualitativ hochwerti-
ge öffentliche Räume, Bildungseinrichtun-
gen, die Aufrechterhaltung von Arbeitsplät-
zen und den sozialen Frieden sorgt.

Wien steht im internationalen Vergleich zwar 
noch relativ gut da. Trotzdem sind Prozesse 
der Aushöhlung des leistbaren Wohnens in 
der Stadt sichtbar. Wenn Mieten stärker als 
das allgemeine Preisniveau steigen, hat dies 
zudem negative Effekte auf den Konsum – 
und somit auf Wachstum und Beschäfti-
gung. Überproportionale Steigerungen der 
Mieten bedeuten auch verstärkte Ausgaben 
für die Wohnbeihilfen, also Belastungen für 
die öffentliche Hand zum Nachteil des Ge-
meinwohls. Diese Steuereinnahmen fehlen 
der Allgemeinheit dann an anderer Stelle, 
etwa für den Bau von Schulen und Spitälern 
sowie die Finanzierung des Pflegesystems. 

In Österreich sind Mietrecht, Wohn-
bauförderung und der gemeinnützige Sek-
tor Instrumente aktiver Wohnungspolitik. 
Die Versorgung der Bevölkerung mit quali-
tativ hochwertigem Wohnraum zu leistba-
ren Preisen kann nicht über den privaten 
Markt erreicht werden, das kann nur eine 
sozialstaatliche Wohnpolitik. 

Daher müssen öffentliche und gemein-
nützige Bautätigkeit gestärkt werden, gleich-
zeitig braucht das Mietrechtsgesetz deutli-
che Regeln zur Begrenzung der Auswüch-
se des Marktes. Wohnen muss, im Kon-
text von Leistbarkeit, hoher Lebensqualität, 
Gemeinnützigkeit und sozialer Durchmi-
schung, Teil der öffentlichen Daseinsvor-
sorge sein. Dieses Prinzip gilt es zu erhal-
ten und international zu etablieren. F

2,5 
milliarden.
Seit etwa 40 Jahren 
wurden in Wien mehr 
als 2,5 Mrd. Euro an 
Sanierungszuschüssen 
an die Privatwirtschaft 
vergeben

55.000  
neue mietverträge 
werden pro Jahr in 
Wien abgeschlossen

70 
Prozent 
dieser jährlich neu 
abgeschlossenen 
Mietverträge werden 
im privaten Segment 
abgeschlossen

im privaten segment stiegen die mietpreise zwischen 2006 und 2016 
um 30 Prozent; die Verbraucherpreise aber nur um 14 Prozent

Leistbarer 
Wohnraum  
in der 
Großstadt – ein 
Luxus?
mit seiner tradition öffentlichen Wohnbaus 
ist Wien durch das Wachstum der Bevölkerung 
und steigende Bodenpreise gefordert
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F r a g e n :  

a r m i n  T h u r n h e r

F
ranz Schuh ist wieder einmal auf Kur. 
Aber das Thema interessiert ihn, also 
macht sich der Gespächspartner auf 

nach Schärding. Auf einer Terrasse über 
dem Inn rücken beide dem amorphen Be-
griff der Mitte zu Leibe. Es wäre nicht 
Franz Schuh, wenn nicht nur Politik, son-
dern auch Literatur, Philosophie und TV 
eine Rolle spielen würden.

Falter: Niemand weiß genau, was die Mitte 
ist. Ich habe den Eindruck, jeder definiert sie 
so, wie er will. Sie ist riesengroß und jeder 
fühlt sich ihr zugehörig. Sie sicher. Ich auch. 
Was also ist die Mitte der Gesellschaft?
Franz Schuh: Zunächst einmal ist sie – und 
das ist absolut nicht meine Stärke – im 
Ernst ein historischer Begriff. In verschiede-
nen Gesellschaften ist immer etwas anderes 
die Mitte. Die Vorstellung einer gleichblei-
benden Mitte würde eine Starrheit simulie-
ren, die historische Veränderung gar nicht 
möglich machen würde. Wenn man sehr ab-
strakt an die Sache geht, ist die Mitte ein 
Ort zwischen Extremen. Diese Definition 
bedeutet einfach, dass, was man unter ext-
rem versteht, immer von dem abhängig ist, 
was sich als Mitte geriert. Und umgekehrt: 
Was sich als Mitte geriert, wird immer von 
den Extremen in gewisser Weise sogar be-
dient. Soziologen haben das herausgefun-
den, Historiker erst recht: Es gibt eine Ge-
sellschaft ohne Mitte. Das ist die Weimarer 
Republik gewesen. Eine Gesellschaft – das 
hat Herfried Münkler sehr schön heraus-
gearbeitet –, in  der die Extreme unmittel-
bar gegeneinanderstanden und in der es, 
nicht zu vergessen, auch von der ästheti-
schen Avantgarde her eine permanente Kri-
tik an der Mitte gab. Alles, was sich als 
Mitte hätte einfügen wollen, ist stigmati-
siert und tabuisiert worden. Nicht nur von 
den Extremisten, sondern auch von den äs-
thetischen Avantgarden.

Gemeint waren die sogenannten 
Kleinbürger. Der kleine Mann. Die Kritik, 
die von Wilhelm Reich bis Kurt Tucholsky 
an dem Spießertum der Mitte, an diesem 
unauffälligen Durchschnitt, geübt wurde, 
aus dem dann doch das Böse kam. 
Schuh:  Die These vom Bösen, das aus der 
Mitte kommt, ist meiner Meinung nach kei-
ne Ideologie, die man relativieren könnte. 
Es gibt in der Tat einen Extremismus der 
Mitte. Der sogenannte Extremismus der 
Mitte bezeugt wiederum, wie schwierig 
dieser Begriff eigentlich handhabbar ist. Es 
besteht die Möglichkeit, dass Gesellschaf-
ten, die von einer Mitte zusammengehalten 
werden, plötzlich von der Mitte her extre-
mistisch werden. Es gibt eine Regel in der 
Gruppendynamik, die lautet, dass die Mitte 
einer Gruppe immer in die Richtung der – 
sagen wir mal – propagandistisch schmerz-
haften Radikalen geht.

Dieser Grat ist ja dann oft schmal. Wenn 
man etwa daran denkt, wie knapp es 
beim New Deal war, dass Amerika nicht 
in den Faschismus gekippt ist. Ich habe 
es als faszinierend gefunden, an welch 
kleinen historischen Zufälligkeiten 
es hängt, dass dann plötzlich wieder 
eine Mitte da ist, die groß wird, 
wie in der Sozialdemokratisierung 
durch den New Deal. 
Schuh:  Die Utopie von sogenannten De-
mokratien besteht ja darin, dass sie sowohl 
Partizipation als auch Wohlfahrt erzeugen 
und erregen können. Und es gibt, was die 
Demokratie betrifft, gewisse wirtschaftliche 
Voraussetzungen, die nur in der Demokra- Fortsetzung nächste Seite 

„Perverse 
Halbidioten 

wie wir“
ein gespräch mit dem essayisten  
Franz Schuh über die mitte in der 

Weimarer republik, bei angela merkel, 
Thomas Bernhard, im gemeindebau  

und im Fernsehen

Franz Schuh erforscht die Facetten des Begriffs der mitte auf 
skeptische und immer überraschende art und Weise

Sie haben zuvor Demokratie und 
Liberalismus mit der Fähigkeit verknüpft, 
einen gewissen Wohlstand und damit die 
Bedingungen für Freiheit zu schaffen. 
In China haben wir Kapitalismus 
ohne Liberalismus und ohne Freiheiten 
und trotzdem wird dort Wohlstand 
geschaffen und auch eine Mitte der 
Gesellschaft, die offensichtlich wächst. 
Ich verstehe nicht viel von China, aber 
der Unterschied ist offensichtlich. 
Schuh:  Dieser Frage sitz ich achselzuckend 
gegenüber, denn wir kennen nicht den un-
geheuren Preis dieser Wohlfahrt. Auch im 
„Kapitalismus“. Das ist ein viel komplexe-
res System, als es das bloße Wort Kapita-
lismus besagt – auch im Kapitalismus wird 
die Natur geschändet. Beim Streit um den 
Klimawandel, den wir jetzt sichtlich haben, 
sagt ein Führer des sogenannten Westens 
einfach, Klimawandel ist eine Ideologie von 
Leuten, die uns einerseits politisch korrekt 
das Gendern beibringen und auf der ande-
ren Seite unsere industriellen Stärken ver-
hindern wollen. Aber in China darf man 
diese Diskussion nicht einmal führen, da 
ist man unmittelbar von dieser „Wohlfahrt“ 
betroffen. Die wunderbaren Bilder von Pe-
king im Smog … 

Die Diskussion darf man nicht führen, 
aber wenn die Partei zur Einsicht kommt, 
dass doch Umweltprobleme bestehen, 
dann wird Umweltschutz verordnet und 
bald wird Peking saubere Luft haben.
Schuh:  Meine sinologischen Kenntnisse be-
schränken sich auf Canettis Roman „Die 
Blendung“, wo ein Sinologe die Hauptrol-
le spielt. Aber ich würde sagen, man kann 
es gar nicht vergleichen, weil der sogenann-
te Westen oder das Amerika des New Deal 
gesellschaftlich ausdifferenziert ist. Also da 
gibt es unendlich viele Interessen, die ins-
titutionell verankert sind und die auf eine 
Weise ausgeglichen werden, damit nichts 
in die Extreme umkippt. Gesellschaften, die 
eine Neigung zum Kollektiv haben und die 
das Kollektiv fördern, die also auch als Ein-
parteiensystem gut überleben können, sind 
mit diesem Übel der vielen Parteilichkeiten 
nicht in demselben Maße vertraut. Der be-
rühmte Herr Hitler hat eine Rede gehalten, 
die man immer wieder sieht – als ob bei den 
Fernsehleuten eine Lust genau am Zeigen 
dessen bestünde – und wo er sagt: Wir sind 
nicht tolerant, wir wollen alle Parteien hin-
ausjagen. Der Liberalismus ist natürlich ein 
Resultat dieser vielen Fraktionen, in der die 
Gesellschaft sich zeigt und mit deren Hilfe 
etwas steuerbar ist. Dieses Steuerungssys-
tem heißt Parlamentarismus, und die po-
litische Rechte hat den Parlamentarismus 
gehasst. Warum? Weil bei ihm eben diese 
Ausgleichsprozesse wesentlich sind.

Sie haben eingangs gesagt, der Weimarer 
Republik hat die Mitte gefehlt und die 
Klasseninteressen, organisiert wie immer, 
sind da direkt aufeinandergeprallt. Das hat 
man ja nach 1945 zu vermeiden versucht, 
das hat auch die Sozialdemokratie in 
gewisser Weise zu vermeiden versucht. In 
Ihrem Buch „Fortuna“ schreiben Sie über 
den Wiener Gemeindebau, und beschreiben 
genau, wie Elemente der Liberalisierung die 
solidarische Gemeinschaft im Gemeindebau 
auflösen, die aber offensichtlich ihrerseits 
wiederum eine Reaktion auf die totalitäre 
Gesellschaft davor war. Ich fand sehr 
schön, wie Sie das beschreiben, und 
auch, wie das Privateigentum, nicht 

tie möglich sind. Diese wirtschaftlichen Vo-
raussetzungen produzieren einen Liberalis-
mus, und wenn dieser Liberalismus gelingt, 
hat er, zumindest in der Rückschau betrach-
tet, die größte Möglichkeit, eine Mitte zu 
erzeugen. Das seltsame  Problem der DDR 
war, dass es eigentlich eine sehr starke ge-
sellschaftliche Mitte gab, die aber auf der 
Grundlage des Gründungsmythos dieses 
Staates revolutionär hat sein müssen. Man 
musste etablierten Spießern einreden, dass 
sie die Avantgarde der Revolution seien, und 
gleichzeitig durfte man sie nur zum Schein 
partizipieren lassen; sie mussten als revo-
lutionäre Avantgarde auftreten, damit sie 
dazugehören, von den  öffentlichen Stellen 
als dazugehörig eingestuft werden können. 
Das hat komische  Effekte geschaffen, nicht 
 zuletzt bei den Führern. Wenn man die Füh-
rer des New Deal und jene der kommunis-
tischen Epoche ansieht, sieht man Format-
unterschiede, die beachtlich sind. 
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an Produktionsmitteln, sondern an 
Gegenständen, diese Gemeinschaft auflöst. 
Ist also der Liberalismus an die Stelle 
dessen getreten, was da war? Und konnte 
man unter Mitte so eine solidarische 
Gesellschaft oder Teilgesellschaft verstehen, 
wie es sie in Wien im Gemeindebau gab? 
Schuh: Ja, ich glaube an etwas, was die So-
ziologen als feststehend bezeichnen: Es 
ist eine Differenz zwischen der politischen 
Mitte und zwischen dem, was man etwa in 
der aristotelischen Tugendlehre als Mitte 
bezeichnet. In der Tugendlehre ist es relativ 
klar. Tapferkeit ist eine Tugend. Aber wenn 
du nicht klug genug bist, wird dir die Tap-
ferkeit ständig auf den Kopf fallen oder zu 
Kopf steigen. Bei Shakespeare gibt es eine 
Figur namens Hotspur. Dieser Hitzkopf ist 
zwar tapfer, aber er hat keine Klugheit. Und 
die politische Mitte ist sozusagen etwas, 
was sich einpendelt im Ausgleich der öko-
nomischen und der poli tischen Partizipa-
tionsinteressen, aber man muss wohl auch 
sagen: der Desinteressen. Also des freiwilli-
gen Verzichts auf die Partizipationsangebo-
te – und das ist das Phänomen des Wutbür-
gers. Der Wutbürger begeht den Verzicht 
und dann beschwert er sich, dass er nicht 
partizipieren kann. Aber zu partizipieren ist 
eine Anstrengung. Da muss er sozusagen 
die Utopie der Mitte, nämlich die absolute 
Geborgenheit, durch Praxis verlassen. 

Sie beschreiben auch, wie im Gemeindebau 
das zusammenhaltende Gefühl weniger 
eine politische Geborgenheit als die 
Geborgenheit vor der Arbeitslosigkeit 
und vor der Angst des Abstiegs 
und des Ausgesetztseins war. 
Schuh: Auch vor den Reminiszenzen der 
Arbeitslosigkeit. Ich zitiere immer wieder 
Kreisky, bei dem ich in einem Interview 
den Eindruck hatte, dass er einen absolu-
ten Horror vor Arbeitslosigkeit hatte. Das 
war keine Attitüde. Arbeitslosigkeit war sei-
ne zentrale Vorstellung vom Ende aller Hu-
manität, aller gesellschaftlichen Humanität. 
Wenn Leute ausgegrenzt sind oder, wie das 
früher hieß, „ausgesteuert“ sind, dann ist 
eine Gesellschaft höchst gefährdet, was alle 
liberalen Werte und Möglichkeiten betrifft. 
Und was diese Entwicklungen betrifft, etwa 
in den Gemeindebauten, liegt hier ein klas-
sisches Problem vor: Nämlich, dass man 
einerseits etwas gewinnt durch die Ent-
wicklung, also – sagen wir es ironisch – 
den Besitz an Gegenständen, der einem et-
was bedeutet, Konsumerismus, und ande-
rerseits etwas verliert. Man verliert etwas, 
das man irgendwann einmal als Verlust gar 
nicht mehr kennt oder erkennt. Man ver-
liert eine Art von Solidarität, die dann auch 
– und das ist meine etwas idealisierende 
Perspektive – wertlos wird. Sie wird dann 
auch für die Zukunft wertlos. Und jetzt 
habe ich ohne Absicht, aber unwillkürlich 
die Geschichte der Entwicklung der Sozi-
aldemokratie in ein fachen, märchenhaften 
Zügen erzählt.

Die Sozialdemokratie lebt ja in einer 
mehrfachen Scheinwelt, ganz offenbar, weil 
sie sich ja dauernd auf Dinge bezieht, die 
ihren Wert verloren haben, andererseits 
aber Dinge materiell vertritt – ich denke 
an die Wiener Gemeindebauten, die ja in 
öffentlichem Besitz sind –, die sie nicht 
argumentiert. Bei denen sie den Leuten, 
die darin wohnen, gar nicht erklären 
kann, was sie bedeuten und wie sie 
davon profitieren. Fantastisch, oder? F
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Schuh:  Es gibt Gruppen, aber auch Insassen 
von Gemeindebauten, die davon schwär-
men, die Wohnungen kaufen zu können. 

Geht es uns zu gut für eine solidarische 
Gesellschaft? Geht es den Leuten zu gut?
Schuh:  Nein, ich glaube, das Potenzial an 
Solidarität ist unter Menschen immer das-
selbe, Gesellschaft hin oder her. Oder fast 
immer. Die Unterschiede sind nur: Kann 
man mit Solidarität etwas erreichen oder 
kann man mehr erreichen, wenn man sich 
unsolidarisch verhält. Diese Auseinander-
setzungen existieren ja spürbar, und die 
soziologische Formel dafür ist der Streit 
zwischen Gesinnungsethik und sogenann-
ter Verantwortungsethik. Wobei man sagen 
muss: Max Weber hat die Gesinnungsethik 
verachtet, auch wenn das in seinem Text so 
nicht drinsteht. 

Außerdem hat er ja bestritten, dass eine 
davon in unvermischter Form vorkommt. 
Schuh:  Stimmt schon, in reiner Form gibt 
es nur in der Rhetorik der Konflikte so etwas 
wie Gesinnungs- und Verantwortungsethik. 
Aber diese Rhetorik der Konflikte gibt es. 
Man muss sich mal Frau Merkel anhören, 
wenn sie 2015 erklärt. Und dann muss man 
dazu die Leserbriefe der Kronen Zeitung lesen, 
dass eben Frau Merkel gegen jede Verantwor-
tung uns mit einer Flutwelle aus der Fremde 
eingetunkt hat. Da hat man diese Gegensätze 
in Reinkultur. Wobei, natürlich, wenn man 
Verantwortungsethik genau betrachtet, der 
Leserbriefschreiber in der Kronen Zeitung Le-
ser schlechthin unethisch ist, aber das ist die 
Behauptung eines Gesinnungsethikers! Das 
kann man denen nicht klarmachen!

Ganz abgesehen davon, dass Angela Merkel 
für sich natürlich auch Verantwortungsethik 
in Anspruch nimmt, indem sie sagt, 
wir verhalten uns nicht nur humanitär, 
sondern wir lösen auch Probleme.
Schuh:  Ja, das ist wirklich ein komplexes 
Verhalten. Wer Gesinnungsethik pfle gte, 

war Helmut Kohl, als er sagte, ich sage 
nicht, von wem die Parteispenden kommen, 
denn ich habe mein Wort gegeben. Da hat 
man einen klassischen Fall der Perversion 
einer Gesinnungsethik. Alle Ethiken kön-
nen sich pervertieren. Hier sind wir wieder 
beim Begriff der Mitte. Man muss eine Mit-
te finden, will man nicht auf einer extremen 
Seite die ganze Chose pervertieren.

Außerdem ist die Mitte vielleicht leichter zu 
finden, als eine abstrakte Verhaltensregel 
zu definieren, wie es Kant versucht hat. 
Bei Aristoteles geht die Mitte auch nicht 
immer auf. Es gibt Tugenden, zu denen 
es keinen richtigen Gegensatz gibt. 
Schuh:  Bei der aristotelischen Vermittlung 
spielt ja die Glücksfrage eine Rolle, das 
Glück liegt sozusagen in der Mitte. Mein 
Hauptargument dagegen ist, dass das den 
Exzess ausgrenzt und der Exzess nun ein-
mal eine Glücksquelle ist. Und zwar so sehr, 
dass der dem Exzess Hingegebene sich gar 
nicht darum kümmert, was die Folgen des 
Exzesses sind. Das heißt, der exzessiv Le-
bende hat einen Moment, wo er nicht von 
der Sorge diskriminiert wird. Während 
es sich bei diesen mittigen Verhalten im-
mer auch um eine Reflexion, also um eine 
Spiegelung von Sorge handeln. Das kann, 
wenn es extrem wird, irgendwie schlecht 
ausgehen.

Mich wundert nicht, dass Sie die 
Tugendlehre verteidigen, denn die 
höchste Glückseligkeit ist Aristoteles 
zufolge die Theorie, die Anschauung, 
also Ihr Beruf. Insofern ist eine gewisse 
Sympathie nicht unwahrscheinlich, 
obwohl Sie sich nicht als Aristoteliker 
definieren würden, nehme ich an.
Schuh:  Was die Ethik betrifft, bin ich ein 
Kantianer. Obwohl es völlig irrelevant ist, 
was ich bin. Ich finde den Kategorischen 
Imperativ rein sprachlich genial. Das ist 
eine geniale Denkoperation und es ist auch 
eine Operation, die den Anderen als grund-

In seinem Buch 
„Fortuna. Aus 
dem Magazin des 
Glücks“ setzt sich 
Franz Schuh auch 
mit der Utopie des 
Gemeindebaus 
auseinander

Amerikanische 
TV-Serie „The 
Middle“: Der Witz 
ist ausgetrieben, 
es herrscht die 
totale Mediokratie
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sätzlichen Teilhaber des eigenen ethischen 
Verhaltens definiert. Das ist, glaube ich, 
eine ganz gewichtige Sache, dass in allen 
Maximen, die man so aufstellt, die Inter-
aktionen mitberücksichtigt werden müssen. 
Weil sonst stehst mit deiner Ideologie allein 
da. Das willst du zwar, aber das ist prak-
tisch nicht durchsetzbar! (Lacht.) Gelingt 
nicht einmal Trump! 

Die vorher beschriebene Liberalisierung 
hat auch Klassen aufgelöst, zumindest 
hat man das eine Zeit lang gedacht. Aber 
mittlerweile gibt es Soziologen wie Oliver 
Nachtwey, die – mit gutem Recht, meine 
ich – wieder von einer Rückkehr des 
Klassenbegriffs sprechen, davon, dass so 
etwas wie eine reaktionäre Modernisierung 
denkbar ist, sichtbar in den Wutbürgern, 
die wir vorher auch besprochen haben. 
Halten Sie das für denkbar? Oder ist 
die Mitte noch immer so groß und so 
mächtig, dass sie die Extreme kleinhält? 
Schuh: Dass es so schwierig ist, die Mitte 
zu definieren, hängt damit zusammen, dass 
es ein Begriff ist, der einerseits deskriptiv 
verwendet wird und andererseits aber nor-
mativ-wertend eingesetzt wird. Das macht 
es verdammt schwer, den Begriff irgendwie 
aufrechtzuerhalten. Und ich glaube, dass 
der Begriff der Mitte eine Utopie ist. Ich 
habe ein bisschen ein pessimistisches Welt-
bild im Sinne Schopenhauers und ich sehe, 
dass das Leben eigentlich ein sich selbst 
aufzehrender Existenzkampf ist. Und in 
so einem sich selbst aufzehrenden Exis-
tenzkampf muss man sich irgendwo hal-
ten. Wenn links die Stromschnellen toben 
und rechts die Stromschnellen toben, kann 
man vielleicht in der Mitte schwimmen. Da 
ist ein anderer Begriff der Mitte relevant, 
und zwar jener der Mediokrität. Die Strom-
schnellen haben etwas Dramatisches. Mit-
te ist auch immer eine Utopie, und es ist 
eine liberale Utopie, nämlich: Wenn du dich 
anständig verhältst in diesen Systemen und 
nicht auf die Schnellen schaust und Leis-

tung bringst, kommst du durch. Im Kurier 
gibt es eine eigene angestellte Redakteurin, 
die Leistung und den Abfall vom Leistungs-
gedanken bespricht, weil man sich davon 
eine Mitte erhofft. Ebenso erhofft sich der 
Steuerstaat nicht nur eine Mitte, sondern er 
beutet sie gnadenlos aus. Ich rede von mir. 
Denn, damit die Welt das erfährt: Ich bin 
als Unternehmer eingestuft und bin bei der 
SVA versichert, egal, wo ich sonst noch ver-
sichert bin. Bei der SVA bin ich extra versi-
chert. Also die Mitte ist ein einerseits etwas 
unendlich Auspressbares, auf der anderen 
Seite auch ein Zufluchtsort, wo sozusagen 
der Mainstream im Existenzkampf durch-
schwimmen will. 

Alexander Kluge zitiert dazu Friedrich von 
Logaus berühmten Spruch „In Gefahr und 
großer Not bringt der Mittelweg den Tod“.
Schuh:  Ja, das ist eines der berühmtesten 
Zitate. Nach meiner Interpretation richtet 
es sich nicht gegen die Mitte, sondern ist 
skeptisch gegenüber der Mitte-Ideologie. 
Logau hat das in Erinnerung an den Drei-
ßigjährigen Krieg geschrieben, wo du in die 
Scheißlage kommen konntest – Brecht hat 
sich auch mit dieser Frage herumgespielt 
–, zwischen den Fronten einen Mittelweg 
zu suchen. 

Dann schon lieber Partei!
Schuh:  Sozusagen. Die Mutter Courage ver-
sucht, durch Liberalismus der Parteilichkeit 
auszuweichen. Ich mach meine Geschäfte, 
sagt die Mutter Courage und verliert auf 
diesem Weg alles, aber sie geht weiter ih-
ren Weg. Das spricht die Zerstörungskräf-
te des Liberalismus an. Es ist ja die Auf-
gabe des Marxismus, den Liberalismus zu 
düpieren. 

Leider düpiert der Liberalismus uns! Die 
Marxistin Nancy Fraser sagt, dass durch 
die Zugewinne an individueller Freiheit 
in der 68er-Bewegung, Frauenbewegung, 
Schwulenbewegung usw. eine 

Amerikanische 
TV-Serie „Roseanne“: 
Hier herrschte  
noch Skepsis, dem 
Dargestellten 
gegenüber

Individualisierung mitbefördert wurde, 
die in diesem schönen Individualismus 
gleich alle Interessen von Gruppen 
oder der Linken aufgelöst hat.
Schuh:  Das ist im Grunde das, was ich vor-
hin abstrakt, maximenhaft behauptet habe. 
Alles, was gewonnen wird, ist gleichzeitig 
ein Verlust. Und es kann Entwicklungen 
geben, wo der Gewinn gänzlich neben dem 
Verlust verblasst. Aber diese Individualisie-
rungen können auch Lebensmöglichkeiten, 
Selbstreflexionen und Selbstbestimmungs-
möglichkeiten ergeben, die etwa im Sinne 
der Glücksmöglichkeiten einem religiösen 
Weltbild bei weitem überlegen sind. Ob-
wohl natürlich der Verlust sehr groß ist. 
Wenn ich nämlich immer alles selber tue 
und nicht den Herrgott walten lassen kann, 
fällt vieles auf mich zurück.

Anstrengend.
Schuh:  Ja, es ist anstrengend. Ein Existenz-
kampf. Und es gibt in unseren Gesellschaf-
ten Vorstellungen, diesen Existenzkampf 
aufzuheben in sowohl eine religiöse Vor-
stellung davon als auch eine politische, die 
Vorstellung einer solidarischen Gesellschaft, 
wo das Privateigentum ebenso verschwindet 
wie der Staat. Das ist aber im Augenblick 
eine raue, eine ziemlich unbehauene Uto-
pie, denn derzeit haben wir die Wiederkehr 
des Nationalismus, also eines Eigensinns, 
der Leuten – ob sie es wissen oder nicht – 
unendlich viel Kraft kosten wird. 

Aber auf der anderen Seite gibt es doch 
wieder Momente – Bernie Sanders in den 
USA –, wo ein linker Populismus – wie 
plump auch immer – eine unverhoffte 
Resonanz auch bei Gruppen hat, wo man 
nicht damit gerechnet hätte. Auch bei 
Jungen. Ist so etwas noch einmal möglich? 
Schuh:  Das kann niemand beurteilen, und 
zwar deshalb, weil niemand wissen kann, 
ob mit solchen Versuchen nicht bloß kom-
pensiert wird, was an – sagen wir mal – Ex-
tremismus der Mitte droht oder schon vor-
handen ist. Oder ob das tatsächlich prakti-
sche Folgen haben kann; ob politisch prak-
tisch werden kann. Die amerikanischen 
Verhältnisse sind natürlich schon entmu-
tigend. Denn wenn Leute, um das Estab-
lishment zu bestrafen, einen der radikals-
ten Führer dieses Establishments – der ist 
so radikal, dass er es jetzt parodiert – für 
ihre Zukunft halten, dann scheint so etwas 
wie Bernie Sanders eher unwahrscheinlich, 
aber es bleibt ihm eben die Möglichkeit, 
kompensatorisch Verhältnisse zu simulie-
ren, dass man die Realität besser aushält. 
Es gibt ja immer noch den Bernie Sanders. 
Aber man weiß es nicht. Es kann durchaus 
sein, dass die Leute wieder einmal so sau-
er sind von sich selbst, dass sie dann um-
schwenken, und dann führt der linke Popu-
lismus vor dem rechten. Aber das ist noch 
lange nicht so weit. 

Das hängt offenbar auch von personellen 
Zufälligkeiten ab. Das sozialdemokratische 
Personal von Drittem Weg, New 
Labour und wie sie alle heißen, hat 
sich ja ganz ordentlich diskreditiert 
und ist vom bürgerlichen Personal oft 
nur durch etwas weniger Moral zu 
unterscheiden; Bernie Sanders gehört 
zu den Ausnahmeerscheinungen, 
die aufgrund ihrer persönlichen 
Glaubwürdigkeit dann doch etwas reißen.
Schuh:  Das ist die alte Geschichte vom 
Buddha bei Nietzsche. Der Buddha hat 

Fortsetzung nächste Seite 

»
Mitte ist  
immer auch eine 
Utopie, und zwar 
eine liberale  
Utopie. Wenn 
du dich anstän-
dig verhältst und 
Leistung bringst, 
kommst du durch
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die Höhle längst schon verlassen, aber der 
Schatten des Buddhas ist noch in der Höh-
le. Das Edle an der Sozialdemokratie trägt 
heute die Uniform Doskozils und ist da-
mit eher anderswo als in dieser Welt. Es 
ist von uns gegangen, irgendwie. Aber es 
einzufordern halte ich für absolut sinnlos, 
weil – und das ist der große Triumph auch 
des Politroboters im Burgenland – die Leu-
te wollen das gar nicht. Während ich einer 
bin, der, als sie in der DDR geschrien ha-
ben, wir sind das Volk, schon gehört hat, 
wie sie das wieder schreien werden und es 
wird eine ganz andere Bedeutung haben als 
den Aufstand vor Herrscherthronen. So ist 
auch hier wiederum eine bekräftigende Tat-
sache für die neue Sozialdemokratie da. Die 
Leute wollen uns, und das ist die FPÖ, und 
das sind wir. Und in Oberösterreich sind es 
die Schwarzen, die es aber leichter haben, 
weil sie da an unterschwellige Traditionen 
ihrer selbst anschließen können, wenn sie 
mit der FPÖ koalieren. Den Ausdruck koa-
lieren müsste man psychoanalytisch verste-
hen. Da gibt es ja Lust- und Sterbebedürf-
nisse, die mit diesen Koalierungen zusam-
menhängen. Das wird natürlich alles ver-
leugnet und pragmatisch hingestellt, aber 
in Wahrheit ist Österreich schon auch das 
Bernhard’sche Punschkrapferl: Außen rot, 
innen braun und immer irgendwie betrun-
ken. Das ist eine polemische Maxime über 
das, was man beobachten kann und auch 
muss. Das Interessante an so jemandem 
wie Thomas Bernhard ist, dass er selbst 
nicht frei von dem war, was er kritisiert hat. 
Das ist eine große Kraft, wenn man mit 
dem, was man hasst, identifizierbar ist, und 
gleichzeitig das in sich hat, wogegen man 
auftrumpft. Man sieht, die Mitte ist eine 
wirklich schwierige Errungenschaft. 

Fallen Ihnen noch andere künstlerische 
Beispiele der Mitte ein?
Schuh:  Es gibt eine amerikanische Fern-
sehserie, die heißt „The Middle“. Als ich 
„The Middle“ zum ersten Mal gesehen 
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habe, dachte ich, das ist ja tausend Jahre 
alt. Das kommt aus der TV-Steinzeit. Al-
lerdings, ein bisschen kannte ich die Ac-
tors und dachte, die sehen aber ziemlich 
alt und ramponiert aus. Es stellte sich he-
raus: Es ist tatsächlich eine gegenwärtige 
Serie, und für die Frage der Mitte ist sie 
höchst interessant. Nicht nur des Titels 
wegen. Fernsehstücke funktionieren wie 
Werbung. Das heißt, sie steuern Verhalten, 
nachdem sie Verhalten studiert haben. Das 
haben uns ja die österreichischen Sozio-
logen von anno dazumal eingebrockt, mit 
ihrer Einstellungsforschung. „The Middle“ 
ist, wenn man nicht kulinarisch fernsieht, 
sondern soziologisch fernsieht, eine geni-
ale Selbstfeier und zugleich eine Offenba-
rung des Existenzkampfes von Menschen, 
die die Mitte beanspruchen. 

Worum geht es da genau? 
Schuh: Es geht logischerweise wie in je-
der ordentlichen Fernsehserie um Fami-
lie. Sogar in den ironischen Serien geht es 
um Familie, denken wir an „Eine schreck-
lich nette Familie“, die hat das Fernseh-
format total verarscht. In der Familie „The 
Middle“ geht es um Existenzkampf. Es geht 
um ein mittleres Einkommen und mittle-
re Denkweisen, aber ständig in der Antizi-
pation, wie schwierig das ist, das aufrecht-
zuerhalten. Das ist wahnsinnig geschickt 
gemacht, wenn man es soziologisch sieht. 
Rein künstlerisch ist es wirklich Mist. Die 
Familie hat drei Kinder. Der Kleine ist ir-
gendwie ein Genie, aber ein kommunikati-
ver Idiot. Die Tochter ist von einer gerade-
zu aufdringlichen Hässlichkeit, hat Zahn-
spangenprobleme, das ist sehr amerika-
nisch, und hängt ihre Zahnspange in die 
Kamera, sodass die eigentlich die Haupt-
rolle an ihrem Körper spielt. Und das drit-
te Kind ist ein Sohn, ist auf Laissez-faire 
gestellt. Die Mutter arbeitet, der Vater ar-
beitet. Was bei „Malcom“ eine Hetz war, 
wird hier im vollen Ernst präsentiert: Wie 
hart das ist, sich durchzubringen, und wie 

man dabei immer emotionale Schwierigkei-
ten hat. Die hässliche Tochter ist zum Glück 
auch etwas dumm, sie kann all ihre Nieder-
lagen, obwohl sie oft heult, wie nichts ver-
dauen. Das ist die wesentliche Lehre der 
Mitte: Uns kann man einihauen, aber ir-
gendwie stehen wir wieder auf. 

Aber wir müssen uns immer ein 
bisschen mehr bemühen.
Schuh: Und wir müssen Leistung bringen. 
Man kann auch sehr schön sehen, was Fa-
milien ausmacht. Historiker haben ja schon 
früh festgestellt, Familien sind gleichzeitig 
eine Arbeits- und eine Emotionalitätsge-
meinschaft. Liebe und Arbeit sollen in der 
Familie irgendwie zusammengehen.

Geht sich aber nicht aus.
Schuh: Na, das kann sich nicht ausgehen. 
Aber das wird nicht gezeigt. Sondern das 
kommt unmittelbar zum Ausdruck. In einer 
Folge arbeitet der Kleine irgendwie miss-
verständlich damit, dass die Eltern ihn ge-
haut haben. Jetzt sitzen die Eltern verzwei-
felt vor dem Jugendamt und werden von 
diesem kleinen Idioten erpresst, es geht um 
alle Kinder und hauptsächlich um die Exis-
tenz. Der innerfamiliäre Wahnsinn. Das Le-
ben als eine einzige Lebensaufgabe, die man 
Tag für Tag meistert. Das ist der Alltag und 
das ist „The Middle“.

Wie verhält sich „The Middle“ 
gegenüber früheren Familienserien?
Schuh: Die Entwicklung der Fernsehästhe-
tik ist interessant. Von „Roseanne“ ange-
fangen bis zur „Schrecklich netten Familie“ 
herrschte eine tiefe Skepsis dem Dargestell-
ten gegenüber. „Roseanne“ ist der unterste 
Mittelstand, und dann war da dieser gran-
diose Schauspieler John Goodman. Wie der 
den Proll hinlegt mit seiner Sprachlosigkeit 
und mit seiner Unfähigkeit, das Leben glän-
zend zu bestehen! Das ist so, wie wenn ei-
ner mit dem Auto fährt, ständig irgendwo 
anstreift und mit Müh und Not dann doch 
nach Hause kommt. Reden über das, was er 
so macht, kann er auch nicht. Aber er hat ein 
sogenanntes gutes Herz. Und in der Serie 
„The Middle“ sind all diese Motive, die es in 
den anderen Serien auch gibt, mediokrisiert. 
Hier haben wir die totale Mediokratie. 

Ist „The Middle“ witzig? 
Schuh: Nein. Es mag Leute geben, die über 
das eine oder andere lachen. Aber im We-
sentlichen geht es darum, eine Mitte zu zei-
gen, und dass man in der Mitte tatsächlich 
leben kann. Diese Mediokrität ist ja auch das 
Interessante an der „Barbara-Karlich-Show“. 
Genauso arbeitet die. Das ist für den Begriff 
der Mitte nicht uninteressant. In der „Barba-
ra Karlich Show“ werden immer Leute ge-
zeigt, die irgendwie Außenseiter sind. Ent-
weder haben sie furchtbare Tabus oder sexu-
elle Vorlieben oder sonst etwas Abweichen-
des – aber all dieses Außenseitertum wird 
gezeigt, voller Dankbarkeit, dass die Leute 
da sind, und es wird ihnen bescheinigt, sie 
gehören zur Mitte. Sie gehören dazu. In der 
Serie „The Middle“ feiert natürlich das ge-
heime Wissen fröhliche Urstände, dass die in 
der Mitte alle perverse Halbidioten sind … 

Also wie wir alle!
Schuh: Genau! Wie wir alle! Und dass sie 
zwar zur Mitte zählen, aber alles andere 
sind als eine stoisch ausgeglichene Partie. 

Um ein Wort von dir zu zitieren: 
Die Mitte n’existe pas.
Schuh: Ja!  F

Fortsetzung von Seite 46
„Barbara Karlich-
Show“: Außensei-
ter, denen immer 
bescheinigt wird, 
sie gehören zur 
Mitte

»
Als sie in der DDR 

„Wir sind das Volk“ 
schrien, habe ich 
schon gehört, dass 
sie das bald wie-
der schreien wer-
den und es eine an-
dere Bedeutung 
haben wird als 
den Aufstand vor 
Herrscherthronen 
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A uskunft über die Mitte erhält 
man zum Beispiel bei der be-

rühmten Sozialpsychologin Ma-
rie Jahoda, deren Untersuchung 
über die Arbeitslosen von Mari-
enthal zum soziologischen Ka-
non gehört. Pierre Bour dieu ver-
teidigt den Sozialstaat als das 
Beste, was es bisher unter Men-
schen gab. Wilhelm Heitmeyer 
hat durch das deutsche Wahler-
gebnis traurige Aktualität erlangt; 
er erforscht systematisch seit Jahr-

zehnten die Radikalisierung der Ge-
sellschaft. Die Philosophin Martha 

Nussbaum untersucht, welcher 
Voraussetzungen wir bedür-
fen, um ein gutes Leben füh-
ren zu können. Alle vier Den-
ker und Denkerinnen und ei-
nige mehr werden von Auto-
rinnen und Autoren vorgestellt, 
die mit dem Werk der Vorge-

stellten bestens vertraut sind. Ein 
Panorama zum Thema Mitte been-

det das Heft auf leichtere Weise.

S e i t e  5 0 – 6 3

IV
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F
ür Pierre Bourdieu gab es nichts Pro-
vokanteres als Wissenschaft, als Au-
tonomie und öffentliche Wahrheits-
findung. Immer geht es ihm um 

Menschen in Zwangssituationen, unten, 
oben, mittendrinnen. Den Sozialstaat erach-
tete er als Erzeugnis der Evolution, sozusa-
gen als das Beste, was es bisher unter Men-
schen gab. Entstanden durchaus aus Zu-
fällen, Glücksfällen, zugleich aber das Er-
gebnis unglaublicher, schrecklicher Kämpfe. 
Daher dürfe der Sozialstaat ja nicht von 
neuem dem Zufall preisgegeben werden. Ja 
nicht diesen furchtbaren Preis von neuem 
zahlen müssen, nämlich das Insgesamt der 
menschlichen Qual, seit es uns gibt. 

Kleine soziale Wunder, Kostbarkeiten – 
Bourdieu nannte die Menschengruppen, die 
für den Sozialstaat kämpfen, so, die Be-
wegungen, Hilfseinrichtungen, NGOs. Er 
meinte, gegenwärtig sei eine rechte Revo-
lution nach der anderen im Gange – eine 
permanente neoliberale Revolution, durch 
die der Staat mittels des Staates außer Kraft 
gesetzt werde. Die Linken und Alternativen 
seien aber immer zwei, drei, vier Revoluti-
onen hintennach. 

Unter anderem auf autonomie- und verant-
wortungsbewusste Wissenschaftlerinnen, 
Wissenschaftler, Künstlerinnen, Künstler 
und auf aufbegehrende Jugendliche hoff-
te Bourdieu nichtsdestotrotz, ebenso auf 
eine ältere, illusionslos betriebserfahrene 
Arbeitnehmerschaft. Vor allem freilich auf 
die Ausübenden der helfenden Berufe, die 
in Ausübung ihrer Berufspflicht von Rechts 
wegen sich durch nichts und niemanden 
von ihren Schutzbefohlenen trennen las-
sen und in der Folge Politikern und Wirt-
schaftsherren rechtzeitig, wirklich und ge-
meinsam Paroli bieten. Statt „Paroli bieten“ 
hat er „Gegenfeuer“ gesagt. Und statt „hel-
fende Berufe“ in etwa „die linke Hand des 
Staates“. „Wirklich“, „rechtzeitig“ und „ge-
meinsam“ waren Bourdieus Lieblingsadver-
bien. Statt „Sozialstaat“ sagte er auch „mit-
fühlender Staat“. Er war überzeugt, dass der 
Neoliberalismus blühende europäische Re-
gionen und Länder in Ghettos und in Ge-
biete nahezu wie nach einem Krieg verwan-
deln werde. Zeitbombenartig. 

Die Demokratie-, Solidaritäts-, Friedens-
methode des Konflikt- und Dissenstheore-
tikers Bourdieu ist praktiziert in der großen 
soziologischen Studie „Das Elend der Welt“ 
(1993). Da respektive durch es erzählen an-
geblich banale alltägliche Menschen wie – 
pardon – du und ich einander ihre angeb-
lich mehr oder weniger unwichtigen Leben, 
Wegwerfleben, und was sie fürchten, was sie 
sich wünschen, was ihnen wehtut. Hier er-
zählen Menschen, die einander ansonsten 
unbekannt, gleichgültig oder gar widerwär-
tig sind, einander ihr Leben. Indem sie ei-
nander angeblich Banales erzählen, das in 
Wahrheit lebenswichtig ist, entmachten sie 

Pierre 
Bourdieu Der 
französische 
Soziologe 
betrachtet den 
Sozialstaat als 
das Beste, was 
es bisher unter 
Menschen gab

Zur Person

Pierre Félix  
Bourdieu  
(1930–2002) 
wuchs in kleinbäuer-
lichen Verhältnissen 
auf, der Vater, auch 
Postbeamter, half 
Flüchtlingen aus 
Franco-Spanien. 
Studierte Philosophie, 
arbeitete kurz als Gym-
nasiallehrer. 1955 bis 
1958 Militärdienst in 
Algerien. Mehrjährige 
Forschungsstelle an der 
Universität Algier. An 
der Sorbonne Assistent 
des konservativen 
Soziologen Raymond 
Aron. Von diesem 
gefördert, Bruch 
spätestens ab 1968. Ab 
1981 Gewerkschafts-
berater. Ab 1982 am 
Collège de France 
leitend zuständig für 
Kultur- und Erziehungs-
soziologie. War auch 
Berater des Staatsprä-
sidenten Mitterand in 
Bildungsfragen 

Stück für Stück diejenigen Wirtschaftsher-
ren und politischen Machthaber, von denen 
sie beruflich und alltäglich in ihre jeweiligen 
Lebenssituationen, Konflikte und Kämpfe, 
ins Ohne- und Gegeneinander gezwungen 
werden. In Bourdieus Augen ist das Berufs-
geheimnis das größte Problem. Für Bour-
dieu war Schicksal jedenfalls nur Gewalt 
und Willkür und der Sozialstaat gedacht als 
das Gegenteil davon. Dass man sich weder 
ein- noch aussperren lassen darf, sagte er 
auch. Und dass man öffentlich eben ja über 
das reden solle, worüber üblicherweise nicht 
geredet wird. Und immer mehr, immer mehr 
Menschen sollten das so machen. Und im-
mer mehr reden. Über ihre wirklichen Pro-
bleme. Die Menschen in „Das Elend der 
Welt“ reden übrigens – man schaue bit-
te selber nach – sehr wohl auch genau da-
von, was ihnen hilft und das Leben leich-
ter macht. Was das ist und wäre.

Der Linke Bourdieu hat sich als Kantianer ver-
standen: Kant frage nach der Bedingung der 
Möglichkeit, er als Soziologe hingegen nach 
den sozialen Bedingungen. Also danach, 
was wann wo wie warum möglich war, ist, 
wird. Ausdrücklich versuchte Bourdieu Ma-
chiavelli und Kant zusammenzudenken. In 
puncto Frieden zum Beispiel oder Demo-
kratie oder Wissenschaft. Ausdrücklich auch 
verstand just der Linke Bourdieu seine ei-
gene wissenschaftliche Arbeit als der Max 
Webers zutiefst verpflichtet und engst ver-
bunden, sowohl in der Empirie als auch im 
Engagement. Bourdieus eigener Grundsatz 
verstehender Soziologie lautete: „Nicht be-
mitleiden, nicht auslachen, nicht verab-
scheuen, sondern verstehen.“

Bourdieu gilt als der weltweit am häu-
figsten zitierte Menschen- und Wirklich-
keitswissenschaftler. Weitgehend ungenutzt 
sind jedoch nach wie vor seine Studien zu 
Algerien in den 1950ern und -60ern, die 
aber in jeder Hinsicht als grundlegend für 
sein Gesamtwerk gelten und sich mit dem 
Krieg, den gigantischen Zwangsvertreibun-
gen, dem uns fremd gewordenen vorkapita-
listischen Verständnis von Geld, Zeit, Ar-
beit, Ehre, Gegenseitigkeit und Gemein-
schaft auseinandersetzen; mit dem Kas-
tenwesen der Europäer und mit deren 
Kolonialismus. Auch hat Bourdieu sich be-
reits jahrzehntelang vor dem 11. Septem-
ber für die Lebens- und Machtverhältnisse 
in Afghanistan kontinuierlich interessiert. 
Für seine Stellungnahme zu den terroristi-
schen und extremistischen Entwicklungen 
wurde er heftig kritisiert, ohne dass man 
sich mit seinen sozial- und kolonialpsycho-
logischen Überlegungen auch nur im Ent-
ferntesten auseinandergesetzt hätte. Prin-
zipiell reicht überhaupt die Kritik an Bour-
dieus Werken und Wirken insgesamt vom 
Vorwurf, er sei ein zweiter Lenin, bis dazu, 
er sei wie Popper. So verschieden also sind 
Gusto und Ohrfeigen.

P o r t r ä t :  

E g o n  C h r i S t i a n 

L E i t n E r

i L L U S t r a t i o n :  

P . M .  h o F F M a n n

Bourdieu war davon überzeugt, dass man 
die Folgekosten des neoliberalen Sozialab-
baus rechnerisch einschätzen könne und 
diese ja rechtzeitig publik machen soll: 
das Ausmaß der bevorstehenden Katast-
rophe. In Bourdieus Verlagsreihe „Raisons 
d’agir“, die eine Art von alternativer, leicht 
zugänglicher Volksenzyklopädie war, wurde 
zur rechtzeitigen Regulierung der Finanz-
märkte, Einführung einer Börsenspekulati-
ons- bzw. Finanztransaktionssteuer sowie 
zum Schutz des Pensionssystems vor ei-
nem Bankencrash das Attac-Buch „Tobin 
or not Tobin“ (in Anspielung auf „to be 
or not to be“) herausgegeben. Ebenso eine 
Streitschrift gegen die von den Neolibera-
len in hohem Maße erwünschte, weil an-
geblich dem Marktgleichgewicht dienende 
Arbeitslosigkeit.

Fast alltäglich gewordene Begriffe und 
Fügungen wie Habitus, soziales Kapital, 
kulturelles Kapital, Bildungskapital, Feld, 
feine Unterschiede stammen bekanntlich in 
hohem Maße von Bourdieu. Verharmlosend 
wie der inzwischen übliche Gebrauch sind 
sie bei ihm nicht. Habitus etwa sind Wahr-
nehmungs-, Denk- und Handlungsschema-
ta, quasi unsere Hirngrenzen, in die wir ein-
gesperrt sind. An unserem Habitus erkennt 
man also akkurat all das, was uns unmög-
lich ist und wovon wir ausgeschlossen sind. 
In „Die feinen Unterschiede“ (1979), wel-
che glänzenden Eingang in die Manage-
ment- und Reüssierungsratgeber gefun-
den haben, geht es eigentlich um den Ge-
schmack, den Menschen aber als Frage von 
wahr und falsch, Leben und Tod empfinden. 
Der Geschmack der anderen errege nämlich 
Ekel, Widerwillen, Widerstreben, Abscheu 
bis zum Erbrechen, werde als widernatür-
lich empfunden, sodass man bereit sei, zur 
Gewalt zu greifen, um den anderen nieder-
zuhalten und niederzumachen. Wie im Kas-
tenwesen. Und im Terror. 

Soziales Kapital ist genauso wenig Humanis-
mus wie der neoliberale Begriff Humanka-
pital, vielmehr laut Bourdieu eben nicht al-
lein „Beziehungsarbeit“ und „Vertrauenska-
pital“, sondern „Kreditwürdigkeit“ und „In-
stitutionalisierungsritual“. Das Feld bleibt 
ein Kampffeld, auch wenn es ein Gravita-
tions- oder Magnetfeld ist oder dem Spiel 
(z.B. mit dem Fußball) dient. Über unsere 
Freiheit hat Bourdieu gesagt, dass wir Men-
schen fliegen können, weil wir die Gesetze 
der Schwerkraft kennen. Und dass wir dazu 
neigen, unsere kollektiven Möglichkeiten zu 
unter-, unsere individuellen zu überschät-
zen. Oft auch sei das Beschwören von Indi-
vidualismus nur ein Beschuldigen der Op-
fer. Man solle sich selber ja nicht mit den 
Augen der Herrschenden sehen, warnte er. 
Über die Liebe hat Bourdieu übrigens auch 
geschrieben und warum die eine glückt, er-
laubt ist und zustande kommt und die an-
dere nie und nimmer. F

Pierre Bourdieu: Die Linken sind 
zwei, drei Revolutionen hintennach
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V
on Sozialwissenschaftlern ge-
schriebene Bücher werden selten 
verfilmt. In jungen Jahren ver-
fasste Werke machen in den So-

zialwissenschaften kaum jemand berühmt. 
Nur in wenigen Lebensläufen deutschspra-
chiger Wissenschaftlerinnen findet man ei-
nen mehrmonatigen Gefängnisaufenthalt 
als politischer Häftling verzeichnet. Wer 
vom österreichischen Ständestaat ausgebür-
gert wurde und sich der Verfolgung durch 
das nationalsozialistische Regime entzie-
hen konnte, trat in der Neuen Welt nach 
1945 kaum kritisch gegen dortige soziale 
Ungerechtigkeit und politische Freiheits-
beschränkung hervor. Selten entschlossen 
sich emigrierte Sozialwissenschaftlerinnen, 
nur wenige Jahre nachdem sie sich in ei-
ner neuen Kultur zurechtgefunden haben, 
diese wieder zu verlassen, und sehr weni-
ge, die das taten, konnten ihren beruflichen 
Erfolg in einem dritten Land wiederholen. 
Und wie oft gelingt es jemandem, über vie-
le Jahrzehnte hinweg mit seinen Veröffent-
lichungen Anerkennung und Resonanz zu 
finden und die Diskussion zu beeinflussen? 
Und, schließlich, wie oft passiert das alles 
einer Frau?

Auf Marie Jahoda treffen alle diese Merk-
male zu: Sie war 26 Jahre alt, als 1933 „Die 
Arbeitslosen von Marienthal“ erschien, und 
als 81-Jährige konnte sie sich den semi-
dokumentarischen Spielfilm „Einstweilen 
wird es Mittag“ – der Titel von Karin Bran-
dauers Film ist ein Zitat eines Marientha-
ler Arbeitslosen – in ihrem südenglischen 
Haus am Videorecorder ansehen. 29-jäh-
rig war ihr die österreichische Staatsbür-
gerschaft aberkannt worden. Mit 43 Jah-
ren wurde sie amerikanische Staatsbürgerin, 
und von 1958 an lebt sie bis zu ihrem Tod 
in England. Professuren an der New York 
University, am Brunel College (später: Bru-
nel University) in London und schließlich 
an der neugegründeten University of Sus-
sex markieren ihre akademische Karriere. 
Viele Jahre arbeitete sie als Sozialpsycholo-
gin, was ihre Anerkennung in anderen So-
zialwissenschaften, vor allem der Soziolo-
gie, jedoch keineswegs schmälerte.

Lange Zeit war Jahoda politisch sehr aktiv. Zu-
erst in der Sozialdemokratischen Arbeiter-
partei Österreichs, nach deren Verbot als 
Mitglied der Revolutionären Sozialisten 
und im Exil im Londoner Büro der öster-
reichischen Sozialisten; in den USA kämpf-
te sie als Mitglied jüdischer Komitees ge-
gen die Rassendiskriminierung und trat 
dem später in Verruf geratenen Congress 
for Cultural Freedom bei. Ende der 1960er-
Jahre beriet sie das britische Innenminis-
terium in Fragen der Rassenbeziehungen, 
1982 trat sie auf einem Parteitag der SPD 
als Gastrednerin auf und sprach dort dar-
über, wie wichtig es für Menschen sei, Ar-
beit zu haben. Ein halbes Jahrhundert nach 

Marie Jahoda 
war eine der 
bedeutendsten 
Sozialwissen­
schaftlerinnen 
des Landes. 
Gleichzeitig 
verstand sie 
sich aber 
immer auch 
als politische 
Aktivistin

Zur Person

Marie Jahoda  
(1907­2001) 
promovierte 1932 in 
Psychologie, macht 
1933 mit ihrem 
damaligen  Mann 
Paul Lazarsfeld 
und Hans Zeisel die 
berühmte Studie über 
die Arbeitslosen von 
Marienthal. Emigrierte 
1937 nach England 
und arbeitete in der 
Anti-Nazi-Propaganda. 
Nach 1945 in den 
USA Arbeit u.a. mit 
Max Horkheimer 
und Robert Merton; 
1958 Rückkehr nach 
England, bis zur Eme-
ritierung Professorin 
für Sozialpsychologie 
an der University of 
Sussex

der Massenarbeitslosigkeit der 1930er-Jah-
re war die Zahl der Arbeitslosen wieder an-
gestiegen – und blieb, wie wir mittlerweile 
wissen, seither auf einem Niveau, das man 
in den 1960er-Jahren noch für systembe-
drohlich gehalten hätte. 

In mehr als einem Dutzend Büchern 
und zahllosen Aufsätzen behandelt Jaho-
da so verschiedene Themen wie die Aus-
bildung von Technikern, junge Frauen in 
Fabriken und Studentinnen in einem an-
gesehenen, Frauen vorbehaltenen College. 
Der Zusammenhang von ethnischen Bezie-
hungen und geistiger Gesundheit, eine psy-
choanalytische Interpretation der Persön-
lichkeit antisemitischer Klienten, Probleme 
im Zusammenhang mit den in den 1970er-
Jahren breit diskutierten Wachstumsprog-
nosen und immer wieder Fragen der Arbeit 
und Arbeitslosigkeit beschäftigten sie. Einer 
der letzten von ihr verfassten Texte setzte 
sich in sehr origineller Weise mit dem in 
den 1990er-Jahren vielerorts wieder viru-
lent werdenden Nationalismus auseinander, 
dessen Auftreten Jahoda damit zu erklären 
versuchte, dass in Zeiten zunehmender Ver-
unsicherung eine der wenigen Gewisshei-
ten die über den Ort der ersten Lebensjah-
re sei, was nationalistische Demagogen zu 
nutzen wüssten.

Trotz der beachtlichen Breite der von Jahoda 
behandelten Themen lassen sich ein paar 
Klammern nennen, die ihr Werk zusam-
menhalten. Vor allem anderen wird man 
hier anführen müssen, dass ihr  Wissenschaft 
und Forschung nie zum Selbstzweck wur-
den. Mehr als einmal verzichtete sie  darauf, 
die Ergebnisse ihrer Studien zu veröffent-
lichten, wenn sie den Eindruck bekam, da-
mit vielleicht mehr Schaden anzurichten, 
als zu nutzen. Und das, obwohl sie auch in 
diesen Fällen der Meinung war, etwas her-
ausgefunden zu haben, was bis dahin nicht 
sichtbar war. Sie war davon überzeugt, dass 
die Sozialwissenschaften dank systemati-
scher Vorgangsweise durchaus in der Lage 
sind, Einsichten zu gewinnen, die man auch 
dann ernst zu nehmen habe, wenn sie den 
eigenen, fest verankerten Überzeugungen 
zuwiderliefen. Sozialisiert im intellektuel-
len Spannungsfeld von Austromarxismus, 
Neopositivismus, akademischer Psychologie 
und Psychoanalyse blieb ihr die Perspektive 
auf soziale Ungleichheit auch noch wichtig, 
als sie sich von einigen politischen Über-
zeugungen ihrer Jugend hatte verabschie-
den müssen. Diese Sichtweise findet ihren 
Niederschlag darin, dass Jahodas Werk zwi-
schen Sozialpsychologie und Soziologie an-
gesiedelt war. Die Sterilität der akademi-
schen Psychologie war ihr ebenso fremd wie 
die Lebensferne mancher soziologischen 
Theoriegebäude. Obwohl sie die Autorin 
eines der ersten  Methodenlehrbücher der 
empirischen Sozialforschung war, hing sie 
nie einem Methoden-Fetischismus an.

P o r T r ä T :  

C h r i S T i A n  F L e C k

i L L u S T r A T i o n :  

P . M .  h o F F M A n n

Mit dem Begriff der „Mitte“ hätte Jahoda 
wohl nicht viel anfangen können. Der Blick 
auf die Mitte wäre ihr sozialwissenschaft-
lich zu schwammig gewesen und politisch 
zu konturlos. 

Die sozialen Gruppen, die Jahoda zeit 
ihres wissenschaftlichen Lebens untersuch-
te, waren nicht in repräsentative Stichpro-
ben der ganzen Bevölkerung zu gießen, 
sondern umfassten stets in bestimmte Le-
bensverhältnisse eingebundene Akteure, die 
ihr Leben zu bewältigen hatten. Dabei wa-
ren sie mit Schwierigkeiten konfrontiert, 
die ihnen andere bzw. „die Gesellschaft“, 
bereiteten. Dass die „99 Prozent“ zu irgend-
einem politischem Handeln gemeinsam fä-
hig sein könnten, hätte Jahoda wohl auch 
angesichts ihrer eigenen politischen Erfah-
rungen und als Sozialwissenschaftlerin, die 
sich der systematischen und vorurteilslo-
sen Erfassung der Wirklichkeit verpflich-
tet fühlte, in Abrede gestellt: Meinungs- 
und Interessenkonflikte würden virulent, 
noch ehe sich die vielen zum gemeinsa-
men Marsch in Bewegung zu setzen ver-
mocht hätten. 

Jahodas Veröffentlichungen liefern Belege da-
für, dass ähnliche Lebenslagen noch lan-
ge nicht zu gemeinschaftlichem Handeln 
führen. Wo findet man sie? Soeben er-
schien ihre 1932 an der Universität Wien 
eingereichte Dissertation als Buch. Die 
von Karl Bühler benotete, aber von des-
sen Frau Charlotte Bühler betreute Arbeit 
umfasst lebensgeschichtliche Interviews 
mit mehr als 50 älteren Wienerinnen und 
Wienern, deren Biografien bis in die Mit-
te des 19. Jahrhunderts zurückreichen. Aus 
heutiger Sicht beeindrucken die erzählten 
Biografien mehr als die Deutung dieser 
Selbstauskünfte im Kontext der Psycho-
logie Charlotte  Bühlers. Viele Jahre bevor 
die Oral History die Bühne betrat, doku-
mentierte die  angehende Psychologin Ma-
rie Jahoda die Leben  derer, die für gewöhn-
lich nicht um Auskünfte über ihr Leben ge-
beten wurden und werden (Marie Jahoda: 
Lebensgeschichtliche Protokolle der arbei-
tenden Klassen 1850–1930:  Dissertation 
1932, hrsg. von Johann Bacher, Waltraud 
Kannonier-Finster, Meinrad  Ziegler, Inns-
bruck: Studien Verlag 2017).

Das Archiv für die Geschichte der Sozio-
logie in Österreich (AGSÖ) hat eine Ma-
rie Jahoda gewidmete Website: http://agso.
uni-graz.at/jahoda, mit Lebensdokumen-
ten, Fotografien und einer Bibliografie ih-
rer Veröffentlichungen.

Neben dem Klassiker „Die Arbeitslosen 
von Marienthal“ (edition suhrkamp 769) 
sind ein paar weitere Bücher auf Deutsch 
lieferbar. Jahodas ausgewählte Schriften, die 
unter dem Titel „Sozialpsychologie der Po-
litik und Kultur“ (hrsg. von Christian Fleck, 
1995) erschienen, sind nur noch antiqua-
risch erhältlich. F

Die Wissenschaft  
ist kein Selbstzweck
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A
ls in den letzten Jahren rechte und 
rechtspopulistische Gruppen – sei 
es als Parteien über Wahlen oder 
in Form von sozialen Bewegungen 

auf der Straße – in Europa vermehrt an Zu-
lauf gewannen, wurde in der Wissenschaft 
und im Feuilleton viel über die Hintergrün-
de dieses „Aufstiegs der Rechten“ diskutiert. 
Einer, der sich schon seit den 1980er-Jah-
ren mit dem Phänomen des Rechtsextre-
mismus und dem Ausmaß rechtsextremer 
Einstellungen in der Bevölkerung ausein-
andergesetzt hat, ist der deutsche Soziolo-
ge Wilhelm Heitmeyer. 

Heitmeyers frühe Studien zu rechts-
extremen Einstellungsmustern bei deut-
schen Jugendlichen in den 1980er-Jahren 
sind ihm zufolge noch eher auf Ablehnung 
gestoßen. Frei nach dem Motto „Die Jugend 
habe die historische Lektion gelernt“ möge 
man sich doch jetzt nicht mehr mit diesem 
„alten Hut“ befassen. 

Die Beharrlichkeit Heitmeyers, sich den-
noch mit dem Themenkomplex Rechtsex-
tremismus, ethnisch-kulturelle Konflikte, 
Gewalt und soziale Desintegration zu be-
schäftigen, hat sich über die Jahre hinweg 
ausgezahlt. Der Soziologe und sein Team 
am Institut für interdisziplinäre Konflikt- 
und Gewaltforschung der Universität Bie-
lefeld bekamen spätestens seit der zehnjäh-
rigen Trendstudie „Gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“ ab Anfang der 2000er-
Jahre vermehrt Aufmerksamkeit. Heitmeyer 
gilt mittlerweile auch als einer der ange-
sehensten Sozialwissenschaftler der Ge-
genwart. 2012 wurde er mit dem Göttin-
ger Friedenspreis ausgezeichnet; 2014 er-
hielt er den Innovationspreis des Landes 
Nordrhein-Westfalen. 

Von 2002 bis 2011 veröffentlichten er und sein 
Team jedes Jahr die neuesten Ergebnisse der 
Langzeitstudie „Gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit“ in Form eines Buches 
bei Suhrkamp unter dem Titel „Deutsche 
Zustände“. Rund 2000 Deutsche wurden 
jeweils zu ihren Einstellungen gegenüber 
Minderheiten befragt. Der etwas sperrige 
Begriff der „gruppenbezogenen Menschen-
feindlichkeit“ umfasst dabei mehr als die 
klassische „Fremdenfeindlichkeit“. Er be-
zieht die Abwertung gegenüber verschie-
densten Bevölkerungsgruppen – Flüchtlin-
gen wie Muslimen und Musliminnen, Ob-
dachlosen, Juden und Jüdinnen, aber auch 
Homosexuellen – mit ein. 

Der Soziologe nahm an, dass hinter der 
Abwertung dieser doch sehr verschiedenen 
Gruppen ein gemeinsames Syndrom stecke, 
eben das Syndrom der „gruppenbezogenen 
Menschenfeindlichkeit“. Negative Einstel-
lungen gegenüber einer dieser Gruppen 
würden – so die Annahme – daher vielfach 
auch mit negativen Einstellungen gegen-
über anderen Gruppen einhergehen. Heit-
meyer spricht in diesem Zusammenhang oft 
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auch von einer „Ideologie der Ungleichwer-
tigkeit“, die dazu führe, dass bestimmten 
Gruppen der Anspruch auf gleiche Behand-
lung – trotz des formalen Gleichheitsan-
spruchs – diskursiv entzogen wird, in dem 
sie eben nicht als gleichwertiger Teil der Ge-
sellschaft betrachtet werden. 

In dem von der Volkswagenstiftung und 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft ge-
förderten Projekt konnten das Team rund 
um Wilhelm Heitmeyer erstmals systema-
tisch den Bedingungen und Dynamiken 
der „gruppenbezogenen Menschenfeind-
lichkeit“ in Deutschland nachgehen. Im 
Zeitverlauf zeigte sich, dass sich die Ab-
wertung bestimmter Bevölkerungsgruppen 
schrittweise in der deutschen Gesellschaft 
„normalisierte“. 

Diese „Normalisierung“ abwertender 
Einstellungen ist laut Heitmeyer unter an-
derem deswegen bedenklich, weil sie als 
„Nährboden“ bzw. Legitimierung für radi-
kalisierte Gruppen wirke. Dort, wo men-
schenfeindliche Einstellungsmuster beson-
ders stark präsent sind, gäbe es auch höhere 
Täterraten rechtsextremer Gewalt. 

Der Zeitvergleich der Studie von Wilhelm 
Heitmeyer förderte auch höchst unter-
schiedliche Muster der Abwertung, je nach 
betrachteter Bevölkerungsgruppe, zutage: 
So stiegen im Zehn-Jahres-Vergleich be-
stimmte negative Einstellungen – z.B. ge-
genüber Obdachlosen bzw. Langzeitarbeits-
losen oder Migrantinnen und Migranten 
– in Deutschland eher an, während ande-
re, etwa gegenüber Homosexuellen oder Ju-
den und Jüdinnen, eher zurückgingen. Die 
Forscher führen diese einzelnen Dynami-
ken teils auf bestimmte „Signalereignis-
se“ wie den 11. September 2001, die Ein-
führung von Hartz IV in Deutschland oder 
die Wirtschaftskrise der letzten Jahre zu-
rück. Teilweise würden sich darin aber 
auch gesellschaftliche Wandlungsprozesse 
widerspiegeln. 

Im Jahr 2012 wurden die letzten Ergeb-
nisse der Studie von Wilhelm Heitmeyer 
auch einmalig mit österreichischen Daten 
verglichen. Dabei zeigte sich, dass das Aus-
maß gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit hierzulande noch um einiges größer 
ist als in Deutschland. Im Ländervergleich 
befindet sich Österreich, was die negativen 
Einstellungen gegenüber Muslimen betrifft, 
in der Gesellschaft von Ungarn oder Po-
len, während Länder wie Portugal oder die 
Niederlande hier deutlich toleranter einge-
stellt sind.

Oft werden Rassismus oder Rechtsextre-
mismus in der öffentlichen bzw. politischen 
Debatte bestimmten Bevölkerungsgruppen, 
etwa männlichen Industriearbeitern, zuge-
schrieben, und die (bildungs-)bürgerliche 
Elite fühlt sich über alle Kritik erhaben. 
Wilhelm Heitmeyer und sein Team konn-
ten jedoch zeigen, dass eine rechtsextreme 
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Gesinnung eben keine ausschließliche Fra-
ge der Ränder der Gesellschaft ist, sondern 
tief in der Mitte der deutschen Gesellschaft 
verwurzelt ist. Besonders stark war der An-
stieg an „menschenfeindlichen“ Einstellun-
gen in der erwähnten Studie bei den reichs-
ten 20 Prozent im Land. 

Heitmeyer spricht in diesem Zusam-
menhang von einem Anstieg „roher Bür-
gerlichkeit“. Insbesondere die abwertenden 
Einstellungen gegenüber Muslimen stie-
gen deutlich im sich politisch links veror-
tenden Milieu und auch bei den höheren 
Einkommensgruppen. Wilhelm Heitmey-
er versteht seine Forschung dementspre-
chend auch als Aufdeckung des „gesell-
schaftlichen Selbstbetrugs“: Die Dichoto-
mie zwischen den „bösen“ Extremisten und 
der „guten“ Mitte ist, folgen wir den Ergeb-
nissen seiner Forschungen, so nicht mehr 
aufrechtzuerhalten.

Wieso sind nun manche menschen „menschen-
feindlicher“ eingestellt als andere? Als So-
ziologe hat Wilhelm Heitmeyer hierfür eine 
plausible Erklärung zur Hand: Seiner An-
sicht nach benötigt eine funktionierende Ge-
sellschaft eine umfassende Integration all 
ihrer Mitglieder in die verschiedenen Teil-
bereiche wie Arbeit, Bildung oder Soziales. 

In Zeiten zunehmender sozialer Un-
sicherheit nehmen die Desintegrations-
tendenzen jedoch stetig zu. Um eine (po-
tenzielle) Desintegration in einem gesell-
schaftlichen Teilbereich zu kompensieren, 
tendieren Menschen laut Heitmeyer dazu, 
Überlegenheitsgefühle gegenüber schwä-
cheren Gruppen zu übernehmen. Man ver-
sucht also die eigene soziale Position bzw. 
die eigenen Privilegien über die Abwertung 
und Ausgrenzung scheinbar „nutzloser“ Be-
völkerungsgruppen zu legitimieren. 

Ob diese beschriebene Entwicklung zwi-
schen zunehmender gesellschaftlicher Des-
integration und der Abwertung schwacher 
Gruppen als Automatismus zu verstehen 
ist, wird in der Forschung allerdings weiter-
hin stark diskutiert. Hier wird in der For-
schung besonders die gezielte Verknüpfung 
der „sozialen“ mit der „nationalen“ Frage 
durch rechte Parteien und Bewegungen 
thematisiert.

Heute, gut sechs Jahre nach den letz-
ten Ergebnissen des Forschungsprojektes 
„Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“, 
haben die politischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen Wilhelm Heitmeyer einge-
holt. Angesichts der Erfolge von Pegida und 
der AfD in Deutschland gelten viele seiner 
Forschungsergebnisse wieder als brandak-
tuell. Der umtriebige Soziologe ist zwar seit 
August 2013 offiziell in Pension, er hält 
aber dennoch weiterhin viele Vorträge und 
forscht im Rahmen einer Forschungsprofes-
sur weiter zu Rechtsextremismus, Gewalt 
und sozialer Desintegration an der Univer-
sität Bielefeld. F

Die Verrohung  
in der Mitte der Gesellschaft
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M
artha Nussbaums philosophi­
sches Werk ist von geradezu 
enzyklopädischer Breite. Ihre 
 ethischen Analysen reichen von 

den schicksalsmächtigen Konflikten in den 
Dramen der Antike, einer gegen die Stoi­
ker gerichteten Interpretation von Emp­
findungen und Gefühlen als Urteilen, der 
Sezierung sozialer Kälte und Grausamkeit 
in klassischen Werken der Literatur bis 
zu ihrer jüngsten Aufarbeitung von Zorn 
und Vergebung als moralische Reaktionen 
auf das, was Menschen einander anzutun 
vermögen. 

In der politischen Philosophie geht Mar­
tha Nussbaum eigene, ja eigenwillige Wege. 
Denn Ausgangspunkt ihrer Arbeiten zu glo­
baler Gerechtigkeit und Entwicklungsethik 
ist mit Aristoteles ein Philosoph, dem der 
Anspruch aller Bürger auf gleiche Freiheits­
rechte fremd ist – vor allem jener von Bür­
gerinnen. Nussbaum sieht von diesen vor­
modernen Aspekten ab und entwickelt eine 
Konzeption des Guten, die ihr als Stan­
dard der Gerechtigkeit global konsensfä­
hig scheint. 

Ausgehend von grundlegenden Tatsa­
chen menschlichen Lebens, etwa unserer 
 Verletzlichkeit und dem Angewiesensein 
auf die Unterstützung anderer, formuliert 
Nussbaum folgende Liste von Fähigkei­
ten  (capabilities), die essenziell sind, damit 
ein menschliches Leben ein gutes Leben 
ist: die gewöhnliche Lebenszeit ausschöp­
fen zu können, körperliche Integrität und 
 Bewegungsfreiheit, selbstbestimmtes Den­
ken und Vorstellen, Bindungen zu ande­
ren und zur Natur entwickeln zu können, 
Kontrolle über unsere soziale und natürli­
che Umwelt. 

Bei diesem Kanon handelt es sich nicht 
um eine paternalistische Vorgabe der per­
sönlichen Lebensgestaltung. Es geht um die 
Voraussetzungen dafür, dass Menschen so 
handeln können, wie sie es im Kontext ei­
nes individuellen Lebensplanes für ange­
messen halten. Ziel von Nussbaums Fä­
higkeiten­Ansatz ist es, wie sie in ihrem 
Aufsatz „Der aristotelische Sozialdemokra­
tismus“ (in „Gerechtigkeit oder Das gute 
Leben“, Suhrkamp 1999) schreibt, alle 
Menschen „über eine bestimmte Schwel­
le hinaus auf eine Stufe zu heben, auf de­
nen es ihnen möglich ist, ein gutes Leben 
zu wählen und zu führen“. 

Welche philosophischen Überlegun­
gen stehen hinter diesen etwas plakativen 
Thesen? Hier gilt es vor allem Nussbaums 
Kritik an der Gerechtigkeitskonzeption von 
John Rawls zu berücksichtigen. Für Rawls’ 
Theorie der Gerechtigkeit ist folgendes Ge­
dankenexperiment maßgeblich: Für welche 
Gerechtigkeitsprinzipien würden sich ratio­
nale Individuen entscheiden, wenn sie nicht 
wissen, in welcher konkreten gesellschaft­
lichen Position sie sein werden und über 
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welche konkreten Talente sie verfügen? Die 
Antwort lautet, dass an ihrer bestmöglichen 
Positionierung und sozialen Absicherung 
interessierte Subjekte Grundsätze wählen 
würden, die neben gleichen Freiheitsrech­
ten und Chancengleichheit auch ein Vertei­
lungsprinzip (Rawls nennt es „Differenz­
prinzip“) umfassen, nach dem soziale und 
wirtschaftliche Ungleichheiten als zulässig 
gelten, sofern diese auch zum Vorteil der 
schlechtestgestellten Gesellschaftsmitglie­
der sind. Der „Schleier der Unwissenheit“ 
zwingt diese rationalen Nutzenmaximierer 
zu berücksichtigen, dass sie selbst in eine 
Position am unteren Rand der Gesellschaft 
geraten können.

Nussbaum distanziert sich gleich auf 
mehreren Ebenen von Rawls’ Ansatz. Zum 
einen hinterfragt sie den Rawls’schen Perso­
nenbegriff, der sich auf Subjekte beschränkt, 
die rational denken und an Vereinbarun­
gen mit anderen nur so weit interessiert 
sind, wie diese ihrer Positionsverbesserung 
dienen. Was ist mit jenen, so Nussbaum, 
die infolge körperlicher oder geistiger Be­
hinderung oder extremer Marginalisierung 
und Armut gar nicht über die Möglichkei­
ten verfügen, sich an diesem Kooperations­
spiel strategisch kalkulierender Kontraktu­
alisten zu beteiligen? 

Zum anderen lehnt sie die der 
Rawls’schen Theorie zugrunde liegende 
Güterkonzeption ab, in der maßgeblich ist, 
dass Personen nach größtmöglichem Ein­
kommen und Wohlstand streben. In diesen 
Annahmen reflektiert sich nach Nussbaum 
das Selbstverständnis jener, die im Wettlauf 
um Einfluss, Macht, Geld und Ansehen den 
Sinn des Lebens sehen. Wie sollen sich in 
einer solchen Sozialordnung jene wieder­
finden, die Betreuungsaufgaben für Kin­
der, für behinderte Menschen und für ge­
brechliche Angehörige übernehmen? Abge­
sehen vom Gender­Problem (meistens sind 
Caring­Aufgaben Frauen übertragen) ver­
kenne eine solche Konzeption, wie Nuss­
baum moniert, die einem Ideal der Huma­
nität verbundenen tieferen Werte mensch­
licher Existenz.

 
Man sollte jedoch Nussbaums Kritik an Rawls’ 
Theorie der Gerechtigkeit nicht überschät­
zen. Denn sie greift auf genau jene Parame­
ter zurück, die für Rawls zentral sind. So 
verzichtet sie weder auf politische Rechte 
noch auf den Standard der Selbstachtung. 
Die von ihr erwähnte Fähigkeit, Bindun­
gen zu anderen zu entwickeln, beinhaltet 
das Recht auf Würde und Nicht­Diskrimi­
nierung infolge ethnischer und nationaler 
Zugehörigkeit, Religion und sexueller Ori­
entierung. Und die Fähigkeit zur Kontrolle 
unserer sozialen und natürlichen Umwelt 
umfasst die Möglichkeit zu politischer Par­
tizipation, zur Teilnahme an freien Wahlen, 
das Recht auf Privateigentum und auf glei­
che Chancen des Gütererwerbs so wie die 
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Möglichkeit, sich ins Arbeits­ und Erwerbs­
leben einbringen zu können. 

Nussbaums Liste des Guten ist also mehr 
als Erweiterungsvorschlag zu Rawls’schen 
Überlegungen denn als radikale Alterna­
tive zu lesen. Denn eine Theorie der Ge­
rechtigkeit kann schlicht nicht an Fragen 
der Verteilung von Einkommen und Wohl­
stand vorbeigehen. Zudem ist Rawls’ Ak­
zentsetzung sozialer, als Nussbaums Ein­
wände glauben machen. Außerdem steht 
hinter Rawls’ Differenzprinzip die sozia­
le Idee, dass niemand eine natürliche Aus­
stattung mit Talenten und Begabungen ver­
dient hat und dass jene, die von der „Lotte­
rie des Schicksals“ diesbezüglich bevorzugt 
wurden, die Verpflichtung haben, durch ihre 
Leistung so zum gesellschaftlichen Wohl­
stand beizutragen, dass jene auf der unters­
ten Ebene der Einkommen davon profitie­
ren. Da Rawls keine Einschränkung die­
ses Prinzips macht, wurde selbst vonseiten 
linksliberaler Denker der Vorwurf der „Ver­
sklavung der Talentierten“ laut. 

Doch selbst ein weitgefasstes Differenz­
prinzip scheint Nussbaum nicht geeignet, 
die Bedürfnisse von Menschen mit körper­
lichen und mentalen Behinderungen zu ver­
bessern. Eine finanzielle Zuwendung an be­
hinderte Menschen scheint ihr besonders 
im Kontext einer auf Optimierung zielen­
den Gesellschaftsordnung mehr ein not­
wendiges Zugeständnis denn eine gezielt 
gewählte Unterstützung, um es Personen 
zu ermöglichen, ihr Leben trotz Einschrän­
kungen in Würde zu führen. 

Rawls, für den Kooperation der Nicht­Koope­
ration wegen des damit erzielbaren Vorteils 
vorzuziehen ist, könne, wie Nussbaum in 
ihrem Buch „Die Grenzen der Gerechtig­
keit“ (Suhrkamp 2010) schreibt, ohne gra­
vierende Modifikation seiner unterschwel­
ligen Betonung von Effizienz nicht erklä­
ren, warum Menschen, die rein nach kon­
traktualistischen Rationalitätskriterien als 
nicht voll kooperationsfähig gelten, einen 
Anspruch „auf Gerechtigkeit und nicht le­
diglich nur auf Wohltätigkeit und Barm­
herzigkeit haben“. Ähnlich anschaulich und 
mit konkreten Beispielen diskutiert sie in 
ihrem Buch die Situation armer Frauen in 
Schwellen­ und Entwicklungsländern, de­
nen durch patriarchale Strukturen Chancen 
verwehrt werden. 

In Zeiten von zunehmenden globalen 
Spannungen, Krisen und Konflikten, die ne­
ben ökonomischen und klimatischen auch 
religiös­weltanschauliche Ursachen haben, 
bringt Nussbaum mit ihrer Auslegung des 
Fähigkeiten­Ansatzes eine ethische Metrik 
ins Spiel, die möglicherweise mehr Potenzi­
al zur Korrektur desaströser politischer Ent­
wicklungen hat als ein einseitig an die Wer­
testrukturen maximierender Wettbewerbs­ 
und Konkurrenzgesellschaften angelehntes 
Gerechtigkeitsverständnis. F

Martha Nussbaum: Das gute Leben 
als Maßstab globaler Gerechtigkeit
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S
chon seit ihrem Studi-
um an der WU-Wien 
verfolgt Christa 

Schlager einen umfas-
senden Ansatz der fe-
ministischen Ökono-
mie: Die Analyse der 
(Geschlechter-)Ver-
hältnisse ist bei ihr 
auf der theoretischen 
wie auf der institutio-
nellen und der diskur-
siven/kommunikativen 
Ebene angesiedelt. Über 
die Themen „Geld“ und 
„Macht“ bearbeitet sie je-
den der drei Bereiche unbe-
irrt und stetig.

Zu Beginn der 2000er-Jahre 
initiierte sie den Arbeitskreis „Gen-
derbudgeting“, um erstmals in Öster-
reich die Budgetpolitik der feministi-
schen Analyse zu unterziehen. Das da-
raus hervorgegangene Buch „Frauen 

werbs führte in den „reichen“ Län-
dern zu einem Abbau der soli-
darischen Institutionen, zu 
einer Re-Kommodifizie-
rung und zu geringe-
ren Lohnsteigerun-
gen. Die geringeren 
Lohnsteigerun-
gen wurden je-
doch nicht direkt 
durchgesetzt, 
sondern durch 
die Hinter-
tür der Flexi-
bilisierung der 
Arbeitsmärkte. 
Dadurch ent-
stand die neue 
Klasse des Pre-
kariats, wo Mil-
lionen von Men-
schen weltweit in 
ständiger Unsicher-
heit leben.

Dem Prekariat 
fehlt es jedoch an einer 
berufsbezogenen Identität 
bzw. an einer Zugehörigkeit 
zu einem lang etablierten „sozi-
alen Gedächtnis“. Gemeinsame An-
liegen werden daher noch nicht arti-
kuliert. Aber – und da unterscheidet 
Standing sich etwa von Pierre Bourdi-
eu – er ist davon überzeugt, dass das 
Prekariat ein revolutionäres Potenzi-
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G
uy Standing ist überall anzu-
treffen: auf wissenschaftlichen 
Konferenzen, Gewerkschafts-

versammlungen, auf Demonstratio-
nen von Arbeitslosen und prekär Be-
schäftigten genauso wie auf Podi-
umsdiskussionen von NGOs. Er tritt 
kämpferisch auf, diagnostiziert mes-
serscharf und hält stets ein flammen-
des Plädoyer für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen.

Nach einer beeindruckenden Kar-
riere bei der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO), wo er die Lebens-
realitäten von Fabrikarbeitern unter-
suchte, wurde er Professor für Deve-
lopment Studies in London. Aktuell 
gilt sein ganzes Engagement einer 
„neuen Klasse“ – dem Prekariat. Die-
se Klasse wird vom politischen Esta-
blishment nicht vertreten und hat das 
Potenzial, zu einer politisch „für sich“ 
handelnden Klasse zu werden. 

In seinen Büchern „Das Prekari-
at. Die neue gefährliche Klasse“ und 
„Eine Charta des Prekariats“ be-
schreibt er einen Teufelskreis von Glo-
balisierung, technologischem Wandel, 
Flexibilisierung von Arbeitsmärkten 
und dem Kollaps des Einkommens-
verteilungssystems. Die Globalisie-
rung unter dem Mantra des Wettbe-
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al hat. Diese neue Klasse sei insofern 
gefährlich, weil ihre Anliegen dem 

politischen Mainstream wider-
sprechen. Besonders kritisiert 

Standing, dass sich die eta-
blierten Parteien von ei-

ner Klassenanalyse und 
-politik verabschiedet 
haben und nur noch 
einer sogenannten 
„Mittelschicht“ das 
Wort reden.

Letztendlich 
plädiert er für ein 
Grundeinkom-
men als Bürger-
recht. Hierdurch 
will er Arbeit neu 
definieren, wobei 
es nicht nur um 

Lohnarbeit geht. 
Das Ziel des Grund-

einkommens ist wirt-
schaftliche Sicherheit, 

um ein gelingendes Le-
ben für alle zu ermögli-

chen. Ethisch begründet er 
das Grundeinkommen, da das 

Vermögen einer Gesellschaft meist 
das Ergebnis von Handlungen von 
Vorfahren ist, über die wir heute we-
nig wissen. Es sei daher gerechtfertigt, 
die überlieferten Vermögen im Sinne 
eines Grundeinkommens für alle um-
zuverteilen.  F

standing: für das Konzept von Klassen, 
gegen die rede von der „mittelschicht“

Macht Budget“ war für Christa Schla-
ger der Beginn einer Forschungsagen-

da und eines Aktivitätsfeldes, das 
sie seither forciert. Als Mitglied 

des „European Gender Bud-
geting Network“ vernetzt sie 
engagiert den österreichi-
schen und internationalen 
Diskurs. Die Forderung 
nach einer geschlechter-
sensiblen Neugestaltung 
der Budgetpolitik brach-
te sie mit Verve im Fis-
kalrat – dem sie mehrere 
Jahre angehörte – ein und 
stellt sich damit gegen den 

herrschenden Zugang.
Sie zeigt mit ihren Ana-

lysen zur Regelgebundenheit 
der Finanz- und Wirtschafts-

politik der „Economic Gover-
nance“, dass Gleichstellungsfragen 

immer weniger Platz haben. Ganz in 
der Tradition von Käthe Leichter und 
als ihre Staatspreisträgerin von 2011 
zeigt Christa Schlager in ihren Arbei-
ten, dass Frauen nicht nur stärker und 

rascher Konjunkturschwankungen zu 
spüren bekommen, sondern auch stär-
ker von den maskulin-autoritären Kri-
senbewältigungsmaßnahmen betroffen 
sind: Männerarbeitsplätze werden ge-
schützt, etwa via Kurzarbeit, Frauen 
müssen gekürzte öffentliche Leistun-
gen kompensieren und wieder stärker 
eine „Airbag-Funktion“ in der Gesell-
schaft übernehmen. 

Christa Schlager forciert als AK 
-Abteilungsleiterin und als umtrie-
biges Redaktionsmitglied der Zeit-
schrift Kurswechsel den kritischen 
wirtschafts-, gesellschafts- und um-
weltpolitischen Diskurs. 

Auch an der Unterstützung und 
Einbindung zivilgesellschaftlicher Dis-
kurse in die institutionalisierte Inter-
essenvertretung der ArbeitnehmerIn-
nen arbeitet sie kontinuierlich, mit 
Nachdruck und hohem persönlichen 
Einsatz. In ihren fundierten Analysen 
und Positionen zeigt Christa Schlager 
immer auch Ansatzpunkte und Schrit-
te auf den Weg in eine emanzipatori-
sche Gesellschaft auf.  F

schlager initiierte unter anderem den 
arbeitskreis „genderbudgeting“
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A rbeits- und Industriebeziehun-
gen. Liberalisierung öffentlicher 

Dienstleistungen und deren Folgen. 
Digitalisierung der Arbeit und Indus-
trie 4.0. Gute Arbeit. Populistische Lü-
cke. Transnationale Wertschöpfungs-
ketten. Arbeitszeitverkürzung und 
Umverteilung von Arbeit. 

Es findet sich kein Thema im 
inhaltlich breiten Forschungsfeld 
des Handelswissenschaftlers und 
habilitierten Soziologen Jörg 
Flecker, das nicht höchste Ak-
tualität und gleichzeitig gesell-
schafts-, arbeits- und sozialpo-
litische Brisanz hätte.

All diese Themen bearbeitet 
er fern jeglicher Elfenbeinturm-
mentalität, egal ob als Mitbegrün-
der und wissenschaftlicher Leiter der 
Forschungs- und Beratungsstelle Ar-
beitswelt (FORBA) oder – seit 2013 – 
als Professor für allgemeine Soziologie 
an der Universität Wien. Dies findet 
seinen Niederschlag in der erkenntnis-
geleiteten, kritischen Positionierung: 
dass die Arbeitslosigkeit bekämpft 
werden müsse und nicht die davon be-
troffenen Menschen, dass ein länge-
rer Verbleib im Erwerbsleben v.a. einer 
Verbesserung der Qualität der Arbeit 

D ie Soziologin Hilde Weiss nimmt 
in der österreichischen For-

schungslandschaft eine besonde-
re Stellung ein. Ihre Forschungsthe-
men umfassen soziale Ungleichheit 
und Gerechtigkeit, Vorurteile und To-
leranz, Antisemitismus und Natio-
nalismus, Migration und Integrati-
on. Forschen ist für Weiss, allein 
schon durch die aufgeworfenen 
Fragen, niemals Selbstzweck, 
sondern stets eine Form von 
Intervention. Weiss steht in der 
Tradition der österreichischen 
empirischen Sozialforschung, 
in der sich theoretische Refle-
xion mit anspruchsvoller Me-
thodik verbinden. Soziologische 
Praxis folgt hier dem Anspruch 
auf eine auf höchstem akademi-
schen Niveau durchzuführende Aus-
einandersetzung mit den brennenden 
Fragen unserer Zeit. 

Hilde Weiss hat sich intensiv mit 
den Barrieren und Hürden im Integ-
rationsverlauf von Migrantinnen, Mi-
granten und ihrer Nachkommen be-
schäftigt. Ihre Analysen zu nationa-
len Identitäten und den Traditionen 
von Antisemitismus und Xenophobie 
in Österreich und deren Auswirkungen 

P o r t r ä t :  

U r s U l a  F i l i P i č

P o r t r ä t :  

C h r i s t o P h  r e i n P r e C h t

Jörg Flecker: Wissenschaft  
mit kritischem Blick auf die Gesellschaft

Hilde Weiss: Soziologie als Intervention  
in die herrschende Ungleichheit

W as braucht es für ein „gutes Le-
ben“? In Anlehnung an Aris-

toteles ging Artl davon aus, dass die 
Gemeinschaft die Verantwortung hat, 
die Rahmenbedingungen so zu setzen, 
dass die Menschen ihre individuellen 
Fähigkeiten und Interessen möglichst 
weit entfalten können. 

Im Gegensatz zu vielen Zeitgenos-
sen zu Beginn des 20. Jahrhunderts, 
die die Ursachen von Armut zumeist 
bei den Betroffenen selbst verorteten, 
begriff Artl das Phänomen als einen 
− durch unterschiedliche Ursachen 
begründeten − Mangelzustand. Ilse 
Artl war eine systematische Denke-
rin. Sie leitete daraus die Erkenntnis 
ab, dass die Volkspflege oder Fürsorge, 
wie der heute als „Soziale Arbeit“ be-
kannte Beruf damals genannt wurde, 
nicht nur die Leiden der Entbehrung 
lindern sollte, sondern sich gleichzei-
tig um die Bedingungen für menschli-
ches Gedeihen kümmern muss. 

Artl sah jedoch nicht nur bei den 
Betroffenen genau hin, sondern auch 
bei den Helfern und Helferinnen: Sie 
erkannte, dass aufgrund des Fehlens 
einer wissenschaftlichen Auseinander-
setzung mit Fragen der Fürsorge Hilfs-
vereine oftmals ineffektiv arbeiteten. 
So hatte sie selbst begonnen, die theo-
retischen und empirischen Grundlagen 
zu erforschen. Zeit ihres Lebens setz-
te sich Artl für eine Professionalisie-
rung der Fürsorgearbeit ein: Sie grün-
dete 1912 „Die vereinigten Fachkur-
se für Volkspflege“, die erste Fürsor-
geschule der Österreich-Ungarischen 
Monarchie und verfasste erste fürsor-
getheoretische Lehrbücher.

In jüngerer Vergangenheit findet 
eine verstärkte Rezeption der einstigen 
Pionierin der Wohlfahrtspflege statt. 
2007 wurde an der Fachhochschule St. 
Pölten das Ilse-Artl-Institut für Sozia-
le Inklusionsforschung gegründet; dort 
wird Artls Denken weiter aufgearbei-
tet: 2009 erschien ein Sammelband zur 
„Aktualität des Denkens von Ilse Artl“, 
ein Jahr später wurden Artls Haupt-
werke „Die Grundlagen der Fürsorge“ 
(1921) und „Wege zu einer Fürsorge-
wissenschaft“ (1958) neu editiert. F

P o r t r ä t :  

r o m a n a  B r a i t

auf die nationalen Identifikationen der 
Bevölkerungen haben zum Verständnis 
der Entstehung von Stereotypen und 
Vorurteilen beigetragen. Weitere Stu-
dien sind den demokratischen Prozes-
sen in Mittel- und Osteuropa, der Bil-
dungsmobilität von Jugendlichen, und 
der wachsenden Armut und Ungleich-
heit gewidmet. 

Für Hilde Weiss ist Soziologie 
immer auch politische Soziologie, 
ein besonderes Anliegen ist ihr 
die empirische Analyse des nor-
mativen Gerüsts der bestehen-
den kapitalistischen Ungleich-
heitsordnung. In aktuellen Ar-
beiten befasst sich Weiss mit 
dem Einfluss von Klassenlagen, 
etwa in Hinblick auf den Wert 

der Wohlfahrt, Einstellungen 
zu Gerechtigkeitsnormen und 

Vermögensverteilung, Ausländer-
feindlichkeit und Neoliberalismus. 
Weiss hatte mehrere Jahrzehnte an 

der Universität Wien eine Position als 
außerordentliche Universitätsprofesso-
rin inne. Auch nach ihrer Pensionie-
rung 2013 sorgt sie aktiv dafür, dass 
ihre Themen, die angesichts der ak-
tuellen gesellschaftlichen und politi-
schen Entwicklungen nichts an Rele-
vanz eingebüßt haben, weiterhin im 
Blickpunkt soziologischer Forschung 
bleiben.  F

Weiss steht in der tradition der österrei-
chischen empirischen sozialforschung 

Flecker: netzwerker und teamplayer 
ersten ranges, auch international

bedürfe (Standard, 28.5.2015); dass die 
Arbeitszeit auf 30 Wochenstunden ver-
kürzt werden müsse und die öffentli-
che Diskussion über die Verteilung der 
Arbeit nicht dem „Killerargument der 
Wettbewerbsfähigkeit“ geopfert wer-
den dürfe (Kurier, 10.2.2014) und vie-
les mehr.

Dabei ist Flecker ein Teamplayer 
und Netzwerker ersten Ranges: Seine 
Forschungsprojekte übergreifen Diszi-
plinen und nationalstaatliche Gren-
zen. Der internationale Vergleich ist 
ein wesentlicher Bestandteil sei-
ner Arbeiten. So etwa – exempla-
risch – eine Studie, die Anfang der 
2000er-Jahre Zusammenhänge 
zwischen Umbrüchen in der Ar-
beitswelt und dem Aufstieg der 
(extremen) Rechten in mehreren 

europäischen Ländern untersuch-
te. Im Mittelpunkt stand die Fra-

ge, ob und wie sich die individuelle 
Wahrnehmung dieser Umbrüche in Af-
finitäten gegenüber dem Rechtspopu-
lismus umsetzt. Eine Frage, die bis da-
hin kaum thematisiert worden war und 
die auch heute aktuell und brennend 
ist. Ergo läuft das Folgeprojekt „Solida-
rität in Zeiten der Krise. Sozio-ökono-
mischer Wandel und politische Orien-
tierungen“ bereits. Österreich und Un-
garn stehen diesmal im Zentrum des 
Vergleichs.  F

Ilse Arlt: 
Denkerin, 
Praktikerin, 
Pionierin

arlt war eine Pionierin der Wohlfahrts-
pflege. nun wird sie wiederentdeckt
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D er autobiografische Rückblick des 
Autors auf seine eigene soziale, 

politische und intellektuelle Entwick-
lung fokussiert zum einen auf seine 
Flucht aus dem Herkunftsmilieu, dem 
Arbeitermilieu, zum anderen auf die 
Brüche mit linken politischen Tradi-
tionen in diesem Milieu. 

Eribon stammt aus einer armen Ar-
beiterfamilie in Reims. Die Geschich-
te seiner Großeltern und Eltern lie-
ße sich mit „wenig Bildung, sehr viel 
harte Arbeit“ umschreiben. Im Un-
terschied zu seinen Geschwistern be-
suchte er Gymnasium und Universität. 
Zwischen seiner intellektuellen, glorifi-
zierenden Sicht der Arbeiterklasse und 
den realen Erfahrungen seiner Eltern 
bestand eine deutliche Diskrepanz. Er 
floh von der Familie mit ihren perma-
nenten Streitigkeiten und aus diesem 
Milieu in die Großstadt Paris, um al-
lein und selbstbestimmt (als Homo-
sexueller) zu leben. Ungeachtet sei-
ner Bildungskarriere prägte das Her-
kunftsmilieu seinen weiteren sozialen 
Aufstieg und die sozialen Beziehun-
gen. Sein Lebensweg war damit durch 
die Zugehörigkeit zu zwei verschiede-
nen Welten gekennzeichnet. Er emp-
fand soziale „Herkunftsscham“, wenn 
er Menschen aus einem ganz ande-

R e z e n s i o n :  

e m m e R i c h  T á l o s

Ein wichtiger Beitrag zur Deutung des Rechtsrucks
mit dem autobiografischen Rückblick auf seine Kindheit erweckte der soziologe Didier eribon interesse in ganz europa

ren sozialen Milieu kennenlernte. Sei-
nen Vater, der für ihn all das verkör-
perte, womit Eribon brechen wollte, 
mochte er nicht, mit ihm verband ihn 
nichts. Die eingefleischte Homophobie 
seines Vaters und des familiären Um-
feldes hatte Eribon als Homosexuel-
len schwer getroffen und bildete einen 
Grund für seine Flucht und Distanz 
zum Herkunftsmilieu. Erst nach dem 
Tod seines Vaters kehrte er zurück, in-
dem er wieder Kontakt zu seiner Mut-
ter aufnahm. Die Aussöhnung mit ihr 
bildete die Ausgangsbasis für seine au-
tobiografische Rückbesinnung.

eribons Werk erweckt vor allem auf-
grund einschneidender Änderungen 
traditioneller politischer Einstellungen 
bei Teilen der französischen Arbeiter-
schaft großes Interesse. Der feststell-
bare Rechtsruck ist kein ausschließ-
lich französisches Phänomen. Aller-
dings zeichnet sich hier der Wechsel 
von linken Parteien zu einer rechtsex-
tremen Partei, dem Front national, in 
besonders drastischer Weise ab. 

War in seiner Kindheit noch die gan-
ze Familie kommunistisch orientiert, so 
fand der politische Wandel auch dort 
Eingang: Seine beiden jüngeren Brü-
der wählen rechts und werden Anhän-
ger des Front national. Vor diesem Hin-
tergrund stellt sich der Autor die Frage, 
wie es dazu kommen konnte und wel-

chen Anteil an dieser Entwicklung die 
offizielle Linke hatte. Nach Eribon wur-
de dem rechten Denken mit dem Ver-
such Vorschub geleistet, das Wesens- 
und Gründungsmerkmal der Linken 
vergessen zu machen, das seit dem 19. 
Jahrhundert darin bestehe, soziale Ant-
agonismen und Unterdrückungsmecha-
nismen zu thematisieren und den Be-
herrschten eine Stimme zu geben. Nach 
dem Sieg der Linken und angesichts der 
Regierungsbeteiligung der Kommunis-
ten fühlten sich Arbeiter von den Ge-
wählten vernachlässigt, nicht länger re-
präsentiert oder sogar verraten. Die so-
zialistische Linke habe sich einem radi-
kalen Wandel unterzogen und sich auf 
neokonservative Intellektuelle eingelas-
sen. Die Idee der Unterdrückung der Be-
herrschten sei aus dem Diskurs der offi-
ziellen Linken verschwunden, die Gren-
ze zwischen rechts und links für auf-
gehoben erklärt und der Rückbau des 
Wohlfahrtsstaates legitimiert worden. 
Die linken Parteien hätten nicht mehr 
die Sprache der Regierten, sondern jene 
der Regierenden gesprochen. 

Große Teile der Unterprivilegier-
ten hätten sich daher jener Partei zuge-
wandt, die einen Diskurs anbot, der ihrer 
Lebensrealität wieder einen Sinn zu ver-
leihen schien, und die sich nunmehr als 
Einzige um sie zu kümmern schien. 

Was heißt das für die Linke? Wenn 
sie ihren eigenen Niedergang verstehen 

Didier eribon: 
Rückkehr nach 
Reims.
edition suhrkamp, 
Berlin 2017,  
238 s., € 18,50

und aufhalten will, muss sie sich nach 
Eribon nicht nur von ihren neolibera-
len Auswüchsen lösen. Es bedarf ver-
mittelnder Theorien, mit denen Partei-
en und soziale Bewegungen eine be-
stimmte Sichtweise auf die Welt an-
bieten. „Jene, die keine Stimme haben, 
können nur sprechen, wenn sie von 
jemandem vertreten werden, wenn je-
mand für sie, in ihrem Namen und in 
ihrem Interesse spricht“ (S. 145).

Auch wenn die Länge vieler Sätze  
den Nachvollzug der Argumentation 
nicht erleichtert und eher nur ange-
deutet wird, inwiefern es dem Front 
national besser gelingt, der Lebens-
realität von Arbeitern Sinn zu verlei-
hen: Mit der Reflexion seiner persön-
lichen Erfahrungen leistet der Autor 
einen wichtigen Beitrag zur Deutung 
des Rechtsrucks bei Teilen der Arbei-
terschaft. Sein Buch ist daher auch für 
Entwicklungen in anderen Ländern 
von Interesse. F

reiche vergleichende Analyse der po-
litischen Arbeitsmarktfaktoren in den 
einzelnen Ländern. Sie machen als 
Veränderungen, die die Mittelschicht 
betreffen, fest: die Ausweitung atypi-
scher Beschäftigungsverhältnisse (be-
fristete Arbeitsverträge, oft unfrei-
willige Teilzeitarbeit, Leiharbeit, un-
klare Arbeitsverhältnisse und „neue 
selbstständige“ Arbeit), den Abbau 
von Gewerkschaftsmacht und den 
rückläufigen Abdeckungsgrad von 
Kollektivverträgen. 

Überraschend, aber nicht unplausi-
bel ist die Argumentation, dass Null-
lohnrunden und Stellenkürzungen im 
öffentlichen Dienst die Mittelschicht 
ebenfalls hart trafen, da dieser haupt-
sächlich Mittelschichtjobs etwa für 
Lehrende, Ärztinnen und Ärzte sowie 
Pflegeberufe im öffentlichen Gesund-
heitssystem oder für beamtetes Perso-
nal bereitstellt.

Etwas unterbelichtet bleiben im 
Buch die Fragen nach den Auswir-
kungen einer reduzierten Versiche-
rungsfunktion des Sozialstaats. Das 
trifft Angehörige der Mittelschicht 
nicht nur als arbeitnehmende, son-
dern auch als öffentliche Leistungen 
beanspruchende. Ist doch der Sozial-
staat in vielen Ländern die Versiche-
rung der Mittelschicht für die Mit-
telschicht, die das Abgleiten in unte-

Daniel Vaughan-
Whitehead (hg.): 
europe’s Disap-
pearing middle 
class? evidence 
from the World of 
Work. elgar Books, 
2016, ca. € 130,–

D ie Frage „Schrumpft die Mitte tat-
sächlich?“ ist gerade jetzt gesell-

schafts- und wirtschaftspolitisch so re-
levant, weil die Mittelschicht erklär-
ter „Sehnsuchtsort“ in europäischen, 
leistungsorientierten Wirtschaften ist. 
Und weil sich aus dem wahrgenomme-
nen Abstand zwischen Wunsch und 
Wirklichkeit politische Verschiebun-
gen ergeben – in Kerneuropa derzeit 
hin zu rechtspopulistischen Parteien. 
Ohne ein glaubwürdiges Versprechen 
einer stabilen Mittelschicht ist die Le-
gitimierung von Leistungsgesellschaf-
ten infrage gestellt. Unsicherheit und 
Angst vor sozialem Abstieg und sozia-
lem Ausschluss haben in vielen Gesell-
schaften die Mittelklasse erreicht, wie 
auch die OECD feststellte. Die ökono-
mische Verteilungsfrage hat somit eine 
politische Dimension und Dringlich-
keit bekommen. Aber ist diese über-
haupt berechtigt?

Das Buch „Europe’s Disappea-
ring Middle Class? Evidence from the 
World of Work“ versucht diese Frage 
zu beantworten. Es entstand aus ei-
nem Projekt der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) und besteht 
aus 13 Länderberichten und einem 
Überblickskapitel. In äußerst detail-

R e z e n s i o n :  

m i R i a m  R e h m

Verschwindet die europäische Mittelschicht? 
eine Untersuchung der internationalen arbeitsorganisation (ilo) bleibt in Bezug auf den sozialstaat etwas unterbelichtet

re Schichten durch unkontrollierbare 
Ereignisse wie Krankheit, Kündigung 
oder kurzfristige Arbeitsunfähigkeit 
verhindert. Es ist somit zu erwarten, 
dass ein so fundamentaler Angriff auf 
den Sozialstaat, wie er in vielen Län-
dern im Gefolge der Krise stattfand, 
auch längerfristig nachhaltigen Ein-
fluss auf die Größe und Stabilität der 
Mittelschicht hat. 

Trotz eines sehr politischen Vor-
worts aus Zitaten europäischer Poli-
tik greift das Buch dieses heiße Eisen 
lieber nicht auf. Es überlässt es dem 
Publikum, aus den Veränderungen der 
Mittelschicht und den dokumentier-
ten wirtschaftspolitischen Maßnah-
men Schlussfolgerungen zu ziehen. 
Es wird kein Präjudiz in die eine oder 
andere Richtung geübt, der Ton bleibt 
technisch-neutral und wissenschaft-
lich-abwägend – wie es einer interna-
tionalen Organisation geziemt. F

lierten Länderkapiteln beschreiben die 
fast 30 Autorinnen und Autoren, wie 
sich die Mittelschicht entwickelt hat 
und welche Faktoren aus der Arbeits-
welt dabei eine Rolle spielten. 

„Mittelschicht“ heißt für die ILO, 
dass das Einkommen zwischen 60 und 
200 Prozent des Medians liegt – also 
von der (ungefähren) Armutsgrenze 
bis zum Zweifachen des Einkommens 
genau in der Mitte. Mit dieser – un-
vermeidlich willkürlichen – Definition 
kommen die Beiträge zu dem Ergeb-
nis, dass die Entwicklungen der Mit-
telschicht in Europa vor und nach der 
Krise zwar sehr unterschiedlich waren, 
es aber auch Gemeinsamkeiten gab: 

Erstens schrumpfte die Mittel-
schicht nach der Krise tendenziell so-
wohl als Anteil an allen Haushalten 
als auch gemessen an deren Anteil am 
gesamten Einkommen. Und zweitens 
gab es einen Zusammenhang zwischen 
einer schrumpfenden Mittelschicht 
und steigender Ungleichheit an den 
äußeren Rändern der Einkommen. 
Höhere Ungleichheit ist also auch 
schlecht, wenn man nur auf die Mit-
telschicht zielt. Die Abstiegsangst der 
Mittelschicht ist aus dieser Perspektive 
nicht ganz von der Hand zu weisen.

Wie kam es dazu? Die Expertinnen und 
Experten der ILO liefern eine detail-
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Nikolaus Dimmel, Julia 
Hofmann, Martin Schenk, 
Martin Schürz (Hg.): Handbuch 
Reichtum. Studienverlag, 
Innsbruck 2017

sozialminis terium.at > 
Soziales/ 
KonsumentInnen > 
Sozialpolitische  
Analysen > 
Sozialberichte

I m Jahr 1967 erschien auf Initiati-
ve der Bundesregierung der erste 

„Bericht über die soziale Lage“, und 
so wie heute wurde er auch damals 
dem Parlament zur Diskussion vor-
gelegt. Diese ersten Berichte vermit-
telten in erster Linie statistische In-
formationen über Entwicklungen in 
den Zuständigkeitsbereichen des frü-
heren „Ministeriums für soziale Ver-
waltung“. Analytische Darstellungen 
wurden in den ersten Jahren weitge-
hend ausgespart.

Dass dieser Zugang im Laufe der 
Jahre eine Wandlung erfahren hat, 
zeigt in besonderer Weise die aktuelle 
Ausgabe des Sozialberichts: Erstmals 
wurde für den auf acht Beiträge aus-
geweiteten Analyseteil eine inhaltliche 
Klammer mit dem Schwerpunkt „Ver-
teilung“ gewählt. Im ersten Berichts-
teil werden wiederum traditionell die 
aktuellen Aktivitäten und Maßnah-
men des Sozialressorts dargestellt, 
welche diese Studien ergänzen.

Über die Hälfte des Sozialberichts kon-
zentriert sich somit auf verteilungs-
bezogene Themen und berücksichtigt 
unterschiedliche Perspektiven, wie 
beispielsweise Vermögen und Ein-
kommen in Österreich, aber auch Ar-
beitszeit, Lebensbedingungen und die 

T homas Pikettys bahnbrechendes 
Werk „Kapital im 21. Jahrhundert“ 

prägt weltweit die Forschung zu Um-
fang und Konzentration privaten Ver-
mögens sowie den Gefahren für De-
mokratie, Wirtschaft und Gesellschaft. 
Das eben erschienene „Handbuch 
Reichtum“ macht diese Forschungs-
tätigkeit auch für Österreich sichtbar. 
Die vier aus unterschiedlichen Diszi-
plinen kommenden Herausgeberin-
nen und Herausgeber des voluminö-
sen Bandes versammeln 36 Beiträge, 
die von international renommierten 
Köpfen wie Manuela Boatca, Micha-
el Hartmann, Owen Jones und Gabri-
el Zucman sowie fast allen in Öster-
reich mit dem Thema befassten Exper-
tinnen und Experten stammen. 

Zunächst geht es um die Messung 
von Höhe und Verteilung des Reich-
tums und dabei um den eklatan-
ten Mangel an Transparenz: Nur sel-
ten existieren verlässliche Daten, nur 
langsam kommt Licht ins Dunkel. In 
Ländern mit Vermögens- und Erb-
schaftssteuern ist der Informations-
stand besser, in Österreich sind frei-
willige Erhebungen die einzige empi-
rische Stütze.

Der Band zeigt ungleiche Verteilung in 
der Antike und im Frühkapitalismus 
ebenso wie in der Gesellschaft des aus-
gehenden 19. Jahrhunderts, doch heu-
te steuern wir auf eine Konzentration 
des Vermögens zu wie selten zuvor. 
Was sind die Quellen des Reichtums? 
Stammt er aus Leistungseinkommen, 
und ist das Rechtfertigung genug etwa 
für die unanständig hohen Einkom-
men mancher Topmanager? Wie stark 
ist sein Ursprung leistungslos, weil 
Reichtum aus Erbschaften, organisier-
ter Kriminalität, globaler Ausbeutung 
oder Finanzspekulation stammt?

Ein entscheidender Abschnitt des 
Buches befasst sich mit den Folgen der 
Reichtumskonzentration für die De-
mokratie. Wer sind die Reichtums-
eliten, in welchen Reichtumskulturen 
leben sie, und wie nehmen sie Ein-
fluss auf Wirtschaft, Medien und Po-
litik? Reicht es, wenn sie Mitleid zei-
gen und über gemeinnützige Stiftun-
gen Bedürftigen helfen?

Damit stellt sich die Frage nach 
den politischen Instrumenten gegen 
die Reichtumskonzentration: strenge-
re Regulierung der (Finanz-)Märkte, 
griffigere Steuern auf Spitzeneinkom-
men, Vermögen und Erbschaften so-
wie die Weiterentwicklung des Wohl-
fahrtsstaates, der den gemeinsamen 
öffentlichen Reichtum der Nichtrei-
chen bildet, stehen dabei im Mittel-
punkt. F

Verteilung sozialer Krisenfolgen. Ein 
Analysebeitrag zu „Arbeit 4.0“ the-
matisiert darüber hinaus die Auswir-
kungen technologischer Veränderun-
gen auf die Arbeitswelt.

Zahlreiche brisante sozialpolitische 
Zukunftsfragen werden behandelt: Ist 
der Sozialstaat auch 2030 noch fi-
nanzierbar? Weshalb sinkt der An-
teil der Lohneinkommen am gesam-
ten Volkseinkommen? 

Welche Einkommensgruppen ha-
ben in den letzten Jahren profitiert, 
und wer gehört zu den vermögenden 
Haushalten? Welche Bevölkerungs-
gruppen verlieren in der Wirtschafts- 
und Finanzkrise?

Die Antworten fallen vielschichtig aus 
und machen in Summe eines deut-
lich: Der Sozialstaat entschärft viele 
Ungerechtigkeiten – v.a. in Bezug auf 
die Verteilung der Markteinkommen –, 
wirkt stabilisierend in der Krise, muss 
sich aber auch laufend an neue Ent-
wicklungen anpassen. Dieser Auftrag 
wird bei vielen im Sozialbericht publi-
zierten Erkenntnissen deutlich:

• Mittlere Einkommen stagnieren 
seit dem Jahr 2000, während niedri-
ge Einkommen sogar real verloren ha-
ben und Einkommen über dem Medi-
an weiter zulegten.

• Ohne einen starken Sozialstaat 
droht auch der vermögensärmeren 
Mitte ein „Abrutschen nach unten“.

G R A t u l A t I o N : 
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50 Jahre Sozialbericht 
er entwickelte sich von statistischen Informationen zu einer Analyse gesellschaftlicher fragen

Licht ins  
Dunkel des 
Reichtums

• Die wöchentliche Erwerbsarbeits-
zeit ist vor allem geschlechtsspezifisch 
zunehmend ungleich verteilt: Beinahe 
jede zweite Frau ist teilzeitbeschäftigt, 
aber nur jeder zehnte Mann.

• Ein starkes soziales Netz federt 
mit seinen automatischen Stabilisato-
ren krisenbedingte soziale Verwerfun-
gen ab. Darüber hinaus verhindert ein 
stabiles Fundament mindestsichern-
der Leistungen – wie z.B. die BMS 
oder Notstandshilfe – den Anstieg ex-
tremer Armutslagen und sichert sozi-
alen Frieden.

• Im Zusammenhang mit Digitali-
sierung und „Arbeit 4.0“ ist die Sozi-
alpolitik u.a. gefordert, eine „human-
zentrierte Technikentwicklung“ insbe-
sondere in Bezug auf die Arbeitsbedin-
gungen sicherzustellen.

Zum 50. Geburtstag befindet sich 
der Sozialbericht am Puls der Zeit 
und fokussiert sozialpolitische Brenn-
punkte.  F

ulf Kadritzke:  
Mythos Mitte. 
oder: Die 
entsorgung der 
Klassenfrage.
Bertz fischer, 
108 S., € 7,90

D ie zunehmende Ungleichheit in 
der Gesellschaft und die sich aus-

breitende Verunsicherung haben den 
Blick der Sozialwissenschaft in den 
vergangenen Jahren verstärkt auf die 
Mittelschicht gelenkt. 

Die Sorge wegen ihrer Erosion und 
der Folgen für die Stabilität des ge-
genwärtigen Systems bestimmt aber 
auch die öffentliche Diskussion. Für 
den deutschen Soziologen Ulf Kadritz-
ke ist diese „Mitte“ allerdings ein My-
thos und der auf sie fixierte Blick eine 
Folge der „Entsorgung der Klassen-
frage“ – so auch der Untertitel seines 
2017 erschienenen Buches. 

Er unternimmt einen Rückblick 
auf die Weimarer Soziologie der Zwi-
schenkriegszeit und versucht zu zei-
gen, dass die gegenwärtige Forschung 
dahinter zurückfällt.

Nach dem ersten Weltkrieg nahm die 
Gruppe der Angestellten stark zu. Die-
ser „neue Mittelstand“ sah sich schon 
damals eher den Handwerkern, Händ-
lern und Gewerbetreibenden nahe als 
dem Proletariat. Die Soziologen Theo-
dor Geiger, Siegfried Kracauer und 

R e z e N S I o N :  

S t e f A N  e D e R e R

Die Mitte – ein Mythos?
ulf Kadritzke betrachtet die Rede von der Mitte als entsorgung der Klassenfrage

Hans Speier stellten jedoch die Ein-
heit dieser „Zwischenklasse“ infrage 
und unterstrichen die Lohnabhängig-
keit der Angestellten. 

Sie betonten allerdings auch die 
innere Differenzierung der Arbei-
terklasse, die aus der Vielfalt der 
Lohnarbeitsformen hervorging. Die 
Weimarer Soziologie bezog damit 
eine Position zwischen der marxis-
tisch orientierten Sozialforschung 
und der von ihr kritisierten „neuen 
Mittelstandsideologie“.

Die gegenwärtige Sozialwissenschaft 
werfe nun mit ihrer Fixierung auf die 
Mittelschicht die Klassentheorie über 
Bord, so Kadritzke. Dies verdecke die 
Einkommensentstehung und damit 
die unterschiedlichen Interessen von 
Arbeit und Kapital. 

Der „Mitte“ komme dabei eine 
ideologische Funktion zu: Sie gilt als 
leistungswillig und ist sowohl Stütze 
als auch Motor der Gesellschaft. (Ein 
gewisses Maß an) Ungleichheit wer-
de dadurch legitimiert und die kapi-
talistische Produktionsweise als ihre 
Ursache ausgeblendet. Die bestehen-
den Verhältnisse werden somit nicht 
mehr infrage gestellt, und die politi-
sche Diskussion verschiebt sich hin 

zur „sozialstaatlichen Einhegung“ 
von Ungleichheit. Kadritzke wirft der 
gegenwärtigen Soziologie damit vor, 
mittels „inszenierter Mittelschichts-
panik“ zur Bewahrung des Systems 
beizutragen.

Ulf Kadritzke argumentiert daher 
für die Rückbesinnung auf die Klas-
sentheorie, die im Unterschied zu 
Schichtungsmodellen von den Pro-
duktionsverhältnissen ausgeht. Diese 
müsse dann durch Differenzierungsli-
nien innerhalb der Klasse der Lohn-
abhängigen ergänzt werden. Eine sol-
che Perspektive soll dazu beitragen, 
widersprüchliche Interessen zu be-
leuchten und den gemeinsamen Nen-
ner – den Kampf um gerechten Lohn, 
gute Arbeit und soziale Absicherung 
– wieder stärker in den Vordergrund 
zu rücken. F

eine Analyseteil-
Kurzfassung ist 
auch als falter-
Beilage erschienen
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Der italieni-
sche Mathemati-
ker Lorenzo Ma-
scheroni (1750–
1800) bewies, 
dass der Mittel-
punkt eines Ab-
standes (hier ab-
gebildet) sowie 
eines Kreises nur 
mit einem Zirkel, 
ohne Zuhilfenah-
me eines Lineals, 
ermittelt werden 
kann. 

Im zweiten Buch seiner „Nikomachischen Ethik“ 
erläuterte der griechische Philosoph Aristoteles 
(384–322 v. Chr.) die Bedeutung der Mitte: „Da-
her ist die Tugend ihrem Wesen nach, das heißt 
nach der Defi nition, die angibt, was es heißt, dies 
zu sein, eine Mitte; im Hinblick darauf aber, was 
das Beste und das gute Handeln ist, ist sie ein Ex-
trem“. (Siehe auch S. 56, Herlinde Pauer-Studer 
über Martha Nussbaum, und S. 45, Gespräch mit 
Franz Schuh.)

Beim olympischen Boxen liegt das Mittelge-
wicht zwischen 69 und 75 Kilogramm, beim 
Profi boxen ist die Obergrenze für Frauen und 
Männer 72,574 Kilogramm. Als der Beste in 
dieser Gewichtsklasse galt der US-Amerika-
ner Sugar Ray Robinson (1921–1989). Viele, 
auch sein Kollege Schwergewichtsboxer Mu-
hammad Ali, bezeichneten ihn überhaupt als 
besten Boxer aller Zeiten. 

Die Zeitschrift  des Hamburger Instituts 
für Sozialforschung, Mittelweg 36, prä-
sentiert Forschungsprojekte und führt 

kultur- und zeitkritische Debatten. Be-
sonders ist, dass neben Bildern und 

Grafi ken Texte verschiedener Genres 
veröff entlicht werden. Den Namen führt 

die Zeitschrift  nicht aus inhaltlichen 
Gründen, sondern nach der 

Adresse des Instituts.

Der Satz von Mohr-Mascheroni
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Friedrich 
von Logau 

Die Zeitschrift  des Hamburger Instituts 

sentiert Forschungsprojekte und führt 

sonders ist, dass neben Bildern und 
Grafi ken Texte verschiedener Genres 

veröff entlicht werden. Den Namen führt 
die Zeitschrift  nicht aus inhaltlichen 

Gründen, sondern nach der 
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Der deutsche 
Barockdichter 
(1606–1655) ist 
für seinen Satz 
„In Gefahr und 
größter Not/ 
bringt der Mit-
telweg den Tod“ 
berühmt. Dieser 
stammt aus ei-
nem seiner mehr 
als 3000 „Sinn-
gedichte“, die er 
unter dem Pseu-
donym Salomon 
von Golaw veröf-
fentlichte. (Siehe 
auch S. 45, Ge-
spräch mit Franz 
Schuh.) 
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Einst das Zentrum der DDR, veränderte sich der Stadtteil Ber-
lin-Mitte nach der Wende rasant. Es wurde debattiert, ob der 
Fernsehturm, 1969 eröff net, als Symbol der totalitären Herr-
schaft  abgerissen werden sollte. Letztlich blieb das höchste Bau-
werk Deutschlands stehen – und wurde zu einer der beliebtesten 
Touristenattraktionen. 

Es gibt unterschiedliche Methoden, den Mit-
telpunkt eines Gebiets zu berechnen. In Ös-
terreich gelang es der steirischen Gemeinde 
Bad Aussee, sich diesen Status 1949 urkund-
lich beglaubigen zu lassen. Ein Gedenkstein 
weist auf diese Auszeichnung hin. 

Mittelerde ist der Schauplatz mehrerer Romane J.R.R. Tolkiens (1892–1973), dar-
unter „Der Herr der Ringe“. Die Bezeichnung dachte sich der britische Schrift stel-
ler allerdings nicht selbst aus, sondern übernahm sie aus einem Gedicht des alt-
englischen Dichters Cynewulf, der vermutlich im 9. Jahrhundert lebte und über 
„middangeard“ schrieb.

Seit 1994 vergibt 
die deutsche Os-
kar-Patzelt-Stif-
tung den großen 
Preis des Mittelstan-
des an mittelständi-
sche Unternehmen, 
die mehrere Wettbe-
werbskriterien erfül-
len. Dazu gehören 
die Sicherung von 
Arbeits- und Aus-
bildungsplätzen, In-
novation und Enga-
gement in der Regi-
on. Zudem werden 
die Kommune sowie 
die Bank des Jahres 
ausgezeichnet. 
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